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T A G E S O R D N U N G: 
 
A) ÖFFENTLICHER TEIL 
 
 1   Bebauungsplan "Am Sand West"; Abwägungsbeschluss gemäß § 2 BauGB 

Vorlage: BV/047/2026 
  
 2   Haus der Begegnung, Estenfelderstr. 1 

Umgestaltung des Gemeinschaftsbereiches 
Vorlage: BT/014/2026 

  
 3   Kindergarten Am Marienheim und Kinderhaus Am Grasholz  

Abschluss einer Kooperationsvereinbarung mit der Sing- und Musikschule hinsichtlich eines musikali-
schen Grundangebots 
Vorlage: GL/040/2026 

  
 4   Sonstiges 
  
 4.1   Informationen für den Gemeinderat 
  
 4.2   Fragen aus dem Gemeinderat 
  
 4.3   Fragen aus der Bürgerschaft 
  
 
 
Der Vorsitzende begrüßt die Damen und Herren des Gemeinderates sowie die erschienenen Zuhörerinnen 
und Zuhörer und Herrn Ammon von der Main Post. Er stellt fest, dass für die Sitzung ordnungsgemäß, d. h. 
form- und fristgerecht geladen wurde und der Gemeinderat beschlussfähig ist.  
  



Sitzung des Gemeinderates am 25.09.2026 Seite 4/6 

 
1 Bebauungsplan "Am Sand West"; Abwägungsbeschluss gemäß § 2 BauGB 

Vorlage: BV/047/2026 
 
Sachverhalt: 
Der Bayerische Verwaltungsgerichtshof, 9. Senat, hat mit Urteil vom 05.07.2022 den Bebauungsplan 
„Am Sand West“ für unwirksam erklärt. Der Gemeinderat der Gemeinde Rottendorf hat in seiner öffentli-
chen Sitzung vom 22.07.2022 ein ergänzendes Verfahren gemäß § 214 Abs. 4 BauGB eingeleitet. Die 
für das ergänzende Verfahren erforderliche Überarbeitung der naturschutzfachlichen Belange in Abstim-
mung mit den Naturschutzbehörden war komplex und hat entsprechend Zeit beansprucht. Mit dem Be-
scheid der Regierung von Unterfranken zur Ausnahme von den Verboten des Bundesnaturschutzgesetzes 
zur Realisierung des Baugebiets „Am Sand West“ vom 27.02.2025 lag das Ergebnis des Abstimmungs-
prozesses vor. Aufgrund des Fundes einer Schlingnatternhaut musste dieser Bescheid allerdings geändert 
werden. Parallel konnten die Unstimmigkeiten mit dem BUND Naturschutz in Bayern e.V., der den Be-
scheid beklagt hatte, ausgeräumt werden. Mit Erhalt des Änderungsbescheids der Regierung von Unter-
franken zur Ausnahme von den Verboten des Bundesnaturschutzgesetzes zur Realisierung des Baugebiets 
„Am Sand West“ vom 29.06.2026 lag das Ergebnis des Abstimmungsprozesses vor und das Bebauungs-
planverfahren konnte weitergeführt werden.   
Der Entwurf des Bebauungsplans "Am Sand West" wurde mit Begründung gemäß § 3 Abs. 2 S. 2 BauGB 
in der Zeit vom 08.07.2026 bis einschließlich 10.08.2026 erneut im Internet veröffentlicht / öffentlich 
ausgelegt. 
Die Träger öffentlicher Belange, die Nachbargemeinden und Bürger haben während der erneuten öffent-
lichen Auslegung bzw. Veröffentlichung Stellungnahmen abgegeben, die zu einer Änderung des Gel-
tungsbereichs geführt haben. Die Zusammenfassungen der abwägungsrelevanten Kernaussagen sind in 
der Anlage „Vorlage der Verwaltung zu den Prüfungs- und Abwägungsergebnissen“ zur Beschlussvorlage 
aufgelistet. Ihnen ist dort jeweils die Stellungnahme der Verwaltung gegenübergestellt. 
Ein Mitglied des Gemeinderats fragt nach dem Prüfungsergebnis zu den Anregungen des BUND Natur-
schutz e.V. bzgl. der Häufigkeit der Mahd. Des Weiteren wird nachgefragt, ob der Gemeinderat die 
Oberflächengestaltung des Fußwegs bereits so, wie in der Abwägungstabelle aufgeführt, beschlossen hat. 
Anschließend fasst der Gemeinderat folgenden 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat nimmt die zur erneuten Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 
BauGB eingegangenen Stellungnahmen zur Kenntnis. Er hat sie geprüft und stimmt der Vorlage der Ver-
waltung zu den Prüfungs- und Abwägungsergebnissen zu. 
 
Anlagen: 
Vorlage der Verwaltung zu den Prüfungs- und Abwägungsergebnissen 
Ausgelegter Bebauungsplan 
Bescheide der Regierung von Unterfranken zur Ausnahme von den Verboten des Bundesnaturschutzgeset-
zes 
 
Abstimmungsergebnis:  Einstimmig 
 
 
2 Haus der Begegnung, Estenfelderstr. 1 

Umgestaltung des Gemeinschaftsbereiches 
Vorlage: BT/014/2026 

 
Sachverhalt: 
Die Leiterin des Hauses der Begegnung, Frau Viglione, ist an die Gemeinde mit dem Wunsch herangetre-
ten, Umgestaltungsmaßnahmen im Gemeinschaftsbereich vorzunehmen. 
Diese sehen baulich im Wesentlichen vor, die Theke einschließlich der rückwärtigen Wandschränke zu 
entfernen, da die Speisenausgabe fortan direkt aus der Küche erfolgen soll. Hierfür müsste in die beste-
hende Küchenschiebetüre eine Durchreicheöffnung eingebaut werden. Das im Bodenbelag durch die 
Thekenentfernung aufgrund fehlender Belagsfläche entstandene Loch wird ausgeglichen und die gesamte 
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Bodenfläche bekommt eine neue Beschichtung in einer anderen Farbe. 
Außerdem soll der Einbau eines Regales im Bereich links neben dem Zugang zum Nebenraum erfolgen. 
Der Wunsch, das Elementpaket der großen Schiebetür zwischen Aufenthaltsraum und Nebenraum im 
geöffneten Zustand mit Trockenbauelementen einzubauen, fand keinen Anklang. 
Die Kosten für die aufgeführten Maßnahmen belaufen sich auf ca. 6000,- € brutto. 
Aus dem Gemeinderat kam der Vorschlag, das Thekenelement den örtlichen Vereinen anzubieten.  
 
Beschluss:  
Die Maßnahmen sollen im beschriebenen Umfang ausgeführt werden. Die Theke soll den örtlichen Verei-
nen zur kostenlosen Überlassung angeboten warden. 
 
Abstimmungsergebnis:  18 :1 
 
 
3 Kindergarten Am Marienheim und Kinderhaus Am Grasholz  

Abschluss einer Kooperationsvereinbarung mit der Sing- und Musikschule hin-
sichtlich eines musikalischen Grundangebots 
Vorlage: GL/040/2026 

 
Sachverhalt: 
Zwischen dem Kindergarten Am Bremig und der Sing- und Musikschule Rottendorf besteht seit 2017 eine 
Kooperationsvereinbarung über die Umsetzung eines musikalischen Grundangebotes für alle Kinder der 
Kindergarteneinrichtung. Die Kosten des Kursangebotes trägt seither die Gemeinde. Über den Vorstand 
des Johannisvereines wurde eine Anfrage gestellt, ob dieses Angebot künftig auch für die Kindergärten 
Am Marienheim und Am Grasholz umsetzbar wäre. Nach einer Bedarfsabfrage bei den Eltern der rele-
vanten Kindergärten sowie einer Machbarkeitsstudie durch die Musikschulleitung wurde in der Sitzung der 
Ortskindergärten eine mögliche Umsetzung der Anfrage ausgearbeitet, welche die entstehenden Kosten 
auf die teilnehmenden Kindergärten verteilt und den Anteil der Gemeinde gleich dem der letzten Jahre 
beibehält. 
Die Gemeinde Rottendorf befürwortet die Teilhabe aller öffentlichen Rottendorfer Kindergärten und deren 
Kinder am musikalischen Grundangebot durch die örtliche Musikschule. Die involvierten Einrichtungen 
schließen eine Kooperationsvereinbarung, um die Konditionen der Zusammenarbeit festzuhalten und um 
Fördergelder beim Trägerverband der bayerischen Sing- und Musikschulen beantragen zu können. 
Auf Empfehlung von Bürgermeister und Schulleitung der Sing- und Musikschule fasst der Gemeinderat 
nach kurzer Diskussion folgenden  
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat Rottendorf beschließt die vorliegenden Entwürfe je einer Kooperationsvereinbarung mit 
dem Johannesverein e.V. Rottendorf über ein musikalisches Grundangebot in den Kindergärten „Am Mari-
enheim“ und „Am Grasholz“. Die Kooperationsvereinbarungsentwürfe, die der Sitzungsniederschrift bei-
gefügt sind, sind Bestandteil dieses Beschlusses. Die Kooperationsvereinbarungen treten rückwirkend zum 
01.09.2026 in Kraft.   
 
Abstimmungsergebnis:  Einstimmig  
 
 
4 Sonstiges 
4.1 Informationen für den Gemeinderat 
 
Es gibt keine Informationen für den Gemeinderat.  
 
 
4.2 Fragen aus dem Gemeinderat 
 
Es gibt keine Wortmeldungen.  
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4.3 Fragen aus der Bürgerschaft 
 
Es gibt keine Wortmeldungen.  
 
 
 
 
Der Vorsitzende 

 
Roland Schmitt, 1. Bürgermeister 



Die Zauneidechse zieht in die Innenstadt – Lebensraumanaloga für eine gefährdete Art in einer 

Metropolregion 

 

Zusammenfassung 

Die Urbanisierung kann für die biologische Vielfalt gefährlich sein, andererseits können Städte die 

lokale und regionale Artenvielfalt verbessern, indem sie Lebensraumanaloga für viele – manchmal 

gefährdete – Arten bieten, die anderswo aus natürlichen Lebensräumen ausgeschlossen sind. 

Zauneidechsen (Lacerta agilis) sind in Deutschland gefährdet und ihre Populationen gehen zurück. 

Diese Art kann städtische Lebensräume bis zu einem gewissen Grad besiedeln, aber die 

Auswirkungen der Stadtentwicklung oder Urbanisierung auf ihre Verbreitung und Populationsdichte 

bleiben ungeklärt. Ziel dieser Studie war es, festzustellen, ob der Großraum Berlin sekundäre 

Lebensräume für Zauneidechsenpopulationen bietet, welche Umweltfaktoren den Besiedlungserfolg 

beeinflussen und inwieweit sie menschliche Einflüsse tolerieren. Im Jahr 2012 wurden 

Zauneidechsenpopulationen in 30 Parzellen (zehn städtische, zehn vorstädtische, zehn ländliche) 

hinsichtlich ihres Erhaltungszustands und ihrer Umweltvariablen bewertet. Wir fanden 15 

Zauneidechsenpopulationen; statistische Analysen zeigten keine signifikanten Unterschiede in den 

individuellen Zahlen zwischen den drei Urbanisierungskategorien. Regressionsmodelle zeigten, dass 

der Anteil geeigneter Nistplätze, Sonnenplätze und geeigneter Mikrohabitate einen positiven Effekt 

auf die Populationsdichte hatte, während die Anzahl der Individuen negativ auf Haustiere und 

Isolation reagierte. Die Urbanisierung hatte weder Auswirkungen auf die Populationsdichte der 

Zauneidechsen noch auf ihren Erhaltungszustand, und optimale Habitate schienen unabhängig von 

der Urbanisierung zu sein. Städtische wie auch großstädtische Habitate können daher als 

Rückzugsgebiete für diese gefährdete Art dienen und negative Auswirkungen können durch ein 

vorausschauendes Management, das sich durch nur minimale Eingriffe auszeichnet, gemildert 

werden. 

Schlüsselwörter Berlin. Lacerta agilis. Versöhnungsökologie. Sekundärhabitat. Stadtökologie. 

Urbanisierung 

 

Einleitung 

Obwohl urbane Gebiete nur einen kleinen Teil der Erdoberfläche ausmachen, treiben sie 

Umweltveränderungen auf lokaler und globaler Ebene voran (McKinney 2006; Mcdonald et al. 2008; 

Goddard et al. 2009). Aufgrund von Fragmentierung, Isolation, Lebensraumveränderung, 

Eutrophierung und der Ausbreitung invasiver Arten kann sich die Urbanisierung negativ auf die 

biologische Vielfalt auswirken (Marzluff 2001; Edgar und Bird 2005; McKinney 2008). Mehrere 

Autoren behaupten jedoch, dass Städte die lokale und regionale Artenvielfalt steigern können 

(Dearborn und Kark 2009; McKinney 2008; Kowarik 2011, Grant et al. 2011), da anthropogene 

Einflüsse eine Vielzahl unterschiedlicher – manchmal neuartiger – Lebensräume – sogenannte 

sekundäre Lebensräume – schaffen können, die als Lebensraumanaloga für viele Arten dienen 

können, die anderswo aus dem natürlichen (primären) Lebensraum ausgeschlossen sind (Rosenzweig 

2003; Lundholm und Richardson 2010; Meffert und Dziock 2012, 2013; Holzer 2014). Dies bietet 

vielversprechende Möglichkeiten für den Artenschutz und -erhalt, da viele Lebensraumtypen in 

naturnahen Landschaften immer seltener werden und wertvolle Lebensräume wie offene 

Trockenrasen zurückgehen (Edgar und Bird 2005). Auch neuartige Ökosysteme innerhalb von Städten 

können den Verlust der Artenvielfalt abmildern 



(Hobbs et al. 2006; Kowarik 2011) und so können städtische Lebensräume als Rückzugsgebiete für 

einige gefährdete und geschützte Arten dienen. 

Zaunleidechsen (Lacerta agilis) sind in Deutschland gefährdet und ihre Populationen gehen – 

insbesondere in Norddeutschland – aufgrund von Lebensraumzerstörung, Lebensraumverlust und 

Lebensraumisolierung zurück 

(Edgar und Bird 2005). Daher ist diese Art durch nationale und internationale Gesetze geschützt. 

Naturschützer haben sich besonders auf die Erhaltung und Wiederherstellung von Fortpflanzungs- 

und Nistplätzen konzentriert (Ellwanger 2004; Edgar und Bird 2005). Mehrere Studien haben die 

Eignung verschiedener Lebensräume für Zauneidechsen analysiert (z. B. Dent und Spellenberg 1988; 

Stumpel 1988; Berglind 2000; Edgar et al. 2010) und die Auswirkungen von Umweltveränderungen 

auf Vorkommen und Populationsgrößen ermittelt (Heym et al. 2013; Wouters et al. 2012). Neuere 

Studien konzentrierten sich jedoch auf naturnahe Gebiete, während Ballungsräume außer Acht 

gelassen wurden (Magle et al. 2012). Dies ist ein Nachteil, da Städte in Zeiten zunehmender 

Urbanisierung in Naturschutzstrategien einbezogen werden sollten (Dearborn und Kark 2009; Kowarik 

2011). Hierzu ist es jedoch notwendig, die Biodiversität und die Reaktionen der Arten auf 

Umweltveränderungen zu verstehen (Dearborn und Kark 2009) und die Bedeutung von 

Habitatanaloga zu bestimmen, wie sie beispielsweise für Amphibien (Rubbo und Kiesecker 2005), 

Reptilien (Vignoli et al. 2009) und Vögel (Chiquet et al. 2013; Hogg und Nilon 2014) dokumentiert 

sind. Es ist auch bekannt, dass Zauneidechsen bis zu einem gewissen Grad urbane Habitate besiedeln 

können (Bischoff 1988; Mutz und Donth 1996; Blanke 1999; Rüblinger 2009), aber die Auswirkungen 

der Stadtentwicklung bzw. Urbanisierung auf Verbreitung und Populationsdichte bleiben ungeklärt, 

obwohl mehrere Autoren negative Auswirkungen angenommen haben (Haskins 2000; Edgar 2002; 

Edgar und Bird 2005). 

Ziel unserer Studie war es, herauszufinden, ob der Großraum Berlin sekundäre Lebensräume für 

Zauneidechsenpopulationen bietet, welche Umweltfaktoren den Besiedlungserfolg beeinflussen und 

in welchem Ausmaß menschliche Einflüsse von der Art toleriert werden können. Insbesondere haben 

wir uns mit den folgenden Forschungsfragen befasst: 

1. Bieten Städte Habitatanaloga für die gefährdete Zauneidechse? 

2. Wirkt sich die Urbanisierung negativ auf die Populationsstruktur, die Habitatwahl und den 

Erhaltungszustand von Lacerta agilis aus? 

3. Wie können städtische Standorte optimiert werden, um die Lebensraumeignung für Lacerta agilis 

zu verbessern? 

 

Material und Methoden 

Untersuchungsarten 

Die Zauneidechse (Lacerta agilis) (LINNAEUS 1758) gehört zur Familie der Eidechsen Lacertidae und 

ist zusammen mit der Waldeidechse (Zootoca vivipara) eine der bekanntesten Reptilienarten in 

Deutschland (Stumpel 2004). Lacerta agilis ist eine kurzbeinige und mittelgroße Eidechse. In 

Deutschland erreichen die Tiere eine Gesamtlänge von etwa 24 cm. Zauneidechsen weisen einen 

deutlichen Geschlechtsdimorphismus in der Färbung auf. Während der Brutzeit entwickeln die 

Männchen hellgrüne Flanken, die normalerweise vor dem Winterschlaf verblassen, während die 

Weibchen das ganze Jahr über eine hellbraune oder gräuliche Grundfarbe behalten (Blanke 2004). 

Junge Zauneidechsen sind hellbraun oder hellbraun und haben sehr deutliche Ocellen (Edgar und Bird 



2005). Zauneidechsen ernähren sich von einer Reihe von Spinnen und Insekten, insbesondere von 

Heuschrecken, Wanzen und Käfern (Edgar und Bird 2005). Es handelt sich um eine stark tagaktive Art, 

die Temperaturen zwischen 18 und 23 °C benötigt (Spellerberg 1988; Amat et al. 2013). Die Aktivität 

beginnt Ende März oder Anfang April und dauert je nach Witterungsbedingungen bis Mitte oder Ende 

Oktober (Elbing et al. 1996). Männchen haben normalerweise ein Revier von einigen hundert 

Metern, während das Revier der Weibchen oft kleiner ist (Nicholson und Spellerberg 1989). 

Zauneidechsen sind in Süd- und Westdeutschland weit verbreitet und häufig, aber im Norden ist die 

Verbreitung zerstreuter, da diese Art dort in geringerer Populationsdichte vorkommt (Bosbach und 

Weddeling 2005; Edgar und Bird 2005). Lacerta agilis ist ein primärer Waldsteppenbewohner und 

bevorzugt daher offene, trockene und meist nach Süden ausgerichtete Lebensräume wie Heideland 

sowie trockenes und halbtrockenes Grasland. 

Aufgrund verschiedener Bedrohungen (z. B. Lebensraumzerstörung, Lebensraumdegradation, 

Fragmentierung, mangelndes Habitatmanagement oder unangemessenes Habitatmanagement) und 

dem daraus resultierenden Lebensraumverlust nimmt die Populationsdichte vielerorts ab (Elbing et 

al. 1996; Bosbach und Weddeling 2005; Edgar und Bird 2005). 

Lacerta agilis ist in Anhang II der Berner Konvention und Anhang IV der Habitat- und Artenrichtlinie 

aufgeführt. Sie ist eine streng geschützte Art gemäß dem Bundesnaturschutzgesetz. 

Auswahl des Studienstandorts 

Die Studie wurde in Berlin, Deutschland, durchgeführt und umfasst eine Fläche von 892 km2 mit etwa 

3,5 Millionen Einwohnern (Amt für Statistik Berlin-Brandenburg 2014). Das Klima ist gemäßigt mit 

einer Jahresmitteltemperatur von 9,8 °C und einem durchschnittlichen Niederschlag von 582 mm 

(DWD 2006). Innerhalb der bebauten Gebiete spiegeln die Böden schwere anthropogene Störungen 

wider, während in der natürlichen Landschaft am Stadtrand sandige, nährstoffarme Böden 

vorherrschen. Berlin stellt eine komplexe urbane Matrix mit einer Vielzahl von Landnutzungen dar: 

etwa 54 % bebaute Gebiete, 21 % Wälder, 12 % Grünflächen, 6 % Wasser, 5 % Grünland und 2 % 

Ackerland (Senatsverwaltung für Stadtentwicklung 2008). Zunächst führten wir eine 

Literaturrecherche durch und identifizierten alle Standorte mit bekannten Vorkommen von 

Zauneidechsen. Als nächstes analysierten wir die Biotoptypenkartierung von Berlin 

(Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt 2012) und wählten potenziell geeignete Biotope 

für Zauneidechsen aus, nämlich halbtrockene und trockene Graslandschaften, Heidelandschaften 

sowie halbtrockene und trockene Ruderalvegetation. Alle diese Biotope bieten die für Zauneidechsen 

notwendigen Lebensraummerkmale, die von Glandt (1979), House und Spellerberg (1983a), Fritz und 

Sowig (1988) und Edgar und Bird (2005) definiert wurden: trockene und warme Lebensraummosaike 

mit spärlicher und dichter Vegetation, Vorhandensein von Steinen, Holzpfähle, Totholzhaufen oder 

ähnliche Strukturen. Die Biotopkartierung ist ein gängiges Instrument der Naturschutzbiologie und 

hat zum Ziel, die Zusammensetzung der Landschaft anhand abgrenzbarer Biotoptypen zu 

beschreiben. Das Biotoptypenkartierungssystem dokumentiert die aktuelle Verbreitung und den 

Zustand von Biotopen und ist damit eine wichtige Grundlage für Naturschutzaufgaben, Stadt- und 

Regionalplanung, Umweltanalysen, Umweltverträglichkeitsprüfungen, Pflichtberichte und 

Waldentwicklungsplanungen. Schließlich wurden insgesamt 30 Untersuchungsstandorte (zehn 

städtische, zehn suburbane, zehn ländliche) ausgewählt. Mithilfe der Biotoptypenkartierung von 

Berlin berechneten wir den Anteil der bebauten Fläche (= versiegelte Fläche) in einem Puffer von 100 

m um jeden Untersuchungsstandort. Die Einteilung der Urbanisierungskategorien erfolgte nach 

McKinney (2002). Städtisch (> 50 % versiegelte Fläche), suburban (20–50 % versiegelte Fläche), 

ländlich (< 20 % versiegelte Fläche).  

 



Feldmethoden 

Alle Untersuchungsgebiete wurden während der Brutzeit im Mai und Juni 2012 besucht. Die 

Beobachtungen fanden an sonnigen Tagen am frühen Morgen oder am späten Nachmittag statt, da 

erhöhte Temperaturen zur Mittagszeit die Aktivität verringern können (Bosbach und Weddeling 2005; 

Wouters et al. 2012). Alle Untersuchungsgebiete wurden viermal für jeweils 1 Stunde besucht, um 

sicherzustellen, dass der Großteil der Zauneidechsenpopulation gezählt wurde und um die 

Fehlerwahrscheinlichkeit zu minimieren (Bosbach und Weddeling 2005). An jedem 

Untersuchungsgebiet liefen wir drei 100 m lange Transektlinien ab und zählten alle Zauneidechsen, 

die wir sahen (mithilfe von Ferngläsern) und hörten (z. B. fliehende Tiere, vgl. Nemes et al. 2006). 

Zusätzlich suchten wir nach versteckten Tieren, indem wir geeignete Unterschlupfstrukturen (z. B. 

Felsen, Totholz) vorsichtig drehten. Erwachsene und Jungtiere wurden anhand ihrer Körpergröße 

(Erwachsene bis zu 22 cm, Jungtiere 6 cm) und Männchen und Weibchen anhand ihrer Körperfarbe 

(erwachsene Männchen = grün, Weibchen und Jungtiere braun) unterschieden (Edgar und Bird 2005). 

In Europa (EU) ist die Erhaltung oder Wiederherstellung eines günstigen Erhaltungszustands (FCS) der 

natürlichen Lebensräume und Arten wildlebender Tiere und Pflanzen von gemeinschaftlichem 

Interesse das Hauptziel der Habitat- und Artenrichtlinie. Solche Arten sind in den Anhängen II, IV und 

V der Richtlinie aufgeführt (z. B. ist Lacerta agilis in Anhang IV aufgeführt). Vereinfacht ausgedrückt 

könnte man den FCS als eine Situation beschreiben, in der es einem Lebensraumtyp oder einer Art 

qualitativ und quantitativ ausreichend gut geht und gute Aussichten hat, dies auch in Zukunft zu tun. 

Der FCS wird den folgenden 

Kategorien zugeordnet: günstig (A), ungünstig/unzureichend (B) und jeweils ungünstig/schlecht (C). 

Zur Ermittlung des FCS hat das LANUV (2007) eine Checkliste für Deutschland vorgeschlagen, die die 

drei Hauptkategorien Habitatqualität, Population und Habitatverschlechterung umfasst (siehe Tabelle 

1). Diese Hauptkategorien sind zusätzlich in Unterkategorien unterteilt, die im Feld bewertet wurden. 

Wir haben die Habitatqualität (Habitatstruktur, Anteil geeigneter Mikrohabitate, Nistplätze, 

Sonnenplätze, sonnenexponierte Bereiche) und Habitatverschlechterung (aufgrund von Entfernung zu 

Gebäuden, Isolation, Haustieren, Sukzession) für jeden Untersuchungsstandort geschätzt. Die 

Habitatstruktur wurde mithilfe der Kategorien „heterogen/mosaikartig“, „weniger heterogen“ und 

„monoton“ beschrieben, während der Anteil geeigneter Mikrohabitate, Nistplätze, Sonnenplätze und 

sonnenexponierter Bereiche standortspezifisch geschätzt wurde (Prozentsatz der gesamten 

Standortfläche). Die Verschlechterung des Lebensraums wurde durch die Entfernung zu Gebäuden 

(kürzeste Entfernung vom Zentrum eines Gebiets zu allen Arten von Gebäuden), Isolation (niedrig = 

keine Straßen, Eisenbahnen oder undurchlässige Oberflächen, mittel = kleine und selten benutzte 

Straßen, hoch = stark befahrene Straßen in einem Puffer von 100 m um das Untersuchungsgebiet), 

Haustiere (keine Bedrohung = keine Haustiere während der Durchsuchungen gezählt [4×1 h], niedrige 

Bedrohung = Spaziergänger mit angeleinten Hunden während der Durchsuchungen beobachtet, hohe 

Bedrohung = streunende Hunde und Katzen während der Durchsuchungen beobachtet) und 

Sukzession (Prozentsatz von Büschen und Bäumen) ausgedrückt. 

 

Zur Berechnung des FCS haben wir das in Anhang 1 gezeigte Schema angewendet: Schritt 1 = 

Bewertung des Status jeder Unterkategorie anhand von Tabelle 1 (Werte wurden aus Anhang 2 

übernommen), Schritt 2: Bewertung des Status jeder Hauptkategorie, Schritt 3: Bewertung des 

günstigen Erhaltungszustands (FCS) für den Untersuchungsort. 

 



Datenanalyse 

Unterschiede in den Einzelzahlen (insgesamt, Männer, Frauen) zwischen den 

Urbanisierungskategorien wurden mit ANOVA getestet, nachdem die Normalitätsannahmen mit den 

Tests Shapiro-Wilk (Shapiro und Wilk 1965) und Fligner-Killeen (Conover et al. 1981) überprüft 

wurden. Anschließend wurden Post-hoc-Tests von Holm-Sidak (Šidák 1967) angewendet. 

Vor den Regressionsanalysen haben wir alle Variablen auf Interkorrelation überprüft (Pearson 

r>|0,6|). 

Poisson-verallgemeinerte lineare Modelle (GLM) wurden verwendet, um zu testen, ob die Anzahl der 

Individuen (insgesamt, Männchen, Weibchen) durch Fläche, Lebensraumqualität und -degradation 

beeinflusst wurde (Prädiktoren: Lebensraumstruktur, Prozentsatz geeigneter Mikrohabitate, 

Nistplätze, Sonnenplätze, sonnenexponierte Bereiche, Entfernung zu Gebäuden, Isolation, Haustiere, 

Sukzession). Um die festgestellte Überdispersion auszugleichen, wurden die Standardabweichungen 

mithilfe eines Quasi-Poisson-GLM-Modells korrigiert (Zuur et al. 2009). Die Modellauswahl erfolgte 

mithilfe von Pseudo-R2 (Dobson 2002). Darüber hinaus haben wir eine ordinale logistische Regression 

angewendet, um zu testen, ob Lebensraumvariablen den Erhaltungszustand beeinflussen. Um zu 

beurteilen, ob Variablen einen signifikanten Beitrag zum Regressionsmodell leisten, wurden die 95 %-

Konfidenzintervalle berechnet. Wenn diese 0 nicht überstiegen, wurde die Parameterschätzung als 

statistisch signifikant angesehen (Agresti 2002). Alle Analysen wurden mit der Statistiksoftware R 

3.0.2 (R Development Core Team 2010) durchgeführt. 

Tabelle 1 Umwelt- und Populationsvariablen, die zur Bewertung des Erhaltungszustands gemäß 

Habitatrichtlinie gemessen und geschätzt wurden (vgl. LANUV 2007) 

 Günstig Ungünstig/mangelhaft Ungünstig/schlecht 

Lebensraumqualität 
Lebensraumstruktur 

heterogen/ 
mosaikartig 

weniger heterogen 
 

monoton 
 

Anteil an 
- geeigneten Mikrohabitaten 
- geeigneten Nistplätzen 
- Sonnenplätzen 
- sonnenexponierten Flächen 

 
>60–100 % 
>60–100 % 
>60–100 % 
>60–100 % 

 
>30–60 % 
>30–60 % 
>30–60 % 
>30–60 % 

 
0–30 % 
0–30 % 
0–30 % 
0–30 % 

Population 
Größe 
Struktur 

 
>20 Tiere/h 
Adulte, Subadulte 
und Jungtiere 

 
10–20 Tiere/h 
Adulte, Subadulte 
oder Jungtiere 

 
<10 Tiere/h 
nur Adulte 
 

Lebensraumverschlechterung 
durch 
Entfernung zu Gebäuden 
Isolation 
Haustiere 
 
Sukzession 

 
 
>1000 m 
niedrig 
keine Bedrohung 
 
0–30 % 

 
 
500–1000 m 
mittel 
geringe Bedrohung 
(Spaziergänger mit Hunden) 
>30–60 % 

 
 
<500 m 
hoch 
hohe Bedrohung 
(freilaufende Haustiere) 
>60–100 % 

 

Ergebnisse 

An den 30 Untersuchungsstandorten haben wir 15 Populationen von Zauneidechsen entdeckt 

(Anhang 2). Wir haben keine signifikanten Unterschiede in der Anzahl der Individuen (insgesamt: 

F=0,011, P=0,989, ANOVA, Männchen: F=0,016, P=0,984, ANOVA, Weibchen: F=0,104, P=0,901) 

zwischen den drei Urbanisierungskategorien festgestellt (Abb. 1a–c). 

Der Prozentsatz geeigneter Nistplätze und Sonnenplätze hatte einen positiven Effekt auf die 

Gesamtzahl (t=2,1, P=0,006; t=3,2, P=0,005), die männlichen (t=3,3, P=0,004; t=2,7, P=0,01) und 

weiblichen (t=4,6, P=0,001; t=3,8, P=0,001) Individuen, während der Prozentsatz geeigneter 



Mikrohabitate lediglich die Gesamtzahl der Individuen erhöhte (t=2,1, P=0,04) (Tabelle 2). Im 

Gegensatz dazu hatten Haustiere signifikante negative Auswirkungen auf die Dichte der 

Zauneidechsen (insgesamt: t=3,2, P=0,005; Männchen: t=2,4, P=0,03; Weibchen: t=3,8, P=0,0009) 

sowie auf die Isolation von Männchen und Weibchen (Männchen: t=2,3, P=0,04; Weibchen: t=3,1, 

P=0,005). Weder Sukzession noch Urbanisierung und Fläche beeinflussten die Anzahl der Individuen. 

Die Kategorien des Erhaltungszustands waren gleichmäßig auf die Urbanisierungskategorien verteilt 

(Abb. 2), und die ordinale logistische Regression zeigte, dass die Lebensraumstruktur und wiederum 

Haustiere signifikante Auswirkungen auf den Erhaltungszustand der Zauneidechsen hatten, während 

die Urbanisierung keinen Einfluss hatte (Tabelle 3).  

 

Diskussion 

Urbane Lebensräume der Zauneidechse 

Die hier definierte Urbanisierung hatte weder Auswirkungen auf die Populationsdichte der 

Zauneidechse noch auf den Erhaltungszustand dieser Art im Großraum Berlin. Optimale Lebensräume 

zeigten sich unabhängig von der Urbanisierung. Städtische Lebensräume wie Brachflächen, 

Brachland, Industrie- und Infrastrukturbrachen können daher wertvolle Lebensräume für Wildtiere 

und Rückzugsgebiete für gefährdete Arten sein, was nicht nur für die Zauneidechse gilt. So zeigten 

beispielsweise Vignoli et al. (2009), dass eine große Metropole eine vielfältige Herpetofauna 

beherbergen kann, und Grant et al. (2011) stellten fest, dass einige Reptilienarten in städtischen 

Gebieten sehr gut gedeihen; Rubbo und Kiesecker (2005) zeigten dasselbe für Amphibien. Darüber 

hinaus nehmen die Populationen des Grasfrosches (Rana temporaria) in ländlichen Gebieten 

Großbritanniens stetig ab, während in städtischen Parks und Gärten eine zunehmende 

Populationsdichte zu beobachten ist (Carrier und Beebee 2003). Ebenso fanden Meffert und Dziock 

(2012, 2013) und Meffert et al. (2012) in städtischen Lebensräumen Berlins eine hohe Anzahl 

gefährdeter Vogelarten wie Steinschmätzer (Oenanthe oenanthe) und Brachpieper (Anthus 

campestris). Städtische Lebensräume können auch vielfältige Arthropodengemeinschaften 

beherbergen (Eyre et al. 2003; Strauss und Biedermann 2006; Williams und Jackson 2007; Menke et 

al. 2011), und es scheint, dass Tiere die Bedingungen städtischer Lebensräume nicht nur tolerieren, 

sondern sogar davon profitieren und optimalen Lebensraum finden (Lundholm und Richardson 2010). 

Zauneidechsen können in städtischen Umgebungen hohe Populationsdichten erreichen (Kühnel 2005; 

Krone und Kitzmann 2006), aber es ist neu, dass selbst stark urbanisierte Lebensräume besiedelt 

werden, solange optimale Lebensraummerkmale vorhanden sind. In unserer Studie spielte der Anteil 

geeigneter Mikrohabitate, Nistplätze und sonnenexponierter Bereiche eine signifikante positive Rolle. 

Dies steht im Einklang mit anderen Studien aus halbnatürlichen und natürlichen Landschaften, die 

zeigten, dass Zauneidechsen einen strukturell komplexen Lebensraum mit einer Kombination aus 

verschiedenen Bereichen für die Wärmeregulierung, Nahrungssuche, Verstecke, den Winterschlaf 

und die Eiablage benötigen (House und Spellerberg 1983a, b; Edgar et al. 2010; Wouters et al. 2012). 

Eine abnehmende Heterogenität führt zu einem Rückgang der Individuenzahlen (Jackson 1979; De 

Bruyn 1997), aber die Sukzession hatte keine negativen Auswirkungen in unserer Studie. 

Dementsprechend zeigten Thomas et al. (1999), dass Zauneidechsen in jedem Sukzessionsstadium 

von Heidelandschaften gedeihen können, solange es Flecken von nacktem Sand gibt. 

Städtische Lebensräume scheinen ähnliche Merkmale wie ländliche Gebiete zu haben, insbesondere 

in Berlin, wo viele Brachflächen (z. B. Brachflächen, Brachland, Industrie- und Infrastrukturflächen, 

Brachland) findet sich infolge der Zerstörung von im Zweiten Weltkrieg bebauten Flächen und 

struktureller Veränderungen im Zuge der Wiedervereinigung der Stadt. Diese Habitatanaloga 



für die Zauneidechse, da sie alle erforderlichen Habitatmerkmale bieten. Negative Effekte 

ergeben sich jedoch durch Isolation und Haustiere. In städtischen Landschaften sind die Grenzen 

zwischen natürlichen und versiegelten Flächen im Allgemeinen abrupt, was die Isolationseffekte 

verstärkt. Wenn natürliche Flächen groß genug sind, finden Tierbewegungen typischerweise 

innerhalb eines Fragments statt (Collinge 1996; Jellinek et al. 2004), für die Besiedlung neuer Habitate 

sind jedoch Korridore oder Trittsteine unabdingbar. Zu diesem Zweck sind städtische Brachflächen, 

Grünflächen, extensiv bewirtschaftete Eisenbahnlinien und Straßenränder von unschätzbarem Wert 

(Dent und Spellenberg 1988; Mutz und Donth 1996; Kühnel 2005); dies sollte im Rahmen der 

Stadtplanung berücksichtigt werden. Durch die Freizeitnutzung und insbesondere durch eine hohe 

Anzahl freilaufender Hunde und Katzen entsteht ein Konflikt, der ernsthafte Probleme wie die 

Zerstörung von Nistplätzen und Ruheplätzen sowie die Jagd und Tötung von Tieren verursachen kann 

(Edgar und Bird 2005; Edgar et al. 2010). 

 

Management und Optimierung urbaner Zauneidechsenhabitate 

Zapfeneidechsen gedeihen zwar in urbanen Habitaten, ihre Präsenz in anthropogen geschaffenen 

Habitaten kann jedoch bedroht sein. So kann die Zauneidechse beispielsweise beim Ausbau oder 

Umbau von Straßen und Eisenbahnen oder bei anderen Baumaßnahmen leicht übersehen werden 

(Krone und Kitzmann 2006; Haupt 2009; Rüblinger 2009; Schonert 2009; Edgar et al. 2010). Darüber 

hinaus können manche Managementmethoden geeignete Habitate zerstören (Edgar und Bird 2005). 

Obwohl diese Studie deutlich zeigt, dass urbane Gebiete – unabhängig vom Grad der Urbanisierung –

geeignete Sekundärhabitate für Zauneidechsen sein können, konnten potenzielle Bedrohungen 

identifiziert werden. Auch wenn die Sukzession keinen Einfluss auf die Populationsdichte hatte, 

hatten der Anteil geeigneter Nistplätze und Sonnenplätze sowie der Anteil geeigneter Mikrohabitate 

insgesamt einen positiven Einfluss; alle diese Habitatmerkmale korrelieren negativ mit zunehmender 

Sukzession. Daher ist es notwendig, die strukturelle Heterogenität mit Flecken von nacktem und 

lockerem Boden, geeigneten Mikrohabitaten (Totholzhaufen, Steine oder Schutt, Laub) und dichten 

bewachsenen Verstecken durch die Kontrolle der großflächigen Vegetationssukzession (Glandt 1979; 

Fritz und Sowig 1988; Edgar und Bird 2005), beispielsweise durch Beweidung (Wouters et al. 2012), 

aufrechtzuerhalten. Dagegen sollte die mechanische Mahd, die in Städten die wichtigste 

Bewirtschaftungsmethode ist, vermieden werden (Edgar und Bird 2005). Neben der Erhaltung 

geeigneter Lebensraummerkmale ist es notwendig, die Lebensraumflecken groß genug zu halten und 

die Isolation zu reduzieren, die als negativer Faktor identifiziert wurde. In diesem Zusammenhang 

sind brachliegende Infrastruktur und extensiv bewirtschaftete Straßenränder – beides in Berlin noch 

immer sehr häufig – von größtem Wert (Kühnel 2005). Schließlich sind die negativen Auswirkungen 

streunender Hunde und Katzen schwer zu bewältigen, da viele Gebiete für die Öffentlichkeit 

zugänglich sind und nur wenige eingezäunt werden können. Es ist jedoch denkbar, einige Flächen 

einzuzäunen, wenn Weideland genutzt werden soll. Ein wirksamerer Schutz kann durch die 

Bereitstellung geeigneter Aufklärungs- und Sensibilisierungsmaterialien für die Bevölkerung vor Ort 

und Hundebesitzer erreicht werden (Edgar und Bird 2005). Dies würde Synergieeffekte erzeugen, da 

einerseits die Naturschutzbedürfnisse berücksichtigt werden und andererseits die Menschen mit der 

Natur verbunden werden können, ohne die Freizeitnutzung zu verbieten (Alberti et al. 2003; Edgar 

und Bird 2005; Dearborn und Kark 2009). 

Schlussfolgerungen 

Städtische und großstädtische Lebensräume können als Rückzugsgebiete für gefährdete und daher 

geschützte Arten dienen, wie dies für die Zauneidechse gezeigt wurde. Diese Studie stellt ein weiteres 

Beispiel für den vielversprechendsten Rahmen der Versöhnungsökologie dar, der sich auf die 



Erfindung, Etablierung und Erhaltung konzentriert neue Lebensräume zur Erhaltung der Artenvielfalt 

an Orten, an denen Menschen leben, arbeiten oder spielen (Rosenzweig 2003). Städtische 

Umgebungen können ökologisch wertvoll sein, da sie ein wichtiger Teil der regionalen oder globalen 

Artenvielfalt werden, ohne wild oder unberührt zu sein (Dearborn und Kark 2009). 
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The sand lizard moves downtown – habitat analogues
for an endangered species in a metropolitan area
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Abstract Urbanisation can be dangerous to biological diversity, but on the other hand cities
can enhance local and regional biodiversity by providing habitat analogues for many –
sometimes endangered – species that are elsewhere excluded from natural habitats. Sand
lizards (Lacerta agilis) are endangered in Germany and populations are declining. This species
may colonise urban habitats to a certain degree, but the effects of urban development or
urbanisation on their distribution and population densities remain unexplained. The aim of this
study was to ascertain if the metropolitan area of Berlin offers secondary habitats for sand
lizard populations, which environmental factors affect colonisation success and to what degree
they tolerate human impacts. In 2012, sand lizard populations in 30 plots (ten urban, ten
suburban, ten rural) were assessed regarding their conservation status and environmental
variables. We found 15 sand lizard populations; statistical analyses showed no significant
differences in individual numbers among the three urbanisation categories. Regression models
revealed that the percentage of suitable nesting sites, basking places and suitable microhabitats
had a positive effect on density while individual numbers responded negatively to pets and
isolation. Urbanisation neither affected sand lizard population densities nor their conservation
status, and optimal habitats appeared independent of urbanisation. Urban as well as metropol-
itan habitats can therefore serve as refuges for this endangered species and negative impacts
can be mitigated by forward-looking management, which is characterised by only minimal
interventions.
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Introduction

Although urban areas represent only a small fraction of the Earth’s surface, they drive
environmental change at the local and global levels (McKinney 2006; Mcdonald et al. 2008;
Goddard et al. 2009). Due to fragmentation, isolation, habitat alteration, eutrophication and the
spread of invasive species, urbanisation can negatively affect biological diversity (Marzluff
2001; Edgar and Bird 2005; McKinney 2008). However, several authors claim that cities can
enhance local and regional biodiversity (Dearborn and Kark 2009; McKinney 2008; Kowarik
2011, Grant et al. 2011) because anthropogenic impacts can create a variety of different –
sometimes novel - habitats – so-called secondary habitats – that can serve as habitat
analogues for many species that are elsewhere excluded from the natural (primary)
habitat (Rosenzweig 2003; Lundholm and Richardson 2010; Meffert and Dziock 2012,
2013; Holzer 2014). This offers promising opportunities for species conservation and
protection, since many habitat types are becoming increasingly rare in semi-natural
landscapes and valuable habitats such as open dry grasslands are declining (Edgar and
Bird 2005). Even novel ecosystems within cities may mitigate biodiversity losses
(Hobbs et al. 2006; Kowarik 2011) and thus, urban habitats can serve as refuges
for some endangered and protected species.

Sand lizards (Lacerta agilis) are endangered in Germany and populations are declining –
especially in northern Germany – due to habitat degradation, habitat loss and habitat isolation
(Edgar and Bird 2005). Thus, this species is protected by national and international laws.
Conservationists have focused particularly on the conservation and restoration of reproduction
and nesting sites (Ellwanger 2004; Edgar and Bird 2005). Several studies have analysed the
suitability of different habitats for sand lizards (e.g., Dent and Spellenberg 1988; Stumpel
1988; Berglind 2000; Edgar et al. 2010) and determined the effects of environmental changes
on occurrence and population sizes (Heym et al. 2013; Wouters et al. 2012). However, recent
studies have focused on semi-natural areas, while metropolitan areas have been disregarded
(Magle et al. 2012). This is a drawback since, in times of increasing urbanisation, cities should
be included into conservation strategies (Dearborn and Kark 2009; Kowarik 2011) but to do so
it is necessary to understand biodiversity and species responses to environmental changes
(Dearborn and Kark 2009) and to determine the importance of habitat analogues as docu-
mented, for example, for amphibians (Rubbo and Kiesecker 2005), reptiles (Vignoli et al.
2009) and birds (Chiquet et al. 2013; Hogg and Nilon 2014). It is also known that sand lizards
may colonise urban habitats to a certain degree (Bischoff 1988; Mutz and Donth
1996; Blanke 1999; Rüblinger 2009), but the effects of urban development or
urbanisation, respectively, on distribution and population densities remain unexplained,
although several authors have assumed adverse effects (Haskins 2000; Edgar 2002;
Edgar and Bird 2005).

The aim of our study was to ascertain if the metropolitan area of Berlin offers secondary
habitats for sand lizard populations, which environmental factors affect colonisation success
and to what degree human impacts can be tolerated by the species. In particular, we addressed
the following research questions:

1. Do cities provide habitat analogues for the endangered sand lizard?
2. Does urbanisation negatively affect the population structure, habitat choice and conser-

vation status of Lacerta agilis?
3. How can urban sites be optimised to enhance habitat suitability for Lacerta agilis?
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Material and methods

Study species

The sand lizard (Lacerta agilis) (LINNAEUS 1758) belongs to the family of lizards Lacertidae
and is, together with the forest lizard (Zootoca vivipara), one of the best known reptile species
in Germany (Stumpel 2004). Lacerta agilis is a short-legged and medium sized lizard. In
Germany, individuals attain a total length of about 24 cm. Sand lizards exhibit distinct sexual
dimorphism in coloration. During the breeding season, males develop bright green flanks
which usually fade prior to hibernation, while females retain a light brown or greyish ground
colour all year (Blanke 2004). Juvenile sand lizards are light brown or tan and have very
distinct ocelli (Edgar and Bird 2005).

Sand lizards prey on a range of spiders and insects, especially orthopterans, bugs and
beetles (Edgar and Bird 2005). It is a strongly diurnal species which requires temperatures
between 18 and 23 °C (Spellerberg 1988; Amat et al. 2013). Activity begins in late March or
early April and extends, depending on weather conditions, to the middle or end of October
(Elbing et al. 1996).

Males normally have home ranges of a few hundred meters while those of females are often
smaller (Nicholson and Spellerberg 1989). Sand lizards are widespread and abundant in
southern and western Germany, but the distribution becomes more scattered in the north
where this species occurs at lower population densities (Bosbach and Weddeling 2005;
Edgar and Bird 2005). Lacerta agilis is a primary forest steppe inhabitant and therefore prefers
open, dry and mostly south-facing habitats, such as heathland and dry and semi-dry grasslands.
Due to several threats (e.g. habitat destruction, habitat degradation, fragmentation, lack of
habitat management or inappropriate habitat management) and resulting habitat loss, popula-
tion densities are declining in many places (Elbing et al. 1996; Bosbach and Weddeling 2005;
Edgar and Bird 2005).

Lacerta agilis is listed in Annex II of the Bern Convention and Annex IVof the Habitats and
Species Directive. It is a strictly protected species under the Federal Nature Conservation Act.

Study site selection

The study was done in Berlin, Germany, covering an area of 892 km2 with about 3.5 million
human inhabitants (Amt für Statistik Berlin-Brandenburg 2014). The climate is temperate with
an annual mean temperature of 9.8 °C and an average precipitation of 582 mm (DWD 2006).
Within the built-up areas, soils reflect severe anthropogenic disturbances, whereas sandy,
nutrient-poor soils prevail in the natural landscape at the urban fringe. Berlin represents a
complex urban matrix with a variety of land uses: roughly 54 % built-up areas, 21 %
woodlands, 12 % green spaces, 6 % water, 5 % grasslands and 2 % arable fields (Senate
Department for Urban Development 2008).

At first, we conducted a literature review and identified all sites with known sand lizard
occurrences. Next, we analysed the biotope type mapping of Berlin (Senate Department for
Urbane Development and the Environment 2012) and selected potential suitable biotopes for
sand lizards, namely semi-dry and dry grasslands, heathlands and semi-dry and dry ruderal
vegetation. All these biotopes provide habitat features necessary for sand lizards defined by
Glandt (1979), House and Spellerberg (1983a), Fritz and Sowig (1988) and Edgar and Bird
(2005): dry and warm habitat mosaics with sparse and dense vegetation, presence of stones,
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wood stakes, piles of dead wood or similar structures. Biotope mapping is a common tool in
conservation biology and its goal is to describe the composition of the landscape on the basis
of delimitable biotope types. The biotope type mapping system documents the current
distribution and condition of biotopes, and is thus an important basis for conservation tasks,
urban and regional planning, environmental analyses, environmental impact assessments,
mandatory reports and forest development planning.

Finally, a total of 30 study sites (ten urban, ten suburban, ten rural) were selected. Using the
biotope type mapping of Berlin, we calculated the percentage of built-up area (= impervious
surface) in a 100 m buffer around each study site. The classification of urbanisation categories
were defined according to McKinney (2002). urban (>50 % impervious surface), suburban
(20–50 % impervious surface), rural (<20 % impervious surface).

Field methods

All study sites were visited during the breeding season in May and June in 2012. The
observations took place on sunny days in the early morning or late afternoon, because
increased temperatures at midday can reduce activity (Bosbach and Weddeling 2005;
Wouters et al. 2012). All study sites were visited four times for 1 h each in order to ensure
that most of the sand lizard population was counted and to minimise the probability of error
(Bosbach and Weddeling 2005). On each study site, we walked three 100 m-transect lines and
counted all sand lizards sighted (with the aid of binoculars) and heard (e.g., fleeing animals, cf.
Nemes et al. 2006). In addition, we looked for hidden animals by carefully turning appropriate
shelter structures (for example, rocks, dead wood). Adults and juveniles were distinguished by
their body size (adult up to 22 cm, juvenile 6 cm) and males and females by their body colour
(adult males = green, females and juveniles brown) (Edgar and Bird 2005).

In Europe (EU), the maintenance or restoration at favourable conservation status (FCS) of the
natural habitats and species of wild fauna and flora of Community interest is the primary objective
of the Habitats and Species Directive. Such species are listed in Annexes II, IV and V to the
Directive (e.g., Lacerta agilis is listed in Annex IV). In simple terms, FCS could be described as a
situation where a habitat type or species is doing sufficiently well in terms of quality and quantity
and has good prospects of continuing to do so in future. The FCS is assigned to the following
categories: favourable (A), unfavourable/inadequate (B) and unfavourable/bad each (C).

To determine the FCS, LANUV (2007) proposed a check list for Germany which comprises
three main categories habitat quality, population and habitat degradation (see Table 1). These
main categories are furthermore breakdowned in subcategories that were assessed in the field.
We estimated habitat quality (habitat structure, percentage of suitable microhabitats, nesting
sites, basking spots, sun-exposed areas) and habitat degradation (due to distance to building,
isolation, pets, succession) for each study site. Habitat structure was described using categories
Bheterogeneous/mosaic-like^, Bless heterogeneous^ and Bmonotonous^ while percentage of
suitable microhabitats, nesting sites, basking spots and sun-exposed area was estimated site-
specific (percentage of total site area). Habitat degradation was expressed by distance to
buildings (nearest distance from center of an area to all kinds of buildings), isolation (low =
no roads, railways or any impervious surface, middle = small and infreqently used roads, high
= heavily travelled roads in a buffer of 100 m around the study site), pets (no threat = no pets
counted during searches [4×1 h], low threat = walkers with leashed dogs observed during
searches, high threat = stray dogs and cats observed during searches) and succession (percent-
age of bushes and trees).

Urban Ecosyst



To calculate the FCS we applied the scheme shown in Appendix 1: step 1=assessing statuts
of each subcategory using Table 1 (values were taken from Appendix 2), step 2: assessing
statuts of each main category, step 3: assessing favourable conservation status (FCS) for study
site.

Data analysis

Differences in individual numbers (total, males, females) among urbanisation categories were
tested using ANOVA after checking normality assumptions by the Shapiro-Wilk (Shapiro and
Wilk 1965) and Fligner-Killeen tests (Conover et al. 1981). Afterwards, Holm-Sidak post-hoc
tests (Šidák 1967) were applied.

Prior to regression analyses, we checked all variables for inter-correlation (Pearson r>|0.6|).
Poisson generalised linear models (GLM) were used to test whether individual numbers (total,
males, females) were affected by area, habitat quality and degradation (predictors: habitat
structure, percentage of suitable microhabitats, nesting sites, sunbathing places, sun-exposed
areas, distance to buildings, isolation, pets, succession). To compensate for the detected
overdispersion, the standard deviations were corrected using a quasi-Poisson GLM model
(Zuur et al. 2009). Model selection was done using pseudo-R2 (Dobson 2002). Furthermore,
we applied an ordinal logistic regression to test if habitat variables affected the conservation
status. To assess if variables contributed significantly to the regression model, the 95 %
confidence intervals were calculated. If these did not exceed 0, the parameter estimate was
considered statistically significant (Agresti 2002).

All analyses were done using the statistical software R 3.0.2 (R Development Core
Team 2010).

Table 1 Environmental and population variables that were measured and estimated to evaluate the conservation
status according to the habitats directive (cf. LANUV 2007)

Favourable Unfavourable/inadequate Unfavourable/bad

Habitat quality

Habitat structure heterogeneous/
mosaic-like

less heterogeneous monotonous

Percentage of

- Suitable microhabitats >60–100 % >30–60 % 0–30 %

- Suitable nesting sites >60–100 % >30–60 % 0–30 %

- Basking spots >60–100 % >30–60 % 0–30 %

- Sun-exposed area >60–100 % >30–60 % 0–30 %

Population

Size >20 animals/h 10–20 animals/h <10 animals/h

Structure adults, subadults
and juveniles

adults, subadult
or juveniles

only adults

Habitat degradation due to

Distance to buildings >1000 m 500–1000 m <500 m

Isolation low middle high

Pets no threat low threat
(walkers with dogs)

high threat
(pets running free)

Succession 0–30 % >30–60 % >60–100 %
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Results

In the 30 study sites we detected 15 sand lizard populations (Appendix 2). We found no significant
differences in individual numbers (total: F=0.011, P=0.989, ANOVA, males: F=0.016, P=0.984,
ANOVA, females: F=0.104, P=0.901) among the three urbanisation categories (Fig. 1a–c).

The percentage of suitable nesting sites and basking spots had a positive effect on total (t=2.1,P=
0.006; t=3.2,P=0.005), male (t=3.3,P=0.004; t=2.7,P=0.01) and female (t=4.6,P=0.001; t=3.8,
P=0.001) individuals while the percentage of suitable microhabitats only increased total individual
numbers (t=2.1, P=0.04) (Table 2). In contrast, pets had significant negative effects on sand lizard
densities (total: t=3.2, P=0.005; males: t=2.4, P=0.03; females: t=3.8, P=0.0009) as well as
isolation of male and females (males: t=2.3, P=0.04; females: t=3.1, P=0.005). Neither succession
nor urbanisation and area affected individual numbers.

Conservation status categories were evenly distributed among the urbanisation categories
(Fig. 2) and ordinal logistic regression showed that habitat structure and again pets had
significant effects on sand lizard conservation status while urbanisation had no impact
(Table 3).

Discussion

Urban sand lizard habitats

Urbanisation as defined here neither affected sand lizard population densities nor the conser-
vation status of this species in the metropolitan area of Berlin. Optimal habitats appeared
regardless of urbanisation. Urban habitats, such as brown fields, fallow land, industrial and
infrastructure wasteland can therefore be valuable habitats for wildlife and refuges for
endangered species, which is not only true for the sand lizard. For example, Vignoli et al.
(2009) showed that a large metropolis can harbour a diverse herpetofauna and Grant et al.
(2011) noted that some reptile species thrive very well in urban areas; Rubbo and Kiesecker
(2005) demonstrated the same for amphibians. Moreover, populations of the common frog
(Rana temporaria) are steadily decreasing in rural areas in the UK whereas increasing
population densities can be observed in urban parks and gardens (Carrier and Beebee 2003).
Similarly, Meffert and Dziock (2012, 2013) and Meffert et al. (2012) found high numbers of
endangered bird species, such as the wheatear (Oenanthe oenanthe) and tawny pipit (Anthus
campestris) in urban habitats of Berlin. Urban habitats can also harbour diverse arthropod
communities (Eyre et al. 2003; Strauss and Biedermann 2006; Williams and Jackson 2007;
Menke et al. 2011), and it appears that animals not only tolerate urban habitat conditions but
even benefit from them and find optimal living space (Lundholm and Richardson 2010).

Sand lizards can achieve high population densities in urban environments (Kühnel 2005;
Krone and Kitzmann 2006), but it is new that even heavily urbanised habitats are colonised as
long as optimal habitat features are present. In our study, the percentage of suitable microhab-
itats, nesting sites and sun-exposed areas played a significant positive role. This is in
accordance with other studies from semi-natural and natural landscapes which showed that
sand lizards need a structurally complex habitat with a combination of different patches for
thermoregulation, foraging, hiding, hibernation and egg deposition (House and Spellerberg
1983a, b; Edgar et al. 2010; Wouters et al. 2012). Decreasing heterogeneity leads to a decline
in individual numbers (Jackson 1979; De Bruyn 1997), but succession had no negative effects
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in our study. Accordingly, Thomas et al. (1999) showed that sand lizards can thrive in any
successional stage of heathlands as long as patches of bare sand occur.

Urban habitats seem to have similar characteristics to those in rural areas, especially in
Berlin where many fallow areas (e.g., brown fields, fallow land, industrial and infrastructure
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Fig. 1 a–c Total (a), male (b) and
female (c) individuals in urban,
suburban and rural study sites of
Berlin (N=10 per category)
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wasteland) can be found as a result of the destruction of areas built up during World War II and
structural changes in the wake of the reunifiactation of the city. These are habitat analogues for
the sand lizard as they provide all the required habitat features. However, negative effects
emerge due to isolation and pets. In urban landscapes, boundaries between natural and sealed
patches are generally abrupt, which increases isolation effects. If natural patches are large
enough, animal movements are typically within-fragment (Collinge 1996; Jellinek et al. 2004),
but corridors or stepping stones are mandatory for the colonisation of new habitats. For this
purpose, urban wastelands, greenfield sites, extensively managed railway lines and roadsides
are invaluable (Dent and Spellenberg 1988; Mutz and Donth 1996; Kühnel 2005); this should
be considered in the context of urban planning.

A conflict emerges from recreational use and especially from high numbers of free-running
dogs and cats which can cause serious problems such as the destruction of nesting sites, resting
places as well as the hunting and killing of animals (Edgar and Bird 2005; Edgar et al. 2010).

Table 2 Responses of individual numbers to habitat and landscape variables using general linear models (GLM)
for analysis (***=P<0.001, **=P<0.01, *=P<0.05)

Total individuals Male individuals Female individuals

Habitat structure – – –

Suitable microhabitats ↑* (0.51) – –

Suitable nesting sites ↑** (0.43) ↑** (0.48) ↑*** (0.39)

Basking spots ↑** (0.42) ↑* (0.39) ↑** (0.45)

Sun-exposed area – – –

Distance to buildings – – –

Isolation – ↓* (0.25) ↓** (0.69)

Pets ↓** (0.43) ↓* (0.38) ↓*** (0.42)

Succession – – –

Whether the variable had a positive or negative effect is indicated by ↑ (for increasing individual sums) and ↓ (for
decreasing individual sums). The R2 is given in parentheses
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Managing and optimising urban sand lizard habitats

Although sand lizards thrive in urban habitats, their presence in anthropogenically created
habitats may be threatened. For example, the sand lizard can be easily overlooked during the
expansion or reconstruction of roads and railways or other building operations (Krone and
Kitzmann 2006; Haupt 2009; Rüblinger 2009; Schonert 2009; Edgar et al. 2010). Furthermore,
some management methods might destroy suitable habitats (Edgar and Bird 2005). Although
this study clearly shows that urban areas – regardless of the degree of urbanisation – can be
suitable secondary habitats for sand lizards, potential threats could be identified. Even though
succession had no effect on abundance, the percentage of suitable nesting sites and sunbathing
places as well as the percentage of suitable microhabitats had an overall positive impact; all
these habitat features are negatively correlated with increasing succession. It is therefore
necessary to maintain structural heterogeneity with patches of bare and loose soil, appropriate
microhabitats (deadwood piles, stones or rubble, litter) and dense vegetated hiding sites by
controlling large-area vegetation succession (Glandt 1979; Fritz and Sowig 1988; Edgar and
Bird 2005), for example by grazing (Wouters et al. 2012). In contrast, mechanical cutting,
which is the main management technique in cities, should be avoided (Edgar and Bird 2005).

In addition to maintaining suitable habitat features, it is necessary to keep habitat patches
large enough and to reduce isolation which was identified as a negative factor. In this context,
fallow infrastructure and extensively managed road sides – both still very frequent in Berlin –
are most valuable (Kühnel 2005).

Finally, the negative effects of stray dogs and cats are difficult to manage because many sites are
open to the public and only a few can be fenced. However, it is conceivable to fence some patches
when grazing is intended. More effective protection can be achieved by providing appropriate
educational and public awareness material aimed at local people and dog owners (Edgar and Bird
2005). This would create synergistic effects as, on the one hand, conservation needs are considered,
and on the other hand people can be connected to naturewithout prohibiting recreational use (Alberti
et al. 2003; Edgar and Bird 2005; Dearborn and Kark 2009).

Conclusions

Urban as well as metropolitan habitats can serve as refuges for endangered and therefore protected
species, as shown for the sand lizard. This study presents a further example for the most promising
framework of reconciliation ecology which, focuses on inventing, establishing and maintaining

Table 3 Responses of conserva-
tion status to habitat and landscape
variables using ordinal logistic re-
gression for analysis (***=
P<0.001, **=P<0.01, *=P<0.05)

Only significant results are given

Value / t 2.5 % 97.5 %

Habitat structure 33.1 / 37.5 31.4 34.9

Suitable microhabitats – – –

Suitable nesting sites – – –

Basking spots – – –

Sun-exposed area – – –

Distance to buildings – – –

Isolation – – –

Pets 0.7 / 8.1 23.3 38.1

Succession – – –
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new habitats to conserve species diversity in places where people live, work or play (Rosenzweig
2003). Urban environments can be ecologically valuable as they become an important part of
regional or global biodiversity without being wild or pristine (Dearborn and Kark 2009).
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Anfrage Zauneidechsen & Bebauung 

  
 

 

Sehr geehrte Frau Gernert, 

 

ich schreibe das Folgende schnell auf dem Weg ins Wochenende zusammen – für Tippfehler etc. 

entschuldige ich mich daher – eine schnelle Antwort scheint mir wichtiger als meine übliche Sorgfalt. 

 

Wie Sie wissen, sind Zauneidechsen streng geschützt, um sie zu töten oder Ihre Fortpflanzungs- und 

Ruhestätten zu zerstören, braucht es eine artenschutzrechtliche Ausnahme. 

 

Diese Ausnahmen sind an hohe Hürden gebunden – es soll sich wirklich um Ausnahmen handeln. 

Wichtig sind dabei u. a. weitest gehende Eingriffsvermeidung (aufgrund eines Urteils des BVerwG), 

der Zustand der lokalen Population darf sich trotz Ausnahme nicht verschlechtern und zumutbare 

Alternativen müssen fehlen. 

 

Bei normalen Umsiedlungen bleiben i. d. R. fast alle Tiere im Baufeld zurück, denn man braucht sehr 

viele Fangtage (an den jeweils oft keine oder wenige Eidechsen gefangen werden), oft werden 

Lebensräume kleiner und weniger. Bei den normalen Abfangaktionen bleiben fast alle Tiere im 

Baufeld zurück. 

 
Hier zwei Beispiele aus typischen Graslebensräumen in meinem Buch von 2015 (The sand lizard between light and 

shadow, https://shop.laurenti.de/product_info.php?products_id=926), die Aktivitätsdichte lag jeweils unter 10 älteren 

Zauneidechsen pro Stunde (= schlecht im Rahmen der FFH-Bewertung): 

Beispiel 1:  2.398 Zauneidechsen in nur 41 Tagen einer Rettungsaktion gefangen, pro Tag 3-16 Zauneidechsen, zuvor 

waren einige wenige Tiere kartiert worden.  
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Beispiel 2: 120 Zauneidechsen zwischen Paarungszeit und Winterruhe gefangen, dabei 0-7 Fänge pro Tag. Kartiert 

worden waren hier 5 ältere Tiere. Im nächsten Frühjahr schien der Bestand vor Ort in Bezug auf die Adulti unverändert. 

Das zweite Fangjahr wurde bisher „nur“ auf vielen Tagungen vorgestellt – da wurden noch mehr Tiere gefangen. 

 

Auch die umgesiedelten Tiere sind keinesfalls gerettet, Mortalitätsraten von mehr 50% sind nicht 

unüblich, viele Umsiedlungen scheitern komplett. Dies ist seit langem bekannt (z. B. meine Bücher, 

Schneeweiß et al. 2014) und wurde am Beispiel Berlin in den letzten Jahren auf einigen 

Fachtagungen vorgestellt. 

 

Umsiedlungen sind daher nicht geeignet, für einen günstigen Erhaltungszustand zu sorgen! Im 

Gegenteil, nach der Roten Liste der Reptilien Deutschlands gelten sie sogar als wesentliche 

Gefährdungsursache vgl. https://www.rote-liste-

zentrum.de/files/NaBiV_170_3_1_RL_Reptilien_2020_20210317-1609.pdf. 

Zudem erfordert die Entwicklung geeigneter Zielflächen jahrelangen Vorlauf (ca. 5-10 Jahre für 

Vegetation und Beutetiere, vorher Suche, Kauf usw. – Zusetzungen gefährden dagegen auch den 

Bestand im Zielgebiet). 

 

Bei ganz vielen Projekten, insbesondere B-Plänen sind Umsiedlungen auch gar nicht nötig! Denn oft 

sind die Vorkommen der Zauneidechsen lokal begrenzt. Ich schütze seit mehr als 30 Jahren die 

Vorkommen durch Änderungen der ursprünglichen Planungen (nur ganz selten siedele ich um – nur 

bei wichtigen Infrastrukturprojekten – weniger als 10mal in all den Jahren). 

 

Wesentlich für den Schutz ist der Erhalt der Kernlebensräume (daher ist es so wichtig, dass bei 

Kartierungen alle Fundpunkte dargestellt und nicht nur Flächen abgrenzt werden), besser der 

gesamten Lebensräume. 

Bei Bebauung (Gebäude, Lärmschutzwände etc.) und Anpflanzungen ist der Schattenwurf zu 

berechnen.  
Früher habe ich das nur für die Aktivitätsperiode gemacht, mittlerweile halte ich den Schatten auf Winterquartiere für 

wesentlich und lasse auch den berechnen. Manche Kollegen berechnen nur den Schatten im Sommer – der ist zwar 

auch sehr nachteilig (siehe die Ausführungen zu Lärmschutzwänden in meinen Büchern von 2010 und 2015) – aber 

natürlich vergleichsweise kurz. Wichtig ist die Berechnung auch langer Schatten sowie morgens und am frühen Abend! 

 

Beschattung sollte möglichst vermieden werden – hilfreich dafür sind typischerweise andere 

Anordnungen von Elementen  – Regenrückhaltung, Parkplätze etc. auf die Eidechsenseite, 

„Schattenwerfer“ wie hohe Gebäude möglichst weit entfernt. In frühen Planungsstadien ist das gut 

möglich – später geht es nur noch um Kosmetik und Alibimaßnahmen. In Wohngebieten kann die 

Vermeidungen von Beschattung aber bedeuten, dass auf Geschosse oder einige Häuser verzichtet 

werden muss – gleichzeitig entfallen so die jahrelangen Verzögerungen durch Umsiedlungen und es 

gibt Planungssicherheit. 

 

Verbleibende Beschattung muss kompensiert werden (Rückverlegung von Gehölzen, 

Vergrößerungen von Habitaten)! 

 

Bei der Bebauung ist es dann wichtig, Todesfallen zu vermeiden, z. B. ungesicherte Lichtschächte, 

Gullies und Bordsteine. Das ist aber alles kein Problem – man muss nur etwas nachdenken. 

 

Je nach Art der Hausgärten können diese besser oder schlechter als die vorherigen Äcker sein. Bei 

Hausgärten würde ich von schlechter ausgehen (Äcker sind Jagdgebiete, am Rand werden oft die 

Eier abgelegt), zumindest Industriebauten können dagegen als echte Aufwertung geplant werden.  

Beispiele für Aufwertungen zeige ich auf Tagungen, ansonsten bemühe ich mich zumindest um den 

Erhalt der Bestände vor Ort. 

 

Aber auch ungeplant werden Neubaugebiete nicht selten von Zauneidechsen besiedelt – oft aber erst 

nach etlichen Jahren (was bei einer wenig mobilen Art nicht überrascht). In alten und 

„mittelalten“ Siedlungen leben sie sowieso – daher sind Lärmschutzwände oft fatal (Auszüge aus 

https://shop.laurenti.de/product_info.php?products_id=1314): 
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… 

 
 

 

Ein teilweise großes Problem stellen (zusätzlich zur oft direkten Habitatvernichtung durch Bebauung) 

freilaufende Katzen dar. Wie die Beschattung ist dies als Beeinträchtigung zu bilanzieren – und 

auszugleichen. Dafür müssen die Lebensräume größer werden – und breiter, damit sie nicht so leicht 

von den Katzen abzusuchen sind. Dornsträucher etc. können ebenfalls helfen. Das muss vor Ort 

wirklich gut bedacht werden. Auch Radwege sollten nicht direkte neben den bestehenden 

Lebensräumen verlaufen, auch sollte der Einsatz von Mährobotern verboten werden. 

 

Es wäre sehr schade, wenn einerseits die Eidechsen mit typischen Alibi-Maßnahmen geopfert würden 

und gleichzeitig die Bürger nach weiter unnötig lange auf ihr Baugebiet warten müssen. 

Wenn man das möchte, ist beides möglich – und nur das ist rechtssicher. 

 

Wenn ich Sie richtig verstehe, wird vor Ort bezweifelt, dass Zauneidechsen und Wohnbebauung 

kompatibel sind. Das ist absurd, in ausgeräumten Landschaften sind sie fast nur noch in Ortschaften 

zu finden (siehe Auszüge aus Blanke 2010 oben). Ich rate allerdings auch immer allen Bürgern ab, 

solche Vorkommen an Behörden zu melden... Hinzu kommt, dass die Eidechsen von „normalen 

Menschen“ auch oft übersehen werden und Kartierer nicht durch Gärten laufen. 

 

In meinen Büchern von 2010 und 2015 danke ich Gartenbesitzern, die von Ihren Terrassen 

Zauneidechsen-Grundlagenforschung beitreiben und viele tolle Bilder beigesteuert haben – auch aus 

einem recht neuen Baugebiet. Die weite Verbreitung der Zauneidechse in praktisch ganz Berlin ist in 

Fachkreisen sehr gut bekannt. Ich könnte natürlich Literaturquellen aus dem In- und Ausland nennen 

– aber die können die Kollegen in Ihrer Arbeitszeit selbst suchen – außerdem bin ich eigentlich schon 

im Wochenende. 

 

In eigenen Publikationen erwähne ich Funde überwinternder Zauneidechsen oder von Gelegen unter 

anderem beim Laubharken, in Grasschnitt, unter Gehwegplatten – dass solche Fundorte nicht in der 

freien Natur liegen, hatte ich als klar erkennbar vorausgesetzt. Und auch die Garage und die 

Scheinzypressen-Hecke aus diesem Ausschnitt stammen logischerweise aus dem Siedlungsraum: 


Strikeout


Note
... bei Ihnen offenbar der Erhalt der Lebensräume mit den Eidechsen und die Entwicklung des Baugebiets ...

(statt beides)
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Ich hoffe, dass ich Ihnen und den Tieren mit diesen kurzen Hinweisen helfen konnte. 

 

Mit freundlichen Grüßen  
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Beteiligte*r Stellungnahme Prüfung auf Abwägungsmaterial Durch die Verwaltung 
vorgeschlagenes Prü-
fungsergebnis  

Landratsamt 
Würzburg 
Bauplanungsrecht 
Städtebau 

 
Sehr geehrter Herr Bürgermeister Schmitt, 
im Rahmen der Wiederholung der förmlichen Beteiligung gem. § 4 Abs. 2 BauGB 
nimmt das Landratsamt Würzburg zu dem o. a. Bebauungsplan i. d. F. vom 29.06.2026 
wie folgt Stellung: 
Verfahren 
Es wird auf die Belange des Naturschutzes, insbesondere den festgestellten 
Überarbeitungsbedarf hingewiesen. Aus Gründen der Rechtssicherheit wird 
empfohlen den Ausführungen der Fachstelle zu folgen und eine vorherige 
Abstimmung mit der unteren Naturschutzbehörde vorzunehmen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Anregungen der Fachstelle wurden überprüft und 
haben zu einer Änderung des Geltungsbereichs ge-
führt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Plan wird erneut 
ausgelegt. 
 

 1. Bauplanungsrecht / Städtebau 
Bebauungsplan „Am Sand West“: 
Es wird nochmals empfohlen auf dem Plan zu ergänzen, auf welchen gesetzlichen 
rundlagen in den jeweiligen Fassungen dieser basiert (BauNVO, BauGB, BayBO, 
PlanZV). 

Der Bebauungsplan ist in XPlanung erstellt und wird in 
das neue Landesportal Diplan eingestellt. Die entspre-
chenden Informationen werden dabei über ange-
hängte Datenbanken transportiert. Ein zusätzliches 
Textfeld mit der Präambel auf der Papierausgabe ist 
jedoch sinnvoll und wurde bereits ergänzt. 
 

 - 
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 A. Zeichnerische Festsetzungen 
Wir weisen nochmals auf folgende Punkte der planungsrechtlich, technischen 
Stellungnahme von 2025 hin: 
Nutzungsschablonen: 
Für das Wohngebiet WA-2 ist offene Bauweise mit Hausgruppe festgesetzt, die 
Baufelder sind jedoch teilweise länger als 50,0 m. Für eine Länge der Bebauung über 
50,0 m wäre eine abweichende Bauweise festzusetzen. Ansonsten wäre eine 
Bebauung nur mit zwei getrennten Reihenhausblöcken unter 50,0 m möglich. 

Die Anregung wurde geprüft. Eines der Baufelder ist 
tatsächlich 53 m lang. Alle anderen sind kürzer.  
 
 
 

Der Anregung wird ge-
folgt. Für das WA 2 
wird eine abweichende 
Bauweise festgesetzt. 

 Punkt 2.5: Bei der Grundflächenzahl wird empfohlen, „als Höchstmaß“ zu ergänzen. Die Grundflächenzahl selbst ist in § 19 BauNVO bereits 
als Höchstmaß definiert. Eine Ergänzung ist daher 
nicht erforderlich. Das Datenformat XPlanung erzeugt 
überdies kein anderes Symbol. 

Der Anregung wird 
nicht gefolgt. 

 Punkt 3: Es wird empfohlen, die Abstände von Baulinien zur Grundstücksgrenze bzw. 
zu Verkehrsflächen hin zu bemaßen. 
Es wird empfohlen, die Abstände von Baugrenzen zur Grundstücksgrenze bzw. zu Ver-
kehrsflächen hin zu bemaßen. Auch die Bemaßung der Tiefe der Baufenster ist emp-
fehlenswert. 

Der Bebauungsplan ist maßstäblich gezeichnet. Die 
empfohlenen Maße können aus der Zeichnung heraus-
gemessen werden. 

Der Anregung wird 
nicht gefolgt. 

 Punkt 4: Bei der im Norden festgesetzten Gemeinbedarfsfläche „Einrichtung für 
Kinder“befindet sich die Baugrenze teilweise im westlich angrenzenden „WA“. Zudem 
fehlt die Linie (siehe textliche Festsetzung 15.14) zur Abgrenzung unterschiedlicher 
Nutzungen. 

Die Weiterführung des Baufeldes im WA ist beabsich-
tigt. 
Durch den Wechsel zwischen den Festsetzungen 
Wohngebiet und Gemeinbedarfsfläche ist die Abgren-
zung unterschiedlicher Nutzungen bereits definiert. 
Eine zusätzliche Liniendarstellung ist nicht erforder-
lich. 

Der Anregung wird 
nicht gefolgt. 

 Punkt 7: Das Symbol „Elektrizität“ überlagert die festgesetzte „Fläche für Versor-
gungsanlagen“, so dass deren Ausdehnung nicht erkennbar ist. 

Eine Verlagerung des Symbols außerhalb des Gel-
tungsbereichs mit Bezugslinie ist technisch nicht 
machbar, da das Dateiformat .xml kein Planzeichen 
außerhalb des Geltungsbereiches toleriert. Es besteht 
allerdings auch keine Verwechslungsgefahr mit ande-
ren Versorgungszwecken, daher kann darauf verzich-
tet werden. 

Der Anregung wird ge-
folgt. Auf das Symbol 
wird verzichtet. 

 Punkt 15.3: Es wird empfohlen, die festgesetzten „Flächen für Nebenanlagen“ zu 
bemaßen. 

Der Bebauungsplan ist maßstäblich gezeichnet. Die 
empfohlenen Maße können aus der Zeichnung heraus-
gemessen werden. 

Der Anregung wird 
nicht gefolgt. 

 Punkt 15.6: Die gemäß Schallschutzgutachten geforderte Lärmschutzwand nördlich 
der Kreisstraße WÜ 28 ist im Plan nicht dargestellt. Es wird empfohlen, diese in der 
Planzeichnung und entsprechend in der Legende zu ergänzen (siehe Textl. 
Festsetzungen Punkt 1.6.2). 

Die Lärmschutzwand ist mit dem Planzeichen 15.6. 
Umgrenzung der Flächen für Nutzungsbeschränkun-
gen oder für Vorkehrungen zum Schutz gegen schädli-
che Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes- 

 -  
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Immissionsschutzgesetzes festgesetzt. Zur Klarstellung 
wurde bereits der Zusatz „hier: 3m hohe Lärmschutz-
wand“ ergänzt. 

 Es befinden sich keinerlei Symbole für die Pflanzung oder den Erhalt von Bäumen, 
Sträuchern, Hecken usw. in der Planzeichnung oder in der Legende. Wir empfehlen, 
dies zu überprüfen und ggf. zu ergänzen. 

Es sind keine Pflanzungen mit Standortbindung vorge-
sehen. Daher sind keine Symbole erforderlich. 
Der Erhalt von Pflanzen ist als Flächenumgrenzung 
festgesetzt. Hier sind keine zusätzlichen Symbole er-
forderlich. 

Der Anregung wird 
nicht gefolgt. 

 Es wird empfohlen, die Beschriftung „Lengfelder Weg“ zu entnehmen, da dieser ja 
offensichtlich nicht erhalten wird. 

Die Beschriftung Lengfelder Weg ist Bestandteil der di-
gitalen Flurkarte. Die Gemeinde Rottendorf hat keine 
Zuständigkeit, diese zu ändern, aber der entspre-
chende Layer kann ausgeschaltet werden. 

Der Anregung wird ge-
folgt. 

 B. Festsetzung durch Text 
Wir weisen nochmals auf folgende Punkte der planungsrechtlich, technischen 
Stellungnahme von 2025 hin: 
Wir bitten zu bedenken, dass die Prüfung der Einhaltung eines solchen 
Höhenbezugssystems erst nach Fertigstellung der Straßen erfolgen kann. 

Die Formulierung der Festsetzung wurde mit Frau 
Spieß von der Rechtsanwaltskanzlei Döring und Spieß 
entwickelt, um rechtssicher zu sein. Eine andere 
rechtssichere und praktisch funktionierende Lösung 
konnte nicht gefunden werden. 
Die hinreichende Festlegung des Höhenpunktes ist 
durch den Bezug auf die bestehende Ausführungspla-
nung zur Erschließung gegeben. Die Höhenlage ist dort 
durchgängig in Höhenmeter üNN angegeben und muss 
/ kann im Bauantrag für das jeweilige Grundstück 
durch den Planfertiger ermittelt werden. Eine Prüfung 
kann mit dieser Ermittlung erfolgen. 

 - 

 Punkt 1.2.3: Es wird empfohlen den Text in der Form abzuändern. „…ist ein drittes 
Vollgeschoss ausnahmsweise zusätzlich zulässig, wenn die (…) festgesetzte maximal 
zulässige Geschossflächenzahl und Gebäudehöhe eingehalten ist.“ Die Definition 
eines Dachraumes ist nicht erforderlich. 
Es wird darauf hingewiesen, dass es sich beim einem Staffelgeschoss immer um ein 
Vollgeschoss handelt. Es wird davon ausgegangen, dass die maximal zulässige 
Gebäudehöhe von 11,0 m im WA 3 auch mit dem Staffelgeschoss einzuhalten ist, da 
hierzu keine weiteren Festsetzungen getroffen sind. 

Die Festsetzung wurde bereits, wie vorgeschlagen, ge-
ändert. 

 - 

 Punkt 1.3.2: Die Überschreitung der Baugrenzen auf einer Länge von 5,0 m erscheint 
sehr viel. Sollen die zulässigen Überschreitungen für alle Wohngebiete gelten? 

Die ausnahmsweisen zulässigen Überschreitungen sol-
len für alle Wohngebiete gelten. Daher ist keine Ein-
schränkung auf bestimmte Gebiete festgesetzt. 
 
 

 - 
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 Punkt 1.6.1.: Enthalten sein sollte zusätzlich noch: 

• Situierung von Schlaf- und Aufenthaltsräumen an lärmabgewandten 
Gebäudeseiten (lärmschutzorientierte Grundrissplanung)  

Es sollte ergänzt werden, dass die im Einzelfall erforderlichen 
Schallschutzmaßnahmen nach den Anforderungen der DIN 4109 im jeweiligen 
Baugenehmigungsverfahren bzw. im Freistellungsverfahren für die Gebäude zu 
ermitteln sind. 

 - Der Anregung wird ge-
folgt. Die Festsetzung 
1.6.1 wird wie vorge-
schlagen ergänzt. 

 Es wird empfohlen Stützmauerhöhen und Geländeveränderungen bis zu einer 
maximal zulässigen Höhe im Bebauungsplan zu regeln. 

Die maximal mögliche Gebäudehöhe ist über die Aus-
führungsplanung an Höhenmeter üNN und eine 
maximal mögliche Höhe über Straßenniveau 
gebunden. Um die Gebäude nicht einzugraben, ist 
eine sinnvolle Geländeveränderung daher sowieso 
begrenzt. Eine zusätzliche Festsetzung wird nicht für 
notwendig erachtet. 

Der Anregung wird 
nicht gefolgt. 

 Siehe vorherige Stellungnahmen Landratsamt: 
Es wird weiterhin, wie in vorherigen Stellungnahmen bereits aufgeführt, gebeten, die 
Flächen für Aufschüttungen, Abgrabungen und Stützmauern zur Herstellung des 
Straßenkörpers entsprechend im Plan darzustellen und auch in der Planlegende mit 
aufzunehmen. 

Wegen der Auswirkungen auf die den Verkehrsflächen 
angrenzenden Grundstücke ist zu berücksichtigen, 
dass diese Festsetzung ausdrücklich verlangt, dass 
sie zur Herstellung des Straßenkörpers erforderlich ist. 
Im Interesse der Eigentümer angrenzender Grundstü-
cke liegt, dass eine entsprechende Festsetzung dieser 
Flächen unterbleibt, um eine Minderung des Maßes 
der baulichen Nutzung auf ihren Grundstücken zu ver-
meiden. Zur Herstellung des Straßenkörpers sind ins-
besondere Abgrabungen im Bereich der Böschung der 
Würzburger Straße erforderlich. Diese liegen innerhalb 
festgesetzter öffentlicher Grünflächen oder Baugrund-
stücken im Eigentum der Gemeinde Rottendorf nach 
der Umlegung. Eine entsprechende Festsetzung zur 
Absicherung des Straßenkörpers ist folglich nicht ver-
anlasst. 
Weitere kleine Abgrabungen bzw. Aufschüttungen 
entstehen lediglich im Zuge der Grundstücksanglei-
chung an die neue Erschließungsstraße. Diese können 
jederzeit z.B. in der Neigung und Abmessung geändert 
oder durch eine gemauerte Grundstückseinfriedung 
ersetzt werden, ohne den Straßenkörper zu schädigen. 
Eine entsprechende Festsetzung wäre daher überzo-
gen. 

Der Anregung wird 
nicht gefolgt. 
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Weiterhin hat die empfohlene Festsetzung nicht zur 
Folge, dass damit der Gemeinde Rottendorf die Nut-
zung der Fläche zivilrechtlich zu gestatten ist, denn 
diese Festsetzung begründet noch keine unmittelbare 
Rechtspflicht des Grundstückseigentümers, die Errich-
tung und Unterhaltung der Straßenböschung durch die 
Gemeinde Rottendorf auf den Grundstücken zu dul-
den. Hierzu muss auf jeden Fall eine vertragliche Rege-
lung getroffen werden. 

Landratsamt 
Würzburg 
Wasserrecht 

Es wird auf die Stellungnahme im Rahmen der letzten Beteiligung verwiesen. Diese ist 
weiterhin vollumfänglich gültig. 
Stellungnahme im Rahmen der letzten Beteiligung: 
3. Wasserrecht und Bodenschutz 
Stellungnahme zum geplanten Vorhaben aus wasserwirtschaftlicher und 
wasserrechtlicher Sicht: 
Das Gebiet ist nicht als Karstgebiet bzw. Gebiet mit klüftigem Untergrund eingestuft. 
Das geplante Vorhaben liegt nicht in einem amtlich festgesetzten Wasserschutzgebiet 
und nicht im amtlich festgesetzten Überschwemmungsgebiet eines Gewässers. 
Aufgrund der klimatischen Veränderungen ist es wichtig eine wassersensible 
Siedlungsentwicklung anzustreben. Hierbei stehen vor allem Maßnahmen zum 
nachhaltigen Umgang mit zu wenig (Trockenperioden) oder zu viel (Starkregen) 
Regenwasser im Vordergrund. 

 - Die Hinweise zum Un-
tergrund, Schutzgebie-
ten und Umgang mit 
Regenwasser werden 
zur Kenntnis genom-
men. 

 Die Abwasserbeseitigung sollte grundsätzlich im Trennsystem erfolgen. Anfallendes 
Niederschlagswasser sollte generell gesammelt und breitflächig über die aktive 
Bodenzone versickert werden. Sollte eine Versickerung nicht möglich sein ist das 
Niederschlagswasser zu sammeln und gedrosselt in das nächst gelegene 
Oberflächengewässer abzuleiten (§ 55 WHG). Ob der geplante Anschluss an den 
Schmutzwasserkanal (Leistungsfähigkeit Kläranlage) realisierbar ist, ist vom 
Wasserwirtschaftsamt Aschaffenburg zu beurteilen. 

Nach §55 WHG 2010 soll eine Vermischung von Nie-
derschlagswasser und Schmutzwasser vermieden wer-
den, was ein Trennsystem notwendig machen würde. 
Im Vorfeld wurde die Erschließung im Trennsystem 
bzw. im qualifizierten Mischsystem geprüft. Aufgrund 
der topographischen Lage (ein Großteil des Gebiets 
liegt hängig zur bestehenden Bebauung) ist es nur mit 
unverhältnismäßig großem Aufwand möglich eine Ent-
wässerung im freien Gefälle im Trenn- oder qualifizier-
tem Mischsystem zu ermöglichen. Hierzu müsste ein 
Ableitungskanal durch bereits erschlossene und be-
baute Gebiete in die bestehende befestigte Verkehrs-
fläche gebaut werden. Lediglich ein Teilbereich des 
gepl. Baugebietes (Bereich Friedensstraße) könnte in 
einem Trennsystem abwassertechnisch erschlossen 
werden. Der nächstgelegene Vorfluter (Landleite) 

Der Anregung wird 
nicht gefolgt. 
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befindet sich in relativ weiter Entfernung, ca. 520 m 
Luftlinie, eine mögliche Trassenlänge beträgt ca. 650 
m vom südlichen Rand des geplanten Baugebietes. Zu-
dem befindet sich im möglichen Anschlussbereich des 
Vorfluters ein sehr bewegtes und unwegsames Ge-
lände, was einen eventuellen Bau eines Ableitungs-
sammlers enorm erschwert. Aus Sicht des Wasserwirt-
schaftsamtes Aschaffenburg wird daher mit Schreiben 
vom 10.09.2019 einer abwassertechnischen Erschlie-
ßung im Mischsystem zugestimmt. Im Ergebnis wurde 
festgestellt, dass eine Ableitung des anfallenden Nie-
derschlagswassers in das Oberflächengewässer Land-
leite aufgrund der Topographie und des unterhalb be-
reits bestehenden Baugebiets nur durch einen unver-
hältnismäßig hohen Aufwand umsetzbar wäre. 

 Über Rückhalteeinrichtungen (Schutz vor Starkregen) und Speicheranlagen 
(unterirdische Zisternen, Baumrigolen für Bewässerung in Trockenperioden) sollte so 
viel Wasser wie möglich in der Fläche gehalten werden.  
Die Oberflächen von Stellplätzen und Zufahrten sollten wasserdurchlässig gestaltet 
werden, um eine Entsiegelung zu erreichen. Durch Dach- und Fassadenbegrünung 
kann zusätzlich Wasser gespeichert werden und durch die höhere Verdunstung ein 
Kühleffekt erreicht werden. 

Die Festsetzung grundsätzlicher Maßnahmen, wie an-
geregt, ist sinnvoll, um das Abwassersystem zu entlas-
ten. 
Als niederschlagswasserrückhaltende Maßnahmen auf 
öffentlichen Verkehrsflächen ist zudem folgendes in 
der Ausführungsplanung vorgesehen: Stellplätze aus 
Rasenfugenpflaster auf Drainasphalt, straßenbeglei-
tende Fußwege aus Betonpflaster mit ungebundenen 
Fugen auf Drainasphalt und der selbstständige Fuß- 
und Radweg aus Split-Sand-Gemisch auf Schotter, nur 
1,50 breit und die Randflächen begrünt. Auf eine Fest-
setzung dieser detaillierten Maßnahmen wird verzich-
tet, um den erforderlichen Spielraum bei der Planung 
und Bauausführung zu behalten. 
Darüber hinaus werden von der Gemeinde Zisternen 
gefördert und eine gesplittete Abwassergebühr erho-
ben, um einen Anreiz zum sinnvollen Umgang mit Nie-
derschlagswasser zu geben. 

Der Anregung zur Fest-
setzung von nieder-
schlagswasserrückhal-
tenden Maßnahmen 
(wasserdurchlässige 
Beläge, Dachbegrü-
nung und Zisternen) 
wird gefolgt. 

 Bezüglich Gewässer- und Bodenschutz, sowie Umgang mit Niederschlagswasser sollte 
der allgemein amtliche Sachverständige in der Wasserwirtschaft, das zuständige 
Wasserwirtschaftsamt im Verfahren zu beteiligt werden. 
 

Das zuständige Wasserwirtschaftsamt wurde beteiligt.  - 
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 Durch die Bauleitplanung werden keine ggf. erforderlichen wasserrechtlichen 
Genehmigungen bzw. Erlaubnisse ersetzt. Sofern es zu Veränderungen an Gewässern/ 
wasserführenden Gräben oder Grundwasseraufstau kommt oder Teiche neu errichtet 
bzw. wesentlich geändert werden sollen oder Niederschlagswasser aus einem 
Baugebiet in ein Gewässer eingeleitet werden soll (z. B. über ein 
Regenrückhaltebecken), ist dies ggf. in einem separaten wasserrechtlichen Verfahren 
abzuprüfen. Bitte ggf. vorab dann mit dem Wasserwirtschaftsamt Aschaffenburg 
(WWA) abklären. 

 - Die Hinweise auf was-
serrechtliche Genehmi-
gungen bzw. Erlaub-
nisse werden zur 
Kenntnis genommen. 

 Für die im Geltungsbereich gelegenen Flurstücke besteht kein Eintrag im 
Altlastenkataster ABuDIS. 

 - Der Hinweis auf keine 
Eintragungen im Altlas-
tenkataster wird zur 
Kenntnis genommen. 

Landratsamt 
Würzburg 
Naturschutz 

3. Naturschutz 
Ausgangslage 
Die Gemeinde Rottendorf beabsichtigt die Aufstellung des Bebauungsplanes „Am 
Sand West“. Der Geltungsbereich umfasst rund 22 ha für die Entwicklung eines neuen 
Wohngebiets einschließlich der erforderlichen Verkehrs- und Grünflächen sowie etwa 
11 ha externe Ausgleichsflächen. Das Plangebiet grenzt an den westlichen Ortsrand an 
und schließt den Bereich zwischen Grasholz und der südlich verlaufenden WÜ 28. Das 
vorliegende Baugebiet wird überwiegend als Allgemeines Wohngebiet (WA) gemäß § 
4 BauNVO ausgewiesen. Geplant sind die Teilbereiche WA1 für Einzel- und Doppel-
häuser (GRZ 0,35), WA2 für Reihenhäuser (GRZ 0,5) sowie WA3 und WA4 für Ge-
schosswohnungsbau (GRZ 0,4). In den vergangenen Jahren wurden bereits vorberei-
tende Maßnahmen umgesetzt. Hierzu zählen unter anderem Gehölzrodungen, die An-
lage einer Schwarzbrache sowie erste Umsiedelungen geschützter Arten und die An-
lage entsprechender Ausgleichsmaßnahmen. Der überwiegende Teil des Plangebiets 
wird derzeit als Ackerfläche genutzt beziehungsweise aufgrund artenschutzrechtlicher 
Anforderungen als Schwarzbrache vorgehalten. Am Ortsrand befinden sich kartierte 
Biotope, die im Bebauungsplan als zu erhaltende Biotopflächen festgesetzt werden 
sollen. Schutzgebiete sind von der Planung nicht betroffen. 
Die naturschutzfachliche Beurteilung erfolgt ohne eigene Ortseinsicht anhand der vor-
liegenden Planunterlagen, Luftbildaufnahmen und weiteren zur Verfügung stehenden 
Daten. 
Für die Prüfung naturschutzfachlicher Belange liegen folgende Dokumente vor: 
Planzeichnung inkl. textliche Festsetzungen (Fassung vom 29.06.2026) 

• Grünordnungspläne 
Karte 1 – Bestand (Fassung vom 20.09.213 mit Ergänzung vom 08.11.2024) 
Karte 2 – Bewertung (Fassung vom 20.09.213 mit Ergänzung vom 08.11.2024) 
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• Begründung mit Umweltbericht (Fassung vom 29.06.2026) 

• Artenschutzrechtliche Fachbeiträge 
Spezielle artenschutzrechtliche Prüfung (Büro Kaminsky, Mai 2016) 
Feldhamster - Ergänzende spezielle artenschutzrechtliche Prüfung (Büro Kamin-
sky, Februar 2019) 
Zauneidechse - Ergänzende spezielle artenschutzrechtliche Prüfung (Büro Kamin-
sky, März 2019) 
Spezielle artenschutzrechtliche Prüfung (Büro Fabion, Fassung vom 01.10.2025) 

• Stellungnahmen der Öffentlichen Auslegung vom 25.04.2025-26.05.2025 
Eingriffskompensation 
Durch die Umsetzung des Bebauungsplanes sind erhebliche Eingriffe in Natur und 
Landschaft zu erwarten. Eingriffe in Natur und Landschaft sind grundsätzlich möglichst 
zu vermeiden, zu minimieren und, sofern sie nicht vermeidbar sind, durch geeignete 
Maßnahmen zu kompensieren. Maßnahmen zur Minimierung sind unter anderem 
durch den Erhalt der ökologisch wertvollen Streuobstbestände, Hecken und weiterer 
Gehölzstrukturen durch Festsetzung als schützenswerte Biotopflächen vorgesehen. 
Für unvermeidbare Beeinträchtigungen (Versiegelung, Habitatverluste, zerschnei-
dende Wirkung) liegt eine Eingriffs-Ausgleichs-Ermittlung in der Begründung mit Um-
weltbericht vor. Ein Großteil des Eingriffsausgleichs soll über die Anlage der arten-
schutzrechtlichen Ausgleichsflächen erfolgen. Grundsätzlich begrüßt die untere Natur-
schutzbehörde die multifunktionale Anrechnung erforderlicher Ausgleichsmaßnah-
men. 
Die Herleitung des Kompensationsbedarfs anhand der gewählten Beeinträchtigungs-
faktoren wird in Kapitel 3.3.1.2 des Umweltberichts grundsätzlich nachvollziehbar er-
läutert. Der Kompensationsbedarf in von Höhe von 285.308 Wertpunkten ist aus na-
turschutzfachlicher Sicht plausibel. 
Der Umweltbericht weist jedoch hinsichtlich der Darstellung und der Beschreibung 
der vorgesehenen Ausgleichsmaßnahmen Defizite auf. Flächenangaben, Maßnahmen-
beschreibungen und planerische Darstellungen sind teilweise unvollständig oder wei-
chen zwischen Umweltbericht, textlichen Festsetzungen, Planzeichnung und saP von-
einander ab. Dadurch ist eine fachliche Nachvollziehbarkeit der Eingriffsbilanzierung 
und eine fachliche Prüfung der vorgesehenen Ausgleichsmaßnahmen nur einge-
schränkt möglich. Insbesondere betrifft dies: 

• Flächen A1-A4: Für die einzelnen Flächen sind keine Flächengrößen im Umwelt-
bericht angegeben. Die Maßnahmen sind planerisch nicht dargestellt. Die Bilan-
zierung erfolgt zusammengefasst für die Flächen A1-A4, sodass eine Prüfung der 
einzelnen Flächen nicht möglich ist. Der Prognosezustand A2 (Ackerbrache) er-
scheint ohne weitere Erklärung nicht plausibel, wenn als Zielsetzung die Anlage 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Maßnahme A4 gibt es nicht mehr. Sie war in einer 
früheren Version auf der Fläche für Lärmschutz vorge-
sehen.  
Die Bilanzierung erfolgte zusammengefasst für die Flä-
chen A1 – A3, da die Zielstellung identisch ist. Die 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Den Anregungen zu 
den Flächen A1 – A3 
wird gefolgt. 
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einer reptilienfreundlichen Wiese geplant ist. Für die Fläche A2 ist laut Umwelt-
bericht zudem die Pflanzung von Obstbäumen geplant, es findet sich hierzu aller-
dings keine Aussage in den textlichen Festsetzungen. Die Fläche A4 findet sich 
weder in der Planzeichnung noch in den Textlichen Festsetzungen wieder, ist al-
lerdings in der Berechnung des Ausgleichs enthalten (A1-A3 umfassen laut saP ca. 
15.362 m², Flächen A1-A4 die im Umweltbericht genannten 18.910 m²). Hier ist 
ggf. eine Nachbilanzierung oder eine Klarstellung erforderlich. 
 

Bilanzierung arbeitet mit den korrekten Flächenanga-
ben.  
Die Flächen A1 und A3 wurden bereits in 2020 (nach 
Satzungsbeschluss und vor aufgehobenem Bebauungs-
plan) hergestellt und mit abgefangenen Reptilien be-
siedelt. Die damals beauftragte baubiologische Beglei-
tung hat entschieden, dass es ausreicht, wenn auf der 
seit Satzungsbeschluss bereits entstandenen Ackerbra-
che die festgesetzten Strukturelemente realisiert wer-
den. Danach wurden die Reptilien auf die Ackerbrache 
angesiedelt. Eine höherwertige Neuanlage der Fläche 
ist aufgrund der bereits erfolgten Besiedelung nicht 
mehr möglich. 

 • Fläche A5: Die vorgesehene Maßnahme führt voraussichtlich zu neuen natur-
schutzfachlichen Zielkonflikten und sollte daher überarbeitet werden. Nähere Er-
läuterungen s.u. 

Der Zielkonflikt wurde geprüft und bestätigt. Der Anregung wird ge-
folgt. Die vorgesehene 
Maßnahme wird nicht 
weiterverfolgt. 

 • Fläche A6: Es gibt Abweichungen in den Flächenangaben. In der saP wird die ge-
plante Flächengröße mit 7,85 ha angegeben, die Berechnung im Umweltbericht 
beruht auf einem Flächenumfang von 8,74 ha. Hier ist eine Klarstellung erforder-
lich. 

Die Bilanzierung arbeitet mit den korrekten Flächenan-
gaben. Die Fläche A6 war in einer früheren Version 
größer geplant. 

Der Anregung wird ge-
folgt. Die Größenan-
gabe in der saP wird 
korrigiert. 

 • Fläche A7: Es liegt noch keine fachliche Planung zur räumlichen Aufteilung der 
Fläche vor. Die in den textlichen Festsetzungen genannte Mindestgröße von 1,14 
ha ergibt sich aus artenschutzrechtlichen Anforderungen. Sofern der volle Flä-
chenumfang wie in der Eingriffskompensation berücksichtigt werden soll, ist die-
ser auch zu nennen (im Umweltbericht ist eine Flächengröße von 15.500 m² an-
gegeben). 

Die Fläche A7 ist derzeit bereits im vollen Flächenum-
fang im Ökokonto der Gemeinde Rottendorf im Flä-
chenpool gebucht und wird in die zugeordneten Aus-
gleichsflächen umgebucht. Für die Ökokontofläche 
wurden, wie bilanziert, 12.000 m² der Ackerbrache in 
eine kräuterreiche Magerwiese umgewandelt.  

Der Anregung wird ge-
folgt. Die Größenan-
gabe in der saP wird 
erläutert. 

 • Fläche A8: Zur Plausibilisierung des Erreichens des vorgesehenen Zielzustands 
sind ergänzende Angaben zur Herstellung und dauerhaften Pflege erforderlich. 

Die Festsetzung zur Fläche A8 wurde von der Höheren 
Naturschutzbehörde bei der Regierung von Unterfran-
ken entwickelt und ist als Vorgabe für den Bebauungs-
plan Nebenbestimmung des Bescheides zur arten-
schutzrechtlichen Ausnahmegenehmigung. Sie wird 
daher im Bebauungsplan nicht geändert oder ergänzt. 

Der Anregung wird 
nicht gefolgt. 

 Ausgleichsfläche A5  
Die Ausgleichsfläche A5 soll in Form einer Extensivwiese mit Streuobstbestand und 
Heckenstrukturen auf Flurstück 2946 angelegt werden. Die Fläche soll sowohl der Ein-
griffskompensation als auch dem Ersatz verlorengegangener Streuobst- und Gehölz-
strukturen und verlorengegangener Habitate gehölzgebundener Arten dienen. 

Der Zielkonflikt wurde geprüft und bestätigt.  
Für die Erfüllung der artenschutzrechtlichen Erforder-
nisse (Alternativlebensraum Gehölzbrüter) soll eine 
weitere Maßnahme umgesetzt werden. 

Der Anregung wird ge-
folgt. Die vorgesehene 
Maßnahme wird nicht 
weiterverfolgt. Eine 
Maßnahme für die 
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Maßnahmen dieser Art werden grundsätzlich begrüßt. 
Die vorgesehene Ausgestaltung der Fläche an diesem Ort ist aus naturschutzfachlicher 
Sicht jedoch kritisch zu bewerten. Das Flurstück 2946 befindet sich innerhalb des be-
kannten Vorkommensgebiets des Feldhamsters und weist nach den Vollzugshinwei-
sen der Regierung von Unterfranken noch eine geeignete Bodengüte auf. Zudem 
grenzt unmittelbar die Umsiedlungsfläche der Feldhamster (A6) an, sodass eine Aus-
breitung der Tiere auf die Fläche A5 nicht unwahrscheinlich ist. Durch die geplante 
Anlage einer Streuobstwiese mit Gehölzstrukturen würde die Habitateignung der Flä-
che für den Feldhamster dauerhaft verloren gehen. Hierdurch könnte ein zusätzlicher 
artenschutzrechtlicher Kompensationsbedarf entstehen. Darüber hinaus ist davon 
auszugehen, dass durch die vorgesehenen Gehölz- und Obstbaumpflanzungen das 
Prädationsrisiko für angrenzende Offenlandlebensräume erhöht wird. Dies kann die 
Wirksamkeit der unmittelbar benachbarten Ausgleichsfläche A6 beeinträchtigen. 
Auch für Offenlandarten wie die Feldlerche ist die Schaffung zusätzlicher Vertikal-
strukturen fachlich kritisch zu bewerten, da hierdurch Meideeffekte ausgelöst werden 
können. Weiterhin erscheint die Fläche aufgrund der geringen Bodengüte und des ho-
hen Skelettanteils (Kalkacker) auch hinsichtlich der vorgesehenen Baumpflanzungen 
nur eingeschränkt geeignet. Zusammenfassend ist festzustellen, dass die vorgesehene 
Maßnahme neue naturschutzfachliche Zielkonflikte entstehen lässt und daher in ihrer 
derzeitigen Ausgestaltung nicht empfohlen werden kann. Aus Sicht der unteren Na-
turschutzbehörde sollten alternative Maßnahmen geprüft werden. 
Hierfür kommen zum Beispiel folgende Möglichkeiten in Betracht: 

• Überführung der geplanten Fläche in eine dauerhafte extensive Ackernut-
zung (Aufwertung von A11 zu A12) 
positive Auswirkungen auf relevante Arten (Feldhamster, Vögel des Offen-
lands) im Umfeld, Vermeidung zusätzlicher artenschutzrechtlicher Konflikte, 
Förderung der lokalen Segetalflora. Die Fläche weist ein Potenzial für wertge-
bende Ackerwildkräuter auf. Ggf. müsste für die Erfüllung der artenschutz-
rechtlichen Erfordernisse (Alternativlebensraum Gehölzbrüter) eine weitere 
Maßnahme umgesetzt werden. 

• Anlage der Fläche als Streuobstwiese mit Heckenstruktur an einem alternati-
ven Standort (z.B. nördlich des Plangebiets entlang des Grasholzes) 
Die Streuobstwiese läge in einem sinnvolleren räumlichen Verbund mit be-
stehenden Gehölzstrukturen und würde zudem Anwohnern für die Naherho-
lung zur Verfügung stehen. Voraussichtlich geringere artenschutzrechtliche 
Betroffenheiten zu erwarten 

Erfüllung der arten-
schutzrechtlichen Er-
fordernisse der Gehölz-
brüter wird in die Pla-
nung aufgenommen 
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 Artenschutz 
Aufgrund der umfangreichen fachlichen Abstimmungen zwischen der höheren Natur-
schutzbehörde und der Gemeinde sowie der zwischenzeitlich erteilten artenschutz-
rechtlichen Ausnahme-genehmigung verzichtet die untere Naturschutzbehörde an 
dieser Stelle auf eine umfassende Stellungnahme. Die Vorgaben der Ausnahmegeneh-
migung sind bei der Umsetzung des Bebauungsplans zwingend zu beachten. 
Folgende Punkte sollten jedoch noch klargestellt werden: 
Es erschließt sich derzeit nicht, ob der in der saP auf S. 52 (Fassung vom 01.10.2025) 
beschriebene Nachholbedarf hinsichtlich Ausgleichsfläche A3 in der aktuellen Planung 
berücksichtigt wurde. 

Hierbei handelt es sich um einen Schreibfehler in der 
saP. Gemeint ist die Ausgleichsfläche A1, die in 2020 
nur zu ca. 50% der geplanten Fläche hergestellt wurde. 
Der beschriebene Nachholbedarf ist in der aktuellen 
Planung nach wie vor möglich, da die geplante Aus-
gleichsfläche A1 nicht verändert wurde.  

Der Anregung wird ge-
folgt. Die saP wird auf 
S. 52 korrigiert. 

 Ebenso ist nicht ersichtlich, ob und an welcher Stelle der Ausgleichsbedarf für Arten 
mit dauerhaften Niststätten und Gehölzbrüter (vgl. Kapitel 3.6.3, S. 78 und S. 82 der 
saP von Oktober 2025) berücksichtigt wurde. Sofern es sich um die geplante Aus-
gleichsfläche A5 handelt wäre die Maßnahme im Kapitel 1.5.2 der Textlichen Festset-
zungen zu benennen. Hier ist ggf. eine Anpassung oder Klarstellung im Umweltbericht 
erforderlich. 

Für die Arten mit dauerhaften Niststätten wurden be-
reits in 2019 (nach Satzungsbeschluss und vor aufge-
hobenem Bebauungsplan) vor der Rodung der Gehölze 
Vogelkästen angebracht. Es wurden insgesamt 15 Fle-
dermauskästen/-höhlen, 16 Vogelkästen und eine 
Waldkauzröhre ausgebracht. Die Fledermaus- und Vo-
gelkästen wurden auf den Waldrand und die gesetzlich 
geschützten Biotopflächen verteilt. 
Die Maßnahme ist im Kapitel 1.5.2 der Textlichen Fest-
setzungen aufgeführt. 

Der Anregung wird ge-
folgt.  

 Hinweise: 
Bei den Artenschutzmaßnahmen handelt es sich entgegen der Bezeichnung im Um-
weltbericht nicht um CEF-Maßnahmen (=Maßnahmen zur Sicherung der ökologischen 
Funktion im räumlichen Zusammenhang) sondern um FCS-Maßnahmen (Maßnahmen 
zur Sicherung des günstigen Erhaltungszustands der Art). 
Der Umweltbericht verweist auf die saP aus dem Jahr 2024, in den öffentlich ausge-
legten Dokumenten findet sich allerdings eine überarbeitete Fassung von 2025. Ggf. 
ist hier eine redaktionelle Anpassung erforderlich. 

 - Der Anregung wird ge-
folgt. Der Umweltbe-
richt wird redaktionell 
angepasst. 

 Weitere Anmerkungen zu den textlichen Festsetzungen 

• 1.5.1.1 Ergänzung, dass der Bericht bis spätestens 31. Oktober unaufgefordert bei 
der unteren und höheren Naturschutzbehörde vorzulegen ist. 

• 1.5.1.7 Die Regelung entspricht § 39 BNatSchG und kann als textlicher Hinweis 
aufgenommen werden. 

• 1.5.1.10 Redaktionelle Korrektur („Brutverdacht“). 

• 1.5.2 Verwendung des Begriffs FCS-Maßnahmen anstelle von CEF-Maßnahmen. 

• 1.5.2.1 ff. Ergänzung der jeweiligen Flächengrößen. 

• 1.5.2.6 Bei der Festlegung der Bäume ist die ÖBB zu beteiligen. 

Bzgl. der Fläche A4 siehe oben. Der Anregung wird ge-
folgt. Die textlichen 
Festsetzungen werden 
entsprechend den An-
merkungen überarbei-
tet. 
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• 1.5.4.1 Für die Ausgleichsfläche A4 liegt weder eine Maßnahmenbeschreibung 
noch eine Kennzeichnung im Plan vor. Ist die Umsetzung der Fläche vorgesehen? 

• 1.7 Ergänzung bei Ostbäumen: bevorzugt regionaltypische, gebietsheimische Sor-
ten. Für alle Begrünungsmaßnahmen ist allgemein gebietsheimisches Pflanz- und 
Saatgut zu verwenden 

• 2.3 Für die Durchlässigkeit für Kleintiere wird ein Bodenabstand von 15 cm emp-
fohlen. 

 

 Fazit 
Der Umweltbericht weist hinsichtlich Darstellung, Nachvollziehbarkeit und Konsistenz 
der naturschutzfachlich relevanten Inhalte weiterhin einen Überarbeitungsbedarf auf. 
Insbesondere sind die Flächenangaben zu vereinheitlichen, Maßnahmen eindeutig 
darzustellen, die Eingriffsbilanzierung nachvollziehbar aufzubereiten sowie der Um-
weltbericht an den aktuellen Planungsstand anzupassen. Auf dieser Grundlage kann 
die naturschutzfachliche Bewertung transparent und belastbar erfolgen. Darüber hin-
aus wird empfohlen, für die Ausgleichsmaßnahme A5 eine naturschutzfachlich kon-
fliktärmere Lösung zu entwickeln. 
Der unteren Naturschutzbehörde ist daran gelegen, konstruktiv zu einem Abschluss 
des Bauleitplanverfahrens beizutragen. Es besteht die Bereitschaft, die erforderlichen 
Anpassungen des Umweltberichts sowie die Planung der Ausgleichsflächen vor einer 
erneuten öffentlichen Auslegung gemeinsam mit der Gemeinde abzustimmen. 

 -  

Landratsamt 
Würzburg 
Immissionsschutz 

4. Immissionsschutz 
Es liegt ein Entwurf des o. a. Bebauungsplans und der Begründung mit Umweltbericht 
vom 29.06.2026 vor. Zusätzlich wurde eine Schallimmissionsprognose des Büro IBAS 
Ingenieurgesellschaft mbH vom 24.02.2025 vorgelegt (Bericht - Nr.: be/he-14.7865-
b03).  
Sachverhalt, Standort 
Die Gemeinde Rottendorf beabsichtigt mit der Aufstellung des Bebauungsplans „Am 
Sand West“ die Ausweisung eines allgemeinen Wohngebietes und zweier 
Gemeinbedarfsflächen am westlichen Ortsrand. Nördlich des geplanten 
Geltungsbereichs befindet sich eine Sportanlage in einem Sondergebiet im 
Geltungsbereich des Bebauungsplans „Sportzentrum“. Östlich schließt das 
Allgemeines Wohngebiet „Nord Ost II“ an sowie ein Allgemeines Wohngebiet und ein 
beschränktes Dorfgebiet im Geltungsbereich des Bebauungsplans „Am Sand I“. 
Nördlich des letztgenannten Bebauungsplans befindet sich außerdem eine 
Wohnbaufläche nach Flächennutzungsplan (Grasholzstraße). Auf dem Flurstück Fl.Nr. 
2533/1 befindet sich eine Trafostation der NERGIE. Westlich schließen 
landwirtschaftliche Flächen an und anschließend in ca. 600m Entfernung Gewerbe- 

 -  - 
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und Industriegebiete innerhalb der Stadt Würzburg. Außerdem verläuft südlich die 
Kreisstraße WÜ28 und weiter südlich die Bundesstraße 8. Die Grundstücke der 
bestehenden Kita/Hort auf Fl.Nr. 2718 und der Kita auf Fl.Nr. 2606/2 werden in den 
Geltungsbereich mit aufgenommen. In den Jahren 2014 bis 2019 erfolgten bereits 
mehrere Beteiligungen des LRA Würzburg. Von Seiten des Immissionsschutzes wurde 
mehrfach Stellung genommen. Es wird auf die letzte FTS vom 21.05.2025 verwiesen 
(in der gemeinsamen Stellungnahme des Landratsamt Würzburg enthalten). 
Beurteilung 
Im Vergleich zur vorherigen Beteiligung konnten keine immissionsschutzfachlich 
relevanten Änderungen festgestellt werden. Von Seiten des Immissionsschutzes 
bestehen weiterhin keine Einwände gegen die Aufstellung des Bebauungsplans „Am 
Sand West“. 

Landratsamt 
Würzburg Denk-
malschutz 

5. Denkmalschutz 
Die vorgelegten Pläne zur erneuten Beteiligung am Bebauungsplan „Am Sand West“ i. 
d. F. vom 29.06.2026 wurden unter denkmalschutzrechtlichen und denkmalfachlichen 
Aspektenhinsichtlich der zu erwartenden Auswirkungen auf denkmalpflegerische 
Belange durchgesehen und geprüft. Im vorliegenden Fall sprechen keine 
denkmalschutzrechtlichen und –fachlichen Aspekte gegen das geplante Bauvorhaben. 
Im näheren Umfeld des Vorhabens sind keine Bodendenkmäler bekannt. 
In den aktuellen Planungsunterlagen ist folgender Hinweise zu finden: 
Planzeichnung: C Hinweise durch Text: Wer Bodendenkmäler auffindet, ist nach Art. 8 
Abs. 1 Denkmalschutzgesetz verpflichtet, dies unverzüglich der Unteren 
Denkmalschutzbehörde oder dem Landesamt für Denkmalpflege anzuzeigen. Zur 
Anzeige verpflichtet sind auch der Eigentümer und der Besitzer des Grundstücks 
sowie der Unternehmer und der Leiter der Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben. 
In der Begründung liegt kein Abschnitt zum Thema Denkmalpflege vor. Auch hier 
sollte ein Hinweis auf Art. 8 BayDSchG eingebracht werden. 

 - Der Anregung wird ge-
folgt. Die Begründung 
wird um den Hinweis 
auf Art. 8 BayDSchG 
ergänzt. 

Landratsamt 
Würzburg 
Gesundheitsamt 

6. Gesundheitsamt 
Es wird auf die Stellungnahme im Rahmen der letzten Beteiligung verwiesen. Diese ist 
weiterhin vollumfänglich gültig.  
Stellungnahme im Rahmen der letzten Beteiligung: 
Nach Durchsicht der vorgelegten Unterlagen kann das Gesundheitsamt für Stadt und 
Landkreis Würzburg zu o.g. BLP Folgendes mitteilen:  
Die Belange des Gesundheitsamts hinsichtlich Trinkwasser, Infektionsschutz/ 
Siedlungshygiene sowie Altlasten (Pfad Boden-Mensch) sind zum aktuellen Zeitpunkt 
ausreichend gewürdigt bzw. nicht relevant tangiert. Vorsorglich wird auf die 
Anzeigepflicht nach Trinkwasserverordnung §11 Abs. 1 hingewiesen. 

 - Der Hinweis auf die An-
zeigepflicht nach Trink-
wasserverordnung 
wird zur Kenntnis ge-
nommen. 
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Sonstige spezifische gesundheitlich-hygienische Fragen (vgl. GDG Art. 13) wurden dem 
Gesundheitsamt nicht gestellt. 

Landratsamt 
Würzburg 
Klimaschutz 

7. Klimaschutz 
Es wird auf die Stellungnahme im Rahmen der letzten Beteiligung verwiesen. Diese ist 
weiterhin vollumfänglich gültig.  
Stellungnahme im Rahmen der letzten Beteiligung : 
Die Gemeinde Rottendorf plant mit der Aufstellung des Bebauungsplans „Am Sand 
West“ die Ausweisung eines Wohnbaugebietes mit einer Gesamtfläche von rund 22 
ha am westlichen Ortsrand nördlich der ehemaligen Kreisstraße WÜ28. Das Baugebiet 
ist überwiegend als „Allgemeines Wohngebiet“ i. S. d. § 4 BauNVO ausgewiesen und 
grenzt direkt westlich an bestehende Wohnbebauung an. Da eine starke Gliederung 
des Baugebietes durch Grünzüge erfolgt, der relativ geringen baulichen Dichte in 
weiten Teilen des Baugebietes und dem dadurch geringen Versiegelungsgrad durch 
die Nutzung als Wohngebiet mit guter Durchbegrünung ist eine thematische 
Belastung des Schutzgutes Luft und Klima nicht anzunehmen. 
Der SFB7 hat keine Einwände gegen das Vorhaben, da für die Schutzgüter Luft und 
Klima keine Belastungen anzunehmen sind. 

 -  

Landratsamt 
Würzburg 
Kreisentwicklung 

8. Kreisentwicklung 
Es wird auf die Stellungnahme im Rahmen der letzten Beteiligung verwiesen. 
Die Gemeinde Rottendorf plant mit der Aufstellung des Bebauungsplanes „Am Sand 
West“ die Ausweisung eines „Allgemeinen Wohngebiet“ mit einer Gesamtfläche von 
rund 22 ha. Zwei Bereiche werden als Gemeinbedarfsfläche für die Errichtung von 
Kindergärten ausgewiesen. 
Das Vorhaben wird befürwortet, da es einen Beitrag zur Deckung des anhaltend 
hohen Wohnraumbedarfs leistet und eine nachhaltige sowie geordnete 
Siedlungsentwicklung im Verdichtungsraum unterstützt. 
Aus Sicht der Kreisentwicklung bestehen weiterhin keine Einwände. 
Die Stellungnahme wird der Gemeinde Rottendorf ausschließlich in digitaler Form 
zugesendet. 
Gez. Löbert 

 -  
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Regierung Ufr 

 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
mit Schreiben vom 03.07.2026 wurde die Regierung von Unterfranken als höhere 
Landespla-nungsbehörde um erneute Stellungnahme zum o. g. Entwurf gebeten. Die 
Regierung von Unter-franken hat in ihrer Eigenschaft als Träger öffentlicher Belange 
bereits mehrfach – zuletzt mit Schreiben vom 22.05.2025 – zur im Betreff genannten 
Bauleitplanung Stellung genommen. 
Hierbei wurden keine Einwendungen gegen die Planung erhoben, jedoch wurden 
Hinweise ins-besondere zur quantitativen Ausgestaltung der festgesetzten 
Wohnbaugebiete gegeben. Im Er-gebnis wird diese Einschätzung aus 
raumordnerischer Sicht aufrechterhalten. 
Der nun vorliegende, erneut geänderte Entwurf (Stand 29.06.2026) weist im Hinblick 
auf Lage,Zuschnitt und Nutzungsziel des Baugebiets aus raumordnerischer Sicht keine 
wesentlichen Än-derungen gegenüber den früheren Fassungen auf. Die aktualisierten 
Unterlagen enthalten gegenüber der Fassung vom 10.04.2025 insbesondere 
Präzisierungen im Bereich Artenschutz und Monitoring, Ergänzungen zur Eingriffs-
/Ausgleichsbilanz sowie weitere Ausführungen zu Grün-ordnung, Biotopen und 
Klimabelangen. Die planerische Grundkonzeption wird hierdurch jedoch nicht 
verändert. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 - 
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 Unverändert bleibt insbesondere der sehr großzügige Flächenumfang des Baugebiets 
und die damit einhergehende Inanspruchnahme bisher landwirtschaftlich genutzter 
Flächen. Aus Sicht der Landesplanung wird daher – in Fortschreibung der 
Stellungnahme vom 22.05.2025 – erneut auf die einschlägigen Festlegungen des 
Landesentwicklungsprogramms Bayern (LEP) und des Regionalplans der Region 
Würzburg hingewiesen: 
Nach den Grundsätzen unter Kapitel 3.1 LEP („Nachhaltige und ressourcenschonende 
Siedlungsentwicklung, Flächensparen“) und Ziel 1.2.1 LEP („Räumlichen Auswirkungen 
begegnen“) soll die Ausweisung von Bauflächen an einer nachhaltigen, 
bedarfsorientierten Siedlungsentwicklung unter besonderer Berücksichtigung des 
demographischen Wandels und seiner Folgen,der Mobilitätsanforderungen sowie der 
Schonung der natürlichen Ressourcen ausgerichtet werden sowie flächensparende 
Siedlungs- und Erschließungsformen anzuwenden. Im Regionalplan Würzburg (RP2) 
wird der Verdichtungsraum Würzburg als Siedlungs- und Wirtschaftsschwerpunkt 
hervorgehoben. Für zentrale Orte – wie Rottendorf als Grundzentrum – wird (nach 
Ziel A V 4.1 RP2) eine über die organische Entwicklung hinausgehende Siedlungstätig-
keit im Wohnsiedlungsbereich ausdrücklich als geeignet und aufnahmefähig 
bezeichnet. Zugleich ist nach Ziel A I 4 Satz 2 und Grundsatz B II 1.1 Abs. 3 
Spiegelstrich 2 RP2 auf eine maßvolle und flächensparende Weiterentwicklung der 
Siedlungsflächen zu achten. Vor diesem Hintergrund wird aus hiesiger Sicht weiterhin 
empfohlen, 

• zu prüfen, ob eine abschnittsweise Erschließung des Baugebiets entsprechend 
dem tatsächlichen Bedarf möglich ist. Die Begründung führt zwar selbst aus, dass 
ursprünglich eine Erschließung in zwei Abschnitten im Abstand von fünf Jahren 
vorgesehen war, die nunmehr jedoch zugunsten einer vollständigen Erschließung 
aufgegeben wird. 

Eine abschnittsweise Erschließung wurde überprüft, ist 
aber technisch aufgrund des Wasserversorgungs- und 
Entwässerungsnetzes nicht möglich. Die beiden Ver- 
und entsorgungsnetze müssten aus funktionalen 
Gründen auf jeden Fall komplett gebaut werden. 

Der Anregung wird 
nicht gefolgt. 

 • in den weiteren Ausführungsplanungen den Anteil flächensparender 
Wohnformen möglichst weiter zu stärken. Die aktuelle Planung sieht zwar 
weiterhin auf etwa einem Drittel des Geltungsbereichs Geschosswohnungsbau 
und Reihenhäuser vor, hält im Übrigen jedoch an einem hohen Anteil an Einzel- 
und Doppelhäusern fest, 

• die Belange des Flächensparens und der demographiegerechten 
Siedlungsentwicklung im weiteren Verfahren weiterhin besonders zu 
berücksichtigen. 

Insgesamt werden gegen den im Betreff genannten Entwurf aus landesplanerischer 
Sicht weiterhin grundsätzlich keine Einwände erhoben. Um eine Beachtung der o. g. 
Hinweise zur flächensparenden und demographiegerechten Siedlungsentwicklung 
wird gebeten. 

Aktuell beinhaltet die Interessentenliste 185 Grund-
stücksuchende. Den 185 Interessenten stehen im Bau-
gebiet „Am Sand West“ Grundstücke für 101 Einzel-
häuser, 70 Doppelhäuser und 24 Reihenhäuser gegen-
über. Bei dieser Nachfrage geht die Gemeinde Rotten-
dorf derzeit davon aus, dass die gemeindeeigenen 
Baugrundstücke noch während der Erschließung ver-
kauft und innerhalb eines Jahres nach Fertigstellung 
der Erschließung weitgehend bebaut sein werden. 
Eine Umwandlung der städtebaulichen Struktur zu-
gunsten von Mehrfamilienhäusern entspricht daher 
nicht dem tatsächlichen Bedarf aus und in Rottendorf. 

Der Anregung wird 
nicht gefolgt. 
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Es kann allerdings davon ausgegangen werden, dass 
25 – 30% der Wohnungen in den Einzel- und Doppel-
häusern, z.B. als Einliegerwohnung, auf dem Woh-
nungsmarkt angeboten werden. 

 Hinweise: 
Ergänzend werden folgende Hinweise gegeben: 

• Für das Teilgebiet auf den Fl. Nrn. 2533, 2536 sowie 2538, Gemarkung 
Rottendorf, ist keine Gebietsbezeichnung in der Planzeichnung erkenntlich. Es 
wird empfohlen, diese im Plan zu ergänzen. 

• Die Standorte der aktualisierten externen Ausgleichsflächen wurden geprüft: Für 
die Fläche A7 wird auf eine teilweise Überlagerung mit einem 
Landschaftsbestandteil / Grünbestand (LB Güßgraben) sowie auf eine teilweise 
Lage innerhalb eines landschaftlichen Vorbehaltsgebiets außerhalb von 
Naturschutzflächen hingewiesen. Zudem grenzt das Vorranggebiet für 
Windenergie W41-II an. 

• In der Begründung wird der Begriff „innerörtliche Grünzüge“ mehrfach 
verwendet, etwa im Zusammenhang mit den Biotopen, der Grünordnung und 
den Wirkungen auf Klima und Erholung. Da der Begriff „Grünzug“ im 
raumordnerischen Sprachgebrauch auch mit förmlich festgelegten „regionalen 
Grünzügen“ (vgl. Grundsatz B I 3.1.1 oder Ziel B II 2.2 RP2) verbunden sein kann, 
könnte zur Vermeidung möglicher Missverständnisse geprüft werden, ob hier 
eine sprachliche Präzisierung, etwa im Sinne von „innerörtliche Grünstrukturen“ 
oder „durchgängige Grünflächen“, zweckmäßig wäre. 

• In Abschnitt 2.1.2.1 der Begründung wird bei den Grundstückssuchenden 
weiterhin auf den Stand „15.03.2025“ Bezug genommen, obwohl die übrigen 
Datengrundlagen bereits aktualisiert wurden. Es wird angeregt, dieses Datum zu 
überprüfen. 

Die fehlende Gebietsbezeichnung ist auf einen techni-
schen Fehler in der Planzeichnung zurückzuführen. 

Den Anregungen wird 
gefolgt.  

 • Für zukünftige Beteiligungsverfahren wäre es sehr hilfreich, wenn die geänderten 
Unterlagen zusätzlich in einer Fassung mit kenntlich gemachten Änderungen (z. B. 
über eine Änderungsnachverfolgung) zur Verfügung gestellt würden. Dies würde 
die Nachvollziehbarkeit der Anpassungen weiter erleichtern und die Bearbeitung 
zusätzlich erheblich beschleunigen. 

Diese Stellungnahme ergeht ausschließlich aus der Sicht der Raumordnung und 
Landesplanung. Eine Prüfung und Würdigung sonstiger öffentlicher Belange sind 
damit nicht verbunden. Bitte lassen Sie uns nach Abschluss die rechtskräftige Fassung 
des Bebauungsplans mit Begründung auf digitalem Wege (Art. 27 BayLplG) an 
folgende E-Mail-Adresse zukommen: post-stelle@reg-ufr.bayern.de. Vielen Dank. 
Mit freundlichen Grüßen, gez. Ziegler 

Die bisherigen Beteiligungen haben gezeigt, dass 
durch die jeweils umfassende Prüfung durch die betei-
ligten Fachbehörden, bei jeder Beteiligung auch rele-
vante Anregungen zu unveränderten Planungselemen-
ten gegeben wurden. Dies ist ein wichtiger Aspekt, um 
die Planung rechtssicher zu machen. Aus Rechtsgrün-
den ist es nicht zwingend geboten, d. h. es liegt kein 
Verfahrensfehler vor, wenn der geänderte Planent-
wurf mit geändertem Entwurf der Begründung ohne 
weitere Hinweise bekanntgemacht wird. 

Der Anregung wird 
nicht gefolgt. 



Anlage 1  

Vorschlag der Verwaltung zu den Prüfungs- und Abwägungsergebnissen Bebauungsplan „Am Sand West“, erneute öffentliche Auslegung 

18 von 55 

Wasserwirt-
schaftsamt  
Aschaffenburg 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
als Träger öffentlicher Belange können wir zu Ihrer Planung die folgenden Hinweise 
geben: 
Nach Durchsicht der Unterlagen ergibt sich im Hinblick auf die abwassertechnische 
Erschließung keine Änderung zu der bereits 2019 vorgesehenen Planung. Die 
Erläuterungen in der Begründung unter Kapitel „Abwasser“ (S. 10) entspricht den 
damaligen Festlegungen. Unsere Stellungnahme vom 10.09.2019 besitzt weiterhin 
ihre Gültigkeit. 
Allerdings lassen sich die angedachten Maßnahmen zum reduzierten, zeitversetzten 
Abfluss des anfallenden Niederschlagswassers nicht hinreichend in den textlichen 
Festsetzungen des Bebauungsplans wiederfinden. Es sollte der Bau von 
Regenwasserzisternen sowie die Zulässigkeit von Gründächen explizit genannt 
werden.  
Bei Beachtung der Hinweise besteht mit dem Vorhaben Einverständnis. 
Mit freundlichen Grüßen 
Martin Rätz, Abteilungsleiter Stadt und Landkreis Würzburg 
Wasserwirtschaftamt Aschaffenburg 
Stellungnahme vom 10.09.2019: 

 
 
 

Die Festsetzung grundsätzlicher Maßnahmen, wie an-
geregt, ist sinnvoll, um das Abwassersystem zu entlas-
ten. 
Als niederschlagswasserrückhaltende Maßnahmen auf 
öffentlichen Verkehrsflächen ist zudem folgendes in 
der Ausführungsplanung vorgesehen: Stellplätze aus 
Rasenfugenpflaster auf Drainasphalt, straßenbeglei-
tende Fußwege aus Betonpflaster mit ungebundenen 
Fugen auf Drainasphalt und der selbstständige Fuß- 
und Radweg aus Split-Sand-Gemisch auf Schotter, nur 
1,50 breit und die Randflächen begrünt. Auf eine Fest-
setzung dieser detaillierten Maßnahmen wird verzich-
tet, um den erforderlichen Spielraum bei der Planung 
und Bauausführung zu behalten. 
Darüber hinaus werden von der Gemeinde Zisternen 
gefördert und eine gesplittete Abwassergebühr erho-
ben, um einen Anreiz zum sinnvollen Umgang mit Nie-
derschlagswasser zu geben. 

Der Anregung zur Fest-
setzung von nieder-
schlagswasserrückhal-
tenden Maßnahmen 
(wasserdurchlässige 
Beläge, Dachbegrü-
nung und Zisternen) 
wird gefolgt. 
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Sehr geehrte Damen und Herren, 
basierend auf der stattgefunden Besprechung am 19.06.19 in unserem Hause über¬ 
sandten Sie uns mit Schreiben vom 17.07.2019 ergänzende Unterlagen zur abwas¬ 
sertechnischen Erschließung des geplanten Baugebietes „Am Sand West“. 
Aus wasserwirtschaftlicher Sicht können wir Ihnen Folgendes mitteilen: 
Das von Ihnen beauftragte Ing.-Büro Köhl hat Lösungsvarianten zur Entwässerung im 
Trennsystem sowie im modifizierten Mischsystem geprüft. Im Ergebnis wurde 
festgestellt, dass eine Ableitung des anfallenden Niederschlagswassers in das Ober¬ 
flächengewässer Landleite aufgrund der Topographie und des unterhalb bereits be¬ 
stehenden Baugebiets nur durch einen unverhältnismäßig hohen Aufwand umsetz¬ 
bar wäre. Des Weiteren wurde im Rahmen der Baugrunduntersuchung festgestellt, 
dass der anstehende Untergrund eine schwache Durchlässigkeit aufweist und sich für 
eine dauerhafte Versickerung von Niederschlagswasser als ungeeignet darstellt. 
Es wurde zugesichert, dass im geplanten Baugebiet zumindest Maßnahmen ergriffen 
wer¬ den, die zu einem zeitverzögernden Abfluss des Niederschlagswassers führen 
werden (z. B. geringe Flächenversiegelung in Teilbereichen, Förderung von 
Gründächern, Verwendung von versickerungsfähigen Belägen, Zuschussprogramm für 
den Bau von Regenwasserzisternen). Des Weiteren wurde mitgeteilt, dass die 
Gebietskenngrößen die der Überrechnung des Kanalnetzes einschließlich der 
Mischwasserbehandlungsanlagen (September 2016, Ing. Büro Köhl) zugrunde liegen, 
einer Anpassung bedürfen. Es ergeben sich Änderungen in einigen Gewerbegebieten, 
die den bisher angenommenen bzw. zukünftig zu erwarteten Abwasseranfall 
insgesamt reduzieren werden. Im Einzelnen wird das geplante Baugebiet direkt auf 
das RÜ 5 angeschlossen, hier wurde zugesichert, dass die 
Mischwasserbehandlungsanlage sowie das zugehörige Kanalnetz hydraulisch in der 
Lage ist, die ankommenden Abwassermengen schadlos abzuführen. 
Aus wasserwirtschaftlicher Sicht können wir aufgrund der vorgetragenen Argumente 
einer Entwässerung im Mischsystem zustimmen. 
Für Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 
Mit freundlichen Grüßen 
Gez. T. Fecher 

Team Orange Sehr geehrte Frau Konrad, 
vielen Dank für die Beteiligung. Wir verweisen auf unsere Stellungnahmen vom 
21.10.2015 und vom 04.04.2019 und stehen Ihnen für Rückfragen gerne zur 
Verfügung. 
Freundliche Grüße 
Stefan Röder, Einsatz- und Verkehrsleiter 
team orange | Das Kommunalunternehmen des Landkreises Würzburg | 
Abfallwirtschaftsbetrieb 

Die gegebenen Hinweise zur Befahrbarkeit der Straßen 
mit Müllfahrzeugen können nicht im Bebauungsplan-
verfahren geregelt werden. 

Hinweise zur Befahr-
barkeit der Straßen mit 
Müllfahrzeugen wer-
den zur Kenntnis ge-
nommen. 
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Stellungnahme vom 04.04.2019: 
Sehr geehrter Herr Streng, 
haben Sie vielen Dank für Ihre Nachricht. Wir verweisen auf unsere dieser Mail 
anliegende Stellungnahme vom 21.10.2015 und stehen für Rückfragen gerne zur 
Verfügung. 
Freundliche Grüße 
Alexander Pfenning, Betriebsleiter 
Stellungnahme vom 21.10.2015: 
Sehr geehrte Frau Fiebich, 
haben Sie vielen Dank für die erneute Gelegenheit zur Stellungnahme im o.g. 
Bauleitplanverfahren sowie die bereits erfolgte Einbeziehung unserer Stellungnahme. 
Hinsichtlich des modifizierten Bebauungsplans haben wir noch folgende 
Anmerkungen: Die Straßen E1, E2 und E3 (Stichstraßen der Reihenhäuser) können 
mangels geeigneter Wendeanlage nicht angefahren werden. Die Abfallbehälter sind 
deshalb an der Straße B9 zur Leerung bereitzustellen. Zur Vermeidung von 
Unklarheiten bitten wir, die Käufer der in diesen Straßen gelegenen Grundstücke 
frühzeitig darauf hinzuweisen. Wir bitten, durch geeignete Maßnahmen 
sicherzustellen, dass insbesondere die Straße B10 (Stichstraße mit Kreisverkehr) von 
in Neubaugebieten des Öfteren auf öffentlichem Verkehrsgrund abgestellten 
Basketballkörben, Fußballtoren etc. freigehalten wird, um eine ordnungsgemäße 
Durchfahrt zu ermöglichen. Im Hinblick auf die vorgesehene Bepflanzung bitten wir 
um durchgängige Beachtung und dauerhafte Freihaltung des sog. Lichtraumprofils. 
Für Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 
Freundliche Grüße 
Alexander Pfenning, Betriebsleiter 

AELF Kitzingen-
Würzburg 

Sehr geehrte Frau Konrad, 
wir verweisen auf unsere Stellungnahme vom 14.05.2025. 
Erneut fordern wir, die nach der Saldierung überzähligen Wertpunkte von 19.087 dem 
Ökokonto der Gemeinde gut zu schreiben. Weitere Hinweise und Einwendungen 
werden nicht erhoben. 
Mit freundlichen Grüßen 
Andrea Gegg 
AELF Kitzingen-Würzburg 
Stellungnahme vom 14.05.2025: 

 
 
Die Eintragung ins Ökokonto erfolgt unabhängig vom 
Aufstellungsverfahren des Bebauungsplans. 
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Sehr geehrte Damen und Herren, 
nach Prüfung nimmt das Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Kitzingen-
Würzburg zum o.g. Bebauungsplan Stellung: 
Bereich Forsten: 
In der Neufassung der Unterlagen und mit der Schonung der Grasholzes durch einem 
Abstandsbereich A1 erhebt das AELF-KW, Bereich Forsten, keine Einwände gegen die 
Planung, weil Wald nicht betroffen ist.  

 Bereich Landwirtschaft: 
Ziel und Zweck der Planung ist die Ausweisung eines „allgemeinen Wohngebiets mit 
171 Einzel- oder Doppelhäusern, 24 Reihenhäusern und Geschoßwohnungsbau (470 
Wohnungen) auf einer Fläche von ca. 22 ha. Die Flächen im Geltungsbereich befinden 
sich teilweise (9,6 ha) im Eigentum der Gemeinde.  
Im Planungsbereich überwiegen sandige Lehmböden. Die Bodenpunkte nach der 
Reichsbodenschätzung liegen zwischen 48-58 Wertepunkten. Die Ackerzahlen liegen 
somit unter dem Durchschnitt in der Region. Auch wenn in der vorliegenden Planung 
landwirtschaftliche Nutzfläche mit mittleren Bodenqualitäten bebaut werden soll, 
muss allen Verantwortlichen bewusst sein, dass fruchtbare Ackerböden eine endliche 
Ressource und nicht vermehrbar sind. Hier liegt die Herausforderung gegenüber 
künftigen Generationen, verantwortungsvoll, schonend und nachhaltig mit unserem 

Aktuell beinhaltet die Interessentenliste 185 Grund-
stücksuchende. Den 185 Interessenten stehen im Bau-
gebiet „Am Sand West“ Grundstücke für 101 Einzel-
häuser, 70 Doppelhäuser und 24 Reihenhäuser gegen-
über. Bei dieser Nachfrage geht die Gemeinde Rotten-
dorf derzeit davon aus, dass die gemeindeeigenen 
Baugrundstücke noch während der Erschließung ver-
kauft und innerhalb eines Jahres nach Fertigstellung 
der Erschließung weitgehend bebaut sein werden. 
Eine Umwandlung der städtebaulichen Struktur zu-
gunsten von Mehrfamilienhäusern entspricht daher 
nicht dem tatsächlichen Bedarf aus und in Rottendorf. 

Der Anregung wird 
nicht gefolgt. 
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Boden umzugehen. Es ist deshalb kritisch zu hinterfragen, ob in stark nachgefragten 
Wohnraumgebieten geplante Baugebiete für flächenintensive Einzel- und 
Doppelhäuser gerechtfertigt sind. Neben wenigen Gehölzbeständen und 
Einzelbäumen wird das Gebiet hauptsächlich ackerbaulich und gärtnerisch genutzt. 
Mit der Umsetzung wird wichtige Produktionsfläche der Landwirtschaft dauerhaft 
entzogen. 

Es kann allerdings davon ausgegangen werden, dass 
25 – 30% der Wohnungen in den Einzel- und Doppel-
häusern, z.B. als Einliegerwohnung, auf dem Woh-
nungsmarkt angeboten werden. 

 Immissionen 
Im westlichen Bereich grenzen landwirtschaftliche Nutzflächen an das Plangebiet. 
Dabei werden auch Pflanzenschutz- und Düngungsmaßnahmen nach guter fachlicher 
Praxis durchgeführt. Es ist leider nicht zu verkennen, dass die Empfindlichkeit der 
Menschen gegenüber den Immissionen der Landwirtschaft immer mehr zunimmt und 
weniger toleriert wird. Durch die Bewirtschaftung der angrenzenden 
landwirtschaftlichen Flächen ist von einer zeitweiligen Beeinträchtigung durch Staub- 
und Geruchsemissionen, letztere in Folge von Düngung und Spritzmitteln zu rechnen. 
Diese treten jedoch zeitlich beschränkt auf und sind für ein Baugebiet im Übergang 
zur freien Landschaft als allgemein typisch hinzunehmen. Um aber Unverständnis und 
Nachbarschaftskonflikte für die Zukunft zu vermeiden, wird von Seiten der 
Landwirtschaft vorgeschlagen folgenden Hinweis in den Bebauungsplan mit 
aufzunehmen: „Infolge der Bewirtschaftung von benachbarten landwirtschaftlichen 
Flächen sind Lärm-, Staub- und Geruchsemissionen auch in Ausnahmen zu unüblichen 
Zeiten zu erwarten. Diese sind ortsüblich und hinzunehmen.“ 
Der rahmende Grüngürtel, der gleichzeitig als Ausgleichsfläche angerechnet wird, 
kann als Puffer gegenüber den umliegenden landwirtschaftlich genutzten Flächen 
dienen und das Entstehen von Konflikten minimieren.  

 Die Hinweise auf hinzu-
nehmende Emissionen 
der Landwirtschaft 
wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

 Ausgleichsmaßnahmen 
Die Ausgleichsmaßnahmen A1 - A4 werden im Planbereich durch Anlagen von 
Wiesen, Pflanzung von Obstbäumen und Gehölzgruppen bzw. Hecken umgesetzt. Auf 
externen Ausgleichsflächen A5 – A7 werden Streuobstbestände, Hecken, Grünland 
und feldhamsterfördernde Ackerflächen geplant. 
Nach der Methodik des Leitfadens „Bauen im Einklang mit Natur und Landschaft“ wird 
ein Ausgleichsbedarf von 291.515 Wertpunkten berechnet. Diesem Verlust stehen 
spätere Aufwertungen von insgesamt 335.584 Wertpunkten gegenüber. Damit findet 
eine erhebliche Überkompensation statt. Die nach der Saldierung überzähligen 
Wertpunkte von 44.068 müssen dem Ökokonto der Gemeinde gutgeschrieben 
werden. 
 

Siehe oben.  
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 Baugebot  
Damit nicht immer mehr Flächen für die landwirtschaftliche Produktion verloren 
gehen und ein tatsächliches und zügiges Bebauen erfolgt, empfiehlt das AELF die 
Grundstücke mit einem Baugebot nach § 176 BauGB zu belegen. 
Mit freundlichen Grüßen 
gez. Gegg 

Im Rahmen des Umlegungsverfahrens werden die 
Grundstückseigentümer verpflichtet, innerhalb von 10 
Jahren ein Wohnhaus zu errichten. 

Der Anregung wird ge-
folgt. 

Bund Naturschutz 

 
Der BN kritisiert den mit dem Baugebiet einhergehenden enormen Flächenverbrauch 
und damit den Verlust an Lebensräumen, landwirtschaftlicher Nutzfläche und Boden. 
Gleichwohl anerkennt der BN den Erhalt zentraler Biotopflächen und deren Erweite-
rung (A 8). 
Der Erfolg dieses Kompromisses steht und fällt mit der entsprechenden Umsetzung 
der vereinbarten Maßnahmen. Der Umweltbaubegleitung wird hier eine wichtige Auf-
gabe zuteil. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Flächenverbrauch basiert auf den Wohnbedürfnis-
sen der Bevölkerung und wurde im Urteil 9 N 20.1752 
des 9. Senats des Bayerischen Verwaltungsgerichts-
hofs bestätigt. (ausführlich siehe Begründung Kap. 
2.1.2) Gleichwohl hat die Gemeinde Rottendorf einer 
Reduzierung um 10 Baugrundstücke zugunsten der in-
ternen Fläche für Arten- und Biotopschutz A8 zuge-
stimmt. Eine naturschutzgerechte Umsetzung der 
Maßnahmenflächen liegt folglich im Interesse der Ge-
meinde. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  

 Zu den Planungen im Detail: 
Unter Punkt 1.5.1.4 Erhalt von Biotopflächen, Gehölzen und Habitatbäumen der Fest-
setzungen zum Bebauungsplan ist festgesetzt: 

 - Der Anregung wird ge-
folgt. Das Wort Entbu-
schung wird aus der 
Festsetzung gestrichen. 
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Die Planung der Erschließungs- und Baumaßnahmen ist so zu konzipieren, dass mög-
lichst viele Biotopflächen als Brut- und Nahrungshabitate für div. Tierarten erhalten 
werden können. Insgesamt ist der Gehölzverlust auf das notwendige Mindestmaß zu 
reduzieren. Die Biotopflächen sind in ihren festgesetzten Außengrenzen sowie mit ei-
ner extensiven, biotop- und lebensraumerhaltenden Pflege einschließlich Nachpflan-
zen regionaler Obstsorten und Entbuschung zu erhalten. Die Anlage von (Fuß-) Wegen 
durch die Biotopflächen ist zur Reduktion von Störung auf die dort lebenden Tierarten 
nicht zulässig. 
Der BUND Naturschutz schlägt hier dringend vor, das Wort „Entbuschung“ (oben fett 
gekennzeichnet) zu streichen, um Missverständnisse auszuschließen. In verschiede-
nen Gesprächen mit der HNB und der Gemeinde Rottendorf war man sich einig, dass 
vorhandene Gehölze in den zu sichernden Biotopflächen erhalten werden sollen. Die 
vorgesehene „extensive, biotop- und lebensraumerhaltende Pflege einschließlich 
Nachpflanzung regionaler Obstsorten“ reicht aus, um den Erhalt dieser Biotope im 
Sinne des Natur- und Artenschutzes sicherzustellen. 

 Am östlichen Rand des Plangebietes ist ein Rad-/Fußweg geplant. Dieser ist als Ver-
kehrsfläche besonderer Zweckbestimmung gekennzeichnet. Unter dem Punkt 2.3.5 
der Begründung zum Bebauungsplan ist festgehalten: Zur Vernetzung mit weiteren Bi-
otopen wird der verbindende Fuß- und Radweg mit begleitendem Grün ausgestaltet. 
Der BN schlägt vor, dies auch in die planzeichnerischen Festsetzungen aufzunehmen. 

Im Bebauungsplan wird bereits die zweckgebundene 
Festsetzung genutzt, um andere Verkehrsteilnehmer 
auszuschließen und eine minimierte Versiegelung zu 
ermöglichen. Die Festsetzung Verkehrsfläche besonde-
rer Zweckbestimmung – Fußweg beinhaltet rechtlich 
den geplanten Fußweg sowie das sogenannte Ver-
kehrsgrün (wegebegleitende Grünflächen). Die Fest-
setzung sagt nichts über die zukünftige Versiegelungs-
art oder den Versiegelungsanteil aus. Darüber hinaus 
ist es jedoch möglich, dass der Gemeinderat im Rah-
men des Abwägungsbeschlusses einen Beschluss fasst, 
der zu einer Selbstbindung bzgl. der sowieso ange-
strebten Oberflächengestaltung führt. 

Der Anregung bzgl. der 
Änderung der Festset-
zung wird zwar nicht 
gefolgt, aber der Ge-
meinderat beschließt, 
den angesprochenen 
Fußweg, wie in der 
Ausführungsplanung 
zur Erschließung vorge-
sehen, als 1,50 m 
breite wassergebun-
dene Decke mit Begrü-
nung des restlichen 
Grundstücks auszufüh-
ren. 

 Der BN schlägt vor, die auf den Biotop- und Ausgleichflächen vorgesehene Mahd auf 
eine einmalige Mahd pro Jahr zu reduzieren, so wie dies auch auf der Fläche A 8 ab 
dem 6. Jahr vorgesehen ist. Teile sollten als Rotationsbrache auch über den Winter 
stehen bleiben. Zudem ist eine Mahd erst ab August förderlich für die Entwicklung 
von Insekten und Spinnentieren. Bei einer Mahd schon im Juni, werden Entwicklungs-
stadien (z. B. Eier, Larven, Puppen) häufig getötet und wichtige Nahrung entzogen. 
 

Artenbegünstigende Maßnahmen sind sinnvolle Anre-
gungen. Die abschließende fachplanerische Beurtei-
lung der Anregung durch die beauftragten Biologen 
liegt allerdings noch nicht vor. 

Der Anregung wird ge-
folgt, sofern keine bio-
logischen Fachkennt-
nisse dagegen spre-
chen. 
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 Flache Dächer, insbesondere Carports, sollte begrünt werden. Dies erhöht den Was-
serrückhalt, verbessert das Mikroklima und stärkt die Biodiversität. Zudem sollten Zis-
ternen verpflichtend vorgeschrieben werden. Gerade in Hinblick auf die Zunahme von 
Extremwetterereignissen (Trockenphasen und Starkregen) stellt diese eine Anpas-
sungsstrategie an die Klimaerhitzung dar. Der Verbrauch von Trinkwasser wird redu-
ziert und die Kanalisation entlastet. 
Mit freundlichen Grüßen 
Steffen Jodl, Diplom-Biologe, Geschäftsführer 

 Der Anregung zur Fest-
setzung von nieder-
schlagswasserrückhal-
tenden Maßnahmen 
(Dachbegrünung und 
Zisternen) wird gefolgt. 

DB AG 
Immobilien 

 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
die DB AG, DB Immobilien, als von DB InfraGO AG und DB Energie GmbH 
bevollmächtigtes Unternehmen, übersendet Ihnen hiermit folgende 
Gesamtstellungnahme der Träger öffentlicher Belange zum o.a. Vorhaben. 
Bei dem geplanten Bauvorhaben bitte wir um Beachtung und Einzuhaltung der 
nachfolgenden Stellungnahme: Die Stellungnahme mit unserem Aktenzeichen: TOEB-
BY-25-205976 vom 02.05.2025 sind weiter zu beachten und einzuhalten. Wir bitten 
Sie, uns an dem weiteren Verfahren zu beteiligen und uns zu gegebener Zeit den 
Satzungsbeschluss zu übersenden. Für Fragen zu diesem Schreiben, bitten wir Sie, sich 
an Frau Kiefer zu wenden.  
Mit freundlichen Grüßen 
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DB AG – DB Immobilien 
i.V. Stefanie Fleckenstein, i.A. Franziska Kiefer 
Stellungnahme vom 02.05.2026: 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
die DB AG, DB Immobilien, als von DB InfraGO AG (ehemals DB Netz AG / DB Station & 
Service AG) bevollmächtigtes Unternehmen, übersendet Ihnen hiermit folgende 
Gesamtstellungnahme der Träger öffentlicher Belange zum o.a. Verfahren. 
Bei dem geplanten Bebauungsplan bitten wir um Beachtung ein Einhaltung der 
nachfolgenden Stellungnahme: 
Durch das Vorhaben dürfen die Sicherheit und die Leichtigkeit des 
Eisenbahnverkehres auf der angrenzenden Bahnstrecke nicht gefährdet oder gestört 
werden. 
Das Vorhaben/der Bebauungsplan befindet sich nach den eingereichten 
Planunterlagen außerhalb des Schutzstreifens der 110-kV-Bahnstromleitung. Somit 
besteht keine betroffenheit der DB Energie GmbH. 
Durch den Eisenbahnbetrieb und die Erhaltung der Bahnanlagen entstehen 
Emissionen (insbesondere Luft- und Körperschall, Erschütterungen, Abgase, 
Funkenflug, Bremsstaub, elektrische Beeinflussungen durch magnetische Felder etc.), 
die zu Immissionen an benachbarter Bebauung führen können. Gegen die aus dem 
Eisenbahnbetrieb ausgehenden Emissionen sind erforderlichenfalls vom Bauherren 
auf eigene Kosten geeignete Schutzmaßnahmen vorzunehmen 
Bei Bauausführungen unter Einsatz von Bau- / Hubgeräten (z.B. (Mobil-) Kran, Bagger 
etc.) ist das Überschwenken der Bahnfläche bzw. der Bahnbetriebsanlagen mit 
angehängten Lasten oder herunterhängenden Haken verboten. Die Einhaltung dieser 
Auflagen ist durch den Bau einer Überschwenkbegrenzung (mit TÜV-Abnahme) sicher 
zu stellen. Die Kosten sind vom Antragsteller bzw. dessen Rechtsnachfolger zu tragen. 
Werden bei einem Kraneinsatz ausnahmsweise Betriebsanlagen der DB 
überschwenkt, so ist mit der DB InfraGO AG eine schriftliche Kranvereinbarung 
abzuschließen, die mindestens 4 - 8 Wochen vor Kranaufstellung zu beantragen ist. 
Auf eine ggf. erforderliche Bahnerdung wird hingewiesen. 
Die uneingeschränkte Zugangs- und Zufahrtmöglichkeit zu den vorhandenen 
Bahnanlagen und Leitungen muss auch während der Bauphase für die Deutsche Bahn 
AG, deren beauftragten Dritten bzw. deren Rechtsnachfolger jederzeit gewährleistet 
sein. 
Künftige Aus- und Umbaumaßnahmen sowie notwendige Maßnahmen zur 
Instandhaltung und dem Unterhalt, in Zusammenhang mit dem Eisenbahnbetrieb, 
sind der Deutschen Bahn weiterhin zweifelsfrei und ohne Einschränkungen zu 
gewähren. 

 
 
 
Das Baugebiet befindet sich an der kürzesten Strecke 
700 m von der Gleisanlage entfernt! Es besteht kein 
Sichtkontakt aufgrund der dazwischen liegenden be-
stehenden Bebauung. 

 
 
 
Die Hinweise werden 
zur Kenntnis genom-
men. 
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Bei der weiteren Plangenehmigung und vor Durchführung einzelner Maßnahmen ist 
jeweils die Stellungnahme der Deutschen Bahn Immobilien, Region Süd, 
Kompetenzteam Baurecht, ktb.muenchen@deutschebahn.com einzuholen bzw. die 
Bauanträge einzureichen, da nur aus den eingereichten Bauanträgen mit den 
konsolidierten Bauplänen letztendlich sicherheitsgefährdende Einflüsse auch die 
Bahnstrecke ersichtlich sind. 
Die zur Verfügung gestellten Unterlagen sind Eigentum der DB InfraGO AG sowie 
anderer DB-Konzernunternehmen und sind vertraulich zu behandeln. Sie dürfen 
weder an Dritte weitergeleitet noch vervielfältigt werden. Davon ausgenommen ist 
die Weitergabe an z.B. bauausführende Firmen mit berechtigtem Interesse im 
Zusammenhang mit dem o.g. Vorhaben. Sämtliche Unterlagen sind nach Abschluss 
der Arbeiten zu vernichten. 
Wir bitten Sie, uns an dem weiteren Verfahren zu beteiligen und uns zu gegebener 
Zeit den Satzungsbeschluss zu übersenden. 
Sollten sich zu einem späteren Zeitpunkt Auswirkungen auf den Bahnbetrieb ergeben, 
so behält sich die DB AG weitere Auflagen und Bedingungen vor. 
Für Fragen zu diesem Schreiben, bitten wir Sie, sich an Frau Kiefer zu wenden. Mit 
freundlichen Grüßen 
DB AG – DB Immobilien 
i.V. Cornelia Co Lorenz 
i.A. Franziska Kiefer 

N-Ergie Netz 
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Sehr geehrte Frau Konrad, 
von der oben genannten Bauleitplanung der Gemeinde Rottendorf haben wir erneut 
Kenntnis genommen. Nach Prüfung der Unterlagen haben sich keine weiteren 
Anregungen oder Bedenken ergeben. Unsere Stellungnahme vom 25.04.2025 mit 
dem AZ: ARB02202516669 (eine Kopie haben wir beigefügt) behält somit weiterhin 
Gültigkeit. Für die erneute Benachrichtigung bedanken wir uns. Die aktuellen 
Datenschutzhinweise zum Umgang mit personenbezogenen Daten finden Sie auf 
unserer Internetseite www.n-ergie-netz.de. 
Freundliche Grüße 
Ihre N-ERGIE Netz GmbH 
Das Dokument wurde elektronisch erstellt und ist ohne Unterschrift gültig und 
rechtsverbindlich. 
Stellungnahme vom 25.04.2025: 
Sehr geehrte Frau Konrad, 
in der Anlage erhalten Sie Bestandspläne der N-ERGIE Netz GmbH und der von uns 
gegebenenfalls im Rahmen einer Betriebsführung mitbetreuten Versorgungsanlagen 
im oben genannten Bereich. 
Die Bestandspläne enthalten Anlagen der N-ERGIE Netz GmbH und besitzen nur 
informellen Charakter. 
Zusätzlich zu den auf den überlassenen Plänen bekannt gegebenen Anlagen können 
sich vor Ort weitere im Eigentum Dritter stehende Anlagen befinden, für die wir nicht 
zuständig sind. Über diese können wir keine Auskunft geben und diese sind deshalb 
auch nicht im Planwerk dokumentiert. Hierfür ist der jeweilige Anlagenbetreiber 
zuständig. Netzerneuerungen oder Neuverlegungen sind zum jetzigen Zeitpunkt nicht 
vorgesehen. Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes wird von unseren 20 kV-
Freileitungen berührt. 
Für die Leitungstrassen bestehen Bewuchsbeschränkungen. Die Ausübungsbereiche 
und die maximalen Wuchshöhen sind in den jeweiligen Dienstbarkeiten geregelt. 
Beim Pflanzen von Bäumen sind die Schutzabstände nach DIN EN 50341-1 bzw. DIN 
VDE 0210 einzuhalten. 
Im Schutzzonenbereich unserer Freileitung dürfen Geländeveränderungen, 
insbesondere Auffüllungen, Abgrabungen in Mastnähe, sowie 
Baustelleneinrichtungen und Materiallagerungen nur mit unserer Zustimmung 
erfolgen. 
Zwischen einer Bebauung und den vorhandenen erdverlegten Kabeltrassen ist ein 
Abstand von 1,00 m einzuhalten. 
Zwischen geplanten Baumstandorten und Versorgungsleitungen, ist nach dem DVGW 
Regelwerk, Arbeitsblatt GW 125 „Baumpflanzungen im Bereich unterirdischer 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise zu beste-
henden Versorgungs-
leitungen und den Vor-
gaben zu Bewuchs und 
Baumaßnahmen wer-
den zur Kenntnis ge-
nommen. 
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Versorgungsleitungen“ ein Abstand von 2,50 m einzuhalten. Wir bitten Sie, dies bei 
dem Planungsvorhaben zu berücksichtigen. 
Wir bitten Sie die oben genannten Punkte in den Erläuterungsbericht mit 
aufzunehmen und zu veranlassen, dass wir bei allen öffentlichen und privaten 
Planungen und Bauvorhaben wie z.B. Straßen- und Kanalbauarbeiten, 
Baumpflanzungen etc. rechtzeitig in den Verfahrensablauf eingebunden werden. 
Die aktuellen Datenschutzhinweise zum Umgang mit personenbezogenen Daten 
finden Sie auf unserer Internetseite www.n-ergie-netz.de. 
Freundliche Grüße 
Ihre N-ERGIE Netz GmbH 
Das Dokument wurde elektronisch erstellt und ist ohne Unterschrift gültig und 
rechtsverbindlich. 
Anlage Bestandsplanauszüge 

 
Mainfranken 
Netze 

 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
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die Stellungnahme bezieht sich auf die Versorgungsleitungen der Mainfranken Netze 
GmbH (MFN), Stadtwerke Würzburg AG (STW) sowie der Trinkwasserversorgung 
Würzburg GmbH (TWV). 
Es bestehen Einwände gegen den genannten Bebauungsplan. In der aktuellen Fassung 
Stand 10.04.2025 fehlen die abgestimmten Standorte für die Transformatorenstation 
im Bereich Bürgermeister-Ditzel-Platz und Friedenstraße - Ecke Gerbrunner Blick 
(siehe Bebauungsplan 01.06.2017 im Anhang). Die Abmessungen der dafür benötigten 
Grundfläche betragen ca. 5 m x 8,60 m (Gebäudefläche 3m x 6,60 m). 
 

  

 
 
 
Nachdem die angesprochenen kleinen Grundstücke im 
Umlegungsplan nicht vorgesehen sind, ist die Verwal-
tung fälschlicherweise davon ausgegangen, dass die 
angesprochenen Standorte nicht mehr benötigt wer-
den. 
 

 
 
 
Der Anregung wird ge-
folgt. Die Standorte 
werden in der Plan-
zeichnung ergänzt. 

 Es muss gewährleistet sein, dass die bestehenden Versorgungseinrichtungen nicht 
beeinträchtigt und falls erforderlich gesichert werden. 
Für eine detaillierte Erschließungsplanung benötigen wir die Information, welche 
Medien und Leistungen an den einzelnen Flurstücken benötigt werden. Als 
Mindestinformation benötigten wir die voraussichtliche Nutzungsart des Flurstückes. 
Dies ist ins besonders bei Vorverlegungen von Leitungen oder Lehrrohren notwendig. 
Falls die Lage der Anschlüsse am Flurstück eine Rolle spielt, geben Sie dies bitte an. 
Im Zuge der Erschließung ist geplant Versorgungsleitungen mitzuverlegen. Zwecks 
Koordinierung und bei diesbezüglichen Fragen wenden Sie sich bitte rechtzeitig im 

Zuge der Entwurfsplanung für Fernwärme an Herrn Knippel, ( 0931 361211 (MFN) und 

für Strom an Herrn Tittel ( 0931 361733 (MFN). 
Sollten Umverlegungen von Versorgungseinrichtungen erforderlich werden, so regelt 
sich die Kostenträgerschaft nach dem Verursacherprinzip, sofern nicht andere 
vertragliche Regelungen bestehen. 
Die öffentlichen Verkehrswege innerhalb geschlossener Ortsanlagen müssen lt. Art. 
51 (1) BayStrWG beleuchtet werden. Bitte setzen Sie sich diesbezüglich mit Herrn 
Kraus, 0931 36-1779, Dominik.Kraus@wvv.de (STW) in Verbindung. 

 - Die Hinweise zu beste-
henden und geplanten 
Versorgungsleitungen 
werden zur Kenntnis 
genommen. 
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Die Belange des Trinkwasserschutzes der Trinkwasserversorgung Würzburg GmbH 
sind nicht betroffen. 
Wir verweisen auf unsere beigefügte Stellungnahme vom 08.05.2025, die weiterhin 
ihre Gültigkeit hat. (Die Stellungnahme vom 08.05.2025 ist inhaltsgleich.) 
Bei einer Bepflanzung muss darauf geachtet werden, dass Bäume und tiefwurzelnde 
Sträucher einen Mindestabstand von 2,5 m zu unseren bestehenden 
Versorgungsleitungen haben. Grundsätzlich sind hierbei die Festlegungen der DIN 
18920 sowie die DVGW-Arbeitsblätter GW 125, G 462 und W 403 einzuhalten. 
Für spartenübergreifende Netzauskunft setzen Sie sich bitte rechtzeitig im Zuge der 
Planung und vor Baubeginn im Rahmen Ihrer Erkundigungspflicht mit unserem 
zentralen Kontakt planauskunft@mfn.de in Verbindung. 
Ein bereits vorhandener Zugang zu unserem 24/7 Portal Netzauskunft kann hierfür 
ebenfalls genutzt werden. 
Freundliche Grüße 
Mainfranken Netze GmbH 
i. A. Chrostoph Tittel, i. A.Erika Sterk 

Bayernwerk Netz 

 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
Die Erdgasnetze der Gasversorgung Unterfranken GmbH (gasuf) sind an die 
Energienetze Bayern GmbH verpachtet. Die Betriebsführung liegt bei der Bayernwerk 
Netz GmbH. Daher nehmen wir auch Stellung zu Ihrer E-Mail an die gasuf. 
Gegen das o. g. Planungsvorhaben bestehen keine grundsätzlichen Einwendungen, 
wenn dadurch der Bestand, die Sicherheit und der Betrieb unserer Anlagen nicht 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 - 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise zu beste-
henden Versorgungs-
leitungen werden zur 
Kenntnis genommen. 
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beeinträchtigt werden. Beiliegend erhalten Sie einen Lageplan, indem die Anlagen 
dargestellt sind. Der Schutzstreifen der Erdgasleitung beträgt in der Regel je 1,0 m 
beiderseits der Leitungsachse. Wir weisen darauf hin, dass die Trassen unterirdischer 
Versorgungsleitungen von Bepflanzung freizuhalten sind, da sonst die 
Betriebssicherheit und Reparaturmöglichkeit eingeschränkt werden. Bäume und 
tiefwurzelnde Sträucher dürfen aus Gründen des Baumschutzes (DIN 18920) bis zu 
einem Abstand von 2,5 m zur Trassenachse gepflanzt werden. Wird dieser Abstand 
unterschritten, so sind im Einvernehmen mit uns geeignete Schutzmaßnahmen 
durchzuführen. Auskünfte zur Lage der von uns betriebenen Versorgungsanlagen 
können Sie online über unser Planauskunftsportal einholen. Das Portal erreichen Sie 
unter: www.bayernwerk-netz.de/de/energie-service/kundenservice/planauskunfts-
portal.html 
Wir bedanken uns für die Beteiligung am Verfahren und stehen Ihnen für Rückfragen 
jederzeit gerne zur Verfügung. Wir bitten Sie, uns bei weiteren Verfahrensschritten zu 
beteiligen.  
Freundliche Grüße 
i.V. Christoph Bold, i.A. Jana Bock 
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Sehr geehrte Damen und Herren, 
vielen Dank für die Information zur o. g. Maßnahme. Die Telekom Deutschland GmbH 
(nachfolgend Telekom genannt) - als Netzeigentümerin und Nutzungsberechtigte i. S. 
v. § 125 Abs. 1 TKG - hat die Deutsche Telekom Technik GmbH beauftragt und 
bevollmächtigt, alle Rechte und Pflichten der Wegesicherung wahrzunehmen sowie 
alle Planverfahren Dritter entgegenzunehmen und dementsprechend die 
erforderlichen Stellungnahmen abzugeben. Zum Bauleitplanverfahren nehmen wir 
wie folgt Stellung: Mit Schreiben vom 13.05.2025 haben wir bereits zum 
Bebauungsplan „Am Sand West“ Stellung genommen. Diese Stellungnahme gilt 
unverändert weiter. 
Mit freundlichen Grüßen 
i.A. Roland Sachs, i.A. Barbara Zwirlein 
Stellungnahme vom 13.05.2025: 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
vielen Dank für die Information zur o. g. Maßnahme. 
Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als 
Netzeigentümerin und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 125 Abs. 1 TKG - hat die 
Deutsche Telekom Technik GmbH beauftragt und bevollmächtigt, alle Rechte und 
Pflichten der Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Dritter 
entgegenzunehmen und dementsprechend die erforderlichen Stellungnahmen 
abzugeben. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 - 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise zu beste-
henden und geplanten 
Versorgungsleitungen 
werden zur Kenntnis 
genommen. 
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Wie bereits mit unseren Stellungnahmen mitgeteilt, befinden sich am Rande des 
Geltungsbereiches teilweise Telekommunikationslinien der Telekom (siehe 
beigefügten Bestandsplan). 
Dieser Bestandsplan ist nur für Ihre Planungszwecke bestimmt und darf nicht an 
Dritte weitergegeben werden. 
Die Aufwendungen der Telekom müssen bei der Verwirklichung des Bebauungsplanes 
so gering wie möglich gehalten werden. Deshalb bitten wir, unsere Belange wie folgt 
zu berücksichtigen und in den Bebauungsplan mit aufzunehmen: 
Auf die vorhandenen, dem öffentlichen Telekommunikationsverkehr dienenden 
Telekommunikationslinien, ist bei Ihren Planungen grundsätzlich Rücksicht zu 
nehmen. 
Der Bestand und der Betrieb der vorhandenen Telekommunikationslinien müssen 
weiterhin gewährleistet bleiben. 
In den geplanten Straßenverkehrsflächen sind geeignete und ausreichende Trassen 
mit einer Leitungszone von ca. 0,2 m bis 0,3 m für die Unterbringung der 
Telekommunikationslinien der Telekom vorzusehen. 
Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das "Merkblatt Bäume, unterirdische 
Leitungen und Kanäle" der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen, 
Ausgabe 2013; siehe insbesondere Abschnitt 6, zu beachten. 
Bei der Bauausführung ist darauf zu achten, dass Beschädigungen der vorhandenen 
Telekommunikationslinien vermieden werden und aus betrieblichen Gründen (z. B. im 
Falle von Störungen) der ungehinderte Zugang zu den Telekommunikationslinien 
jederzeit möglich ist. 
Es ist erforderlich, dass sich die Bauausführenden vor Beginn der Arbeiten über die 
Lage der zum Zeitpunkt der Bauausführung vorhandenen Telekommunikationslinien 
der Telekom informieren. 
Hierzu bieten wir Ihnen bzw. der Baufirma eine kostenfreie Auskunft im Internet über 
das System TAK (Trassenauskunft Kabel 
https://trassenauskunftkabel.telekom.de/start.html). 
Weiterhin besteht die Möglichkeit diesbezügliche Auskünfte auch unter der Mail-
Adresse mailto:Planauskunft.Sued@telekom.de bzw. über Fax: 0391 / 5802 13737 zu 
erhalten. 
Die Kabelschutzanweisung der Telekom ist zu beachten. 
Die Telekom prüft derzeit die Voraussetzungen zur Errichtung eigener 
Telekommunikationslinien in Baugebieten. Je nach Ausgang dieser Prüfungen wird die 
Telekom eine Ausbauentscheidung treffen. Vor diesem Hintergrund behält sich die 
Telekom vor, bei einem bereits bestehenden oder geplanten Ausbau einer 
TKInfrastruktur durch einen anderen Anbieter auf die Errichtung eines eigenen Netzes 
zu verzichten. 
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Bitte teilen Sie uns rechtzeitig zum Zweck der Koordinierung mit, welche eigenen oder 
Ihnen bekannten Maß- nahmen Dritter im Geltungsbereich stattfinden werden. 
Mit freundlichen Grüßen 
i. A. Roland Sachs, i. A.Barbara Zwirlein 
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Sehr geehrte Damen und Herren, 
der Regionale Planungsverband Würzburg RP2 hat in seiner Eigenschaft als Träger 
öffentlicher Belange zu der im Betreff genannten Bauleitplanung bereits Stellung 
genommen und dabei keine Einwendungen erhoben. Gegen den nunmehr 
vorliegenden, geänderten Bebauungsplanentwurf bestehen aus regionalplanerischer 
Sicht weiterhin keine Einwände. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 Im Rahmen der bisherigen Stellungnahmen wurden jedoch Hinweise insbesondere zur 
quantitativen Ausgestaltung der festgesetzten Wohnbaugebiete gegeben. Diese 
Einschätzung wird weiterhin aufrechterhalten. 
Vor dem Hintergrund der Ziele des Landesentwicklungsprogramms Bayern (LEP) – 
insbesondere Ziel 3.1 „Nachhaltige und ressourcenschonende Siedlungsentwicklung, 
Flächensparen“ sowie Ziel 1.2.1 „Räumlichen Auswirkungen begegnen“ – sowie des 
Ziels A I 4 Satz 2 und des Grundsatzes B II 1.1 Absatz 3 Spiegelstrich 2 und 3 des 
Regionalplans Würzburg (RP2) wird angeregt, die Planung im Hinblick auf eine flä- 
chensparende und verdichtete Siedlungsentwicklung sowie auf bedarfsgerechte 
Wohnformen weiterhin kritisch zu prüfen. 
Aus der bisherigen Stellungnahme: 
Daher wird empfohlen zu prüfen, ob eine abschnittsweise Erschließung dem Bedarf 
entsprechend möglich ist und ob ggf. manche Bauplätze für Einfamilienhäuser in 
Bauflächen für Mehrfamilienhäuser umgewidmet werden könnten. 
Mit freundlichen Grüßen 
Christoph Vogel, Landrat, Verbandsvorsitzender 

Aktuell beinhaltet die Interessentenliste 185 Grund-
stücksuchende. Den 185 Interessenten stehen im Bau-
gebiet „Am Sand West“ Grundstücke für 101 Einzel-
häuser, 70 Doppelhäuser und 24 Reihenhäuser gegen-
über. Bei dieser Nachfrage geht die Gemeinde Rotten-
dorf derzeit davon aus, dass die gemeindeeigenen 
Baugrundstücke noch während der Erschließung ver-
kauft und innerhalb eines Jahres nach Fertigstellung 
der Erschließung weitgehend bebaut sein werden. 
Eine Umwandlung der städtebaulichen Struktur zu-
gunsten von Mehrfamilienhäusern entspricht daher 
nicht dem tatsächlichen Bedarf aus und in Rottendorf. 
Es kann allerdings davon ausgegangen werden, dass 
25 – 30% der Wohnungen in den Einzel- und Doppel-
häusern, z.B. als Einliegerwohnung, auf dem Woh-
nungsmarkt angeboten werden. 

Die Anregungen zur 
Bebauung wurden 
überprüft. Im Ergebnis 
wird die Planung nicht 
geändert. 
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Eine abschnittsweise Erschließung wurde überprüft, ist 
aber technisch aufgrund des Wasserversorgungs- und 
Entwässerungsnetzes nicht möglich. Die beiden Ver- 
und entsorgungsnetze müssten aus funktionalen 
Gründen auf jeden Fall komplett gebaut werden. 

Bürger 
Gabriele und 
Thomas Gernert 

 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
wir geben zu dem ausgelegten o.g. BPIan nachfolgend unsere Stellungnahme ab. 
Von einer „Fehlerbehebung“ kann bei dem ausgelegten Entwurf nicht die Rede sein. 
Insofern ist schon die Anwendung eines „Fehlerbehebungsverfahrens7“Ergänzendes 
Verfahren nach § 214 BauGB - statt einer komplett neuen Bauleitplanung- rechtswid-
rig. Die, im alten - vom BayVGH für rechtsunwirksam erklärten - BPIan gemachten 
Fehler sind nicht behoben, sondern zum Großteil beibehalten und es kommen neue 
artenschutzrechtswidrige Festsetzungen hinzu. 
Durch die festgesetzten Biotopzerstörungsmaßnahmen, wie 2 x jährliche Mahd (in ge-
setzlich geschützten Biotopen, wo sich jeder Eingriff verbietet) und Abfang-/Umsied-
lungsmaßnahmen gegen die Zauneidechsen und Schlingnattern - statt Erhalt der Bio-
tope samt Lebensräumen, läuft der Entwurf dem Grundsatz der Bauleitplanung: Erhalt 
und Sicherung der bestehenden Biotope, diametral zuwider. Ein „Fehlerbehebungs-
verfahren" ist so nicht möglich. 
Vehementer Einspruch: Wie im Mitteilungsblatt August auf Seite 24, unter "Sitzung 
des Gemeinderats vom 19.06.2026", Tagesordnungspunkt: "Satzung zur Kostenerstat-
tung gemäß § 135c BauGB", abgedruckt, sieht die Verwaltung den "zukünftigen Bau-
herrn / Grundstückseigentümer" als "Vorhabenträger"/ Verursacher von Ausgleichs-
maßnahmen i. R. v. Bebauungsplänen an. Ob dies rechtlich zutrifft, sei dahingestellt. 
Widersprüchlich ist jedoch zweifellos, dass wir als Einleger- die wir ja nach wie vor 
über fast die Hälfte der Grundstücksfläche „Am San West" verfügen und auch die Ge-
meinde-Bauplatz-Kaufinteressenten (welche der Verwaltung seit Jahren namentlich 
bekannt sind) - also die vorgeblichen "Vorhabenträger", nicht gefragt werden, wenn 
es um die, vorgeblich von ihnen durchzuführenden, zu bezahlenden und zu verant-
wortenden?, Ausgleichsmaßnahmen geht! 

 
 
 
 
 
 
Zu den Planungsrechtlich relevante Anregungen, Be-
denken und Hinweise zum Verfahren im Einzelnen: 
Planungsrechtlich relevante Anregungen, Bedenken 
und Hinweise zum Verfahren 
1. Rechtswidrige Anwendung des Verfahrens nach § 

214 BauGB 
Die Anwendung des ergänzenden Verfahrens nach § 
214 BauGB ist nicht rechtswidrig. 
Das ergänzende Verfahren nach § 214 BauGB ist eine 
Möglichkeit, mit denen die Gemeinde auf eine er-
kannte Unwirksamkeit eines Plans oder einer Satzung 
reagieren kann. Anlass für ein ergänzendes Verfahren 
kann ein abgeschlossenes Normenkontrollverfahren 
sein. § 214 Abs. 4 erlaubt auch die Behebung von 
Mängeln der Abwägung.  
Ein ergänzendes Verfahren kommt allerdings nur in 
Betracht, wenn die Identität des Plans gewahrt bleibt. 
Diese Voraussetzung kann auch dann erfüllt sein, 
wenn der Plan inhaltlich geändert oder ergänzt wird. 
Das trifft hier zu. Die Ziele und Zwecke der Planung Am 
Sand West bestehen unverändert weiter. Die städte-
bauliche Struktur wurde lediglich in untergeordnetem 
Umfang um eine Naturentwicklungsfläche ergänzt und 
in den korrigierten Biotopflächen angepasst.  
2. Fehlende Beteiligung der Grundstückseigentümer 

und Bauinteressierten bei der Festsetzung von 
Ausgleichsmaßnahmen, obwohl von diesen zu fi-
nanzieren 

 
 
 
 
 
 
Den Anregungen wird 
nur zu folgendem Teil 
gefolgt: 
Die Begründung wird in 
Kap. 3.2.1 bzgl. des Da-
tums korrigiert. 
Der Umweltbericht 
wird im Kap. 4.1.2 bzgl. 
der Haupterschlie-
ßungsachse korrigiert.  
Der Umweltbericht 
wird im Kap. 4.3 um 
eine Aussage zum Ar-
tenreichtum der ge-
schützten Biotope er-
gänzt. 
Der Anregung bzgl. der 
Änderung der Festset-
zung zum Fußweg wird 
zwar nicht gefolgt, 
aber der Gemeinderat 
beschließt, den ange-
sprochenen Fußweg, 
wie in der Ausfüh-
rungsplanung zur Er-
schließung vorgesehen, 
als 1,50 m breite was-
sergebundene Decke 
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Wie dem auch - rechtlich - sei, wir nehmen die Aussage: dass die Grundstückseigentü-
mer die „Vorhabensträger" seien, zum Anlass, ausdrücklich klarzustellen, dass wir - 
insbesondere in unserer Funktion als „Einleger"- grundsätzlich den, im ausgelegten 
BPIan "Am Sand West", Fassung vom 29.06.2026 - hinsichtlich der Arten Zauneidechse 
und Schlingnatter - vorgesehenen, im BPIan als "Ausgleichsmaßnahmen" deklarierten, 
unserer Einschätzung 
nach rechtswidrigen, Maßnahmen nicht zustimmen. Insbesondere protestieren wir 
vehement gegen die - im ausgelegten BPlan-Entwurf "Am Sand West", Fassung vom 
29.06.2026, festgesetzten - zweifellos gegen die einschlägigen Biotopschutznormen 
verstoßenden - Eingriffe in die bestehenden gesetzlich geschützten Biotope 224.01, 
224.02, 224.03, und 224.04: die festgesetzte 2 x jährliche Mahd, welche die Zerstö-
rung des sich über Jahrzehnte natürlich entwickelten, jetzt in ausbalancierten Zustand 
vorliegenden, biotop-prägenden, Struktur-Mosaiks bedeutet und protestieren wir ve-
hement gegen die festgesetzten - artenschutz-rechtswidrigen-Abfänge von Zau-
neidechsen und Schlingnattern aus ihren Habitaten in den gesetzlich geschützten Bio-
topen 224.01, 224.02, 224.03, 224.04 und aus dem „Regenfangbecken-Habitat"! Da 
die gesetzlich geschützten Biotope und auch das „Regenfangbeckenhabitat" nicht 
überbaut werden, sind solche schwerwiegenden destruktiven Eingriffe in die Habitate 
rechtswidrig. Die Abfänge und Umsiedlungen - sowie die, ebenfalls vorgesehene, Zer-
störung der, über Jahrzehnte natürlich gewachsenen, jetzt in einer ausbalancierten, 
außergewöhnlich hochwertigen Qualität vorliegenden, kleinstrukturierten, Top Le-
bensräume der Reptilien in den benannten Biotopen - sind biotop- und artenschutz-
fachlich nicht begründbar und widersprechen damit dem Grundsatz des Vermeidungs-
gebots. Die unnötigen, ja artenschutzrechtswidrigen, Reptilienabfänge aus gesetzlich 
geschützten Biotopen, die geplanten Umsiedlung der Reptilien und die Zerstörung der 
Reptilien-Kernlebensräume, verschlingen zudem Unsummen, für welche die künftigen 
Häuslebauer geschröpft werden sollen! Durch die unnötigen Umsiedlungsmaßnah-
men würde sich zudem die Erschließung unnötigerweise nochmal um weitere Jahre 
verzögern! Statt- wie vom BayVGH im Urteil zum Normenkontrollverfahren im Juli 
2022 gefordert endlich den Biotop- und Artenschutz hinreichend zu berücksichtigen, 
hat die Verwaltung statt die vorliegenden wertvollen Biotope 1:1 (von der Flächen-
größe her, aber auch vom Pflanzen- und Tierbestand, von der Flora und Fauna, her) in 
den BPlan zu integrieren und dort mit entsprechend wirksamen biotop- und arten-
schutz-gerechten Festsetzungen zu sichern - wieder vier Jahre Zent und Geld darauf 
verschwendet, den Biotop- und Artenschutz umgehen zu wollen! 
Der eigentlich simplen - biotop- und artenschutz-rechtskonformen - Vorgehensweise, 
die das dienstälteste, erfahrene Gemeinderatsmitglied, Herr Josef Pohly, nach dem 
Fund der Schlingnatternhaut, in der letztjährigen Oktober-Sitzung, vorgebracht hatte, 
die Biotopbestände tatsächlich zu schützen, wurde von Frau Konrad mit einem 

Der Vorwurf, die Grundstückseigentümer seien nicht 
beteiligt worden, kann nicht nachvollzogen werden. 
Die Grundstückseigentümer und Bauinteressierten 
wurden im Rahmen des Verfahrens mittlerweile acht-
mal an der Planung inkl. den geplanten Ausgleichs-
maßnahmen beteiligt. 
2.1. Rechtswidrige Ausgleichsmaßnahmen können 

nicht verrechnet werden 
Die Ausgleichsmaßnahmen sind nicht rechtswidrig. 
(siehe Abwägung zu Nummern 3 und 4) 
2.2. Keine Offenlegung der Kosten 
Grundsätzlich ist das Thema der Kostenhöhe nicht auf 
der Abwägungsebene zu berücksichtigen. Es liegen 
hier auch keine Anhaltspunkte für einen „Sonderfall“ 
vor, der ggfs. zu einer anderen Beurteilung führen 
würde. 
Der Vorwurf, die Kosten für die Ausgleichsmaßnahmen 
würden nicht offengelegt, kann trotzdem nicht nach-
vollzogen werden. 
Der Umfang der Kosten, welche die Gemeinde geltend 
zu machen hat, ergibt sich aus der gemeindlichen Sat-
zung zur Kostenerstattung. Diese ist öffentlich einseh-
bar und regelt, wie die erstattungsfähigen Kosten er-
mittelt und verteilt werden. Die Grundsätze (=Auf-
wandsmenge und Qualität) für die Ausgestaltung von 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen sind der Satzung 
zur Kostenerstattung als Anlage beigefügt. Hierdurch 
wird gewährleistet, dass die Beitragspflichtigen nicht 
über ein fachlich sinnvolles Maß hinaus belastet wer-
den, und dokumentiert, welcher Umfang der Maßnah-
men auf sie zukommen wird. Eine Kostenerstattung 
für dauerhafte Unterhaltungsmaßnahmen, wie vorge-
worfen, wird dabei nicht erhoben.  
Im öffentlich einsehbaren Bebauungsplan wiederum 
ist mit der sogenannten Zuordnungsfestsetzung (hier: 
Nr. 1.5.4.1) nachlesbar, welcher Kostenanteil von den 
Baugebietseigentümern getragen werden muss. 
Die erstattungsfähigen Kosten selbst entsprechen den 
tatsächlichen Kosten. Die tatsächlichen Kosten sind 

mit Begrünung des 
restlichen Grundstücks 
auszuführen. 
Allen weiteren Anre-
gungen wird nicht ge-
folgt. 
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lapidaren, dem Ernst der Situation nicht im Geringsten angemessenen, „Die Biotopbe-
stände sind bereits gesetzlich geschützt", weggewischt. Die verheerende Folge davon 
ist, dass die Verwaltung weiter in Hinterzimmern - unter Ausschluss der Öffentlich-
keit- über die Zerstörung der Biotope und Abfang-der Zauneidechsen-und-Schlingnat-
tern-aus-den-„gesetzlich geschützten Biotopen" verhandelt hat, als ob das kein Wi-
derspruch zu dem, nach außen -selbst noch in der Begründung (dort auf S. 15, unter 
Punkt 2.3.5 im zweiten Absatz) - weiter propagierten Bauleitplanungsgrundsatz : Die 
Biotope sind zu erhalten und zu sichern, und kein Widerspruch zu dem gesetzlichen 
Schutz für „gesetzlich geschützte Biotope" wäre. Bemerkt außer uns eigentlich Keiner 
diesen Widerspruch??? 
Es ist nicht nachvollziehbar, dass schon „fertige", kostenlos vorhandene, in Flora und 
Fauna bestens an den Standort angepasste Biotope zerstört werden sollen in Zeiten 
der Klimakrise mit immer häufiger auftretenden Dürrejahren, Hitzeperioden und hef-
tigen Starkregenereignissen, wo andernorts in Kommunen - mit viel Energie- und 
Geldaufwand - bewusst, aus vorausschauendem Lebenserhaltungstrieb heraus, „ur-
bane Wildnisflächen", „tiny forests", „Schwammstädte" angelegt werden (müssen), 
um die Bevölkerung vor Hitze und Überflutungen zu schützen! 
Es ist notwendig - im Sinne von Klima-, Natur-, Biotop-, Arten- und - nicht zuletzt Tier-
schutz - hier am Sand „voranzugehen"/Maßstäbe zu setzen und entsprechend dem, 
hier anzuwendenden, Vermeidungsgebot des BNatSchG - die gesetzlich geschützten 
Biotope tatsächlich als solche vollumfänglich - in ihrer wertvollen Erscheinungsform 
und ihrem hohen Artenreichtum - zu erhalten, sprich den Lebensraum für die streng 
geschützten Reptilien zu belassen wie er ist und den Abfang und die Umsiedlung der 
Reptilien- welche erfahrungsgemäß scheitern - sich zu sparen. Dann hätte man schon 
lange mit der Erschließung beginnen können, könnte sich obendrein die sowieso für 
Reptilien völlig ungeeignete, aufgrund fehlender „Forstungräser" = Altgraspolsterbe-
stände - auf ewigpflegeaufwändige Habitat-Ersatzfläche Flstnr. 580 und die Unsum-
men für die neuen „Ausgleichsmaßnahmen: Abfang, Umsiedlung, Umsiedlungsfläche 
Flstnr. 580, 30-jährige Pflege auf 580 (die Biotope sind pflegeieicht/-frei!), sparen. 
Gibt es diesbezüglich ein Denkverbot? 
Wir fordern Offenlegung: 
1. Transparenz hinsichtlich des, mit dem BN in Hinterzimmern ausgekarteten "Deals"! 
Wozu dient ein teurer (kommt den künftigen Häuslebauern teuer zu stehen!) Deal, 
der gegen die Natur arbeitet und dessen Maßnahmen-Inhalte von daher von vornhe-
rein zum Scheitern verurteilt sind? Wem nutzt der schmutzige "Deal" im Endeffekt? 
2. Wie hoch belaufen sich a) die Kosten für die vorgesehenen Reptilien-Abfänge, -Um-
siedlungs-Maßnahmen, b) die Kosten für die „Ersatzhabitatfläche Flstnr. 580, auf wel-
che die Tiere verbracht werden sollen (Grundstückspreis, Herrichten der ungeeigne-
ten Fläche, 30- jährige, aufwändige Flächenpflege für das Ersatzhabitat, da die Fläche, 

erst nach Herstellung der Ausgleichsmaßnahmen und 
Vorlage der Schlussrechnung bekannt, werden dann 
aber in den jeweiligen Bescheiden über den Kostener-
stattungsbetrag bekannt gegeben. 
Grundsätzliche planungsrechtlich relevante Anregun-
gen, Bedenken und Hinweise zum Arten- und Bio-
topschutz 
3. Artenschutzrechtswidriges Abfangen von Repti-

lien aus ihren Habitaten 
Das Abfangen der Reptilien ist nicht rechtswidrig.  
Mit Bescheid der Regierung von Unterfranken vom 
27.02.2025 und Änderungsbescheid vom 29.06.2026 
liegt eine rechtskräftige naturschutzrechtlicher Aus-
nahmegenehmigung für das Abfangen von Reptilien 
vor. Die Bescheide selbst sind rechtmäßig. Der Erhal-
tungszustand der betroffenen Population der Zau-
neidechse wird durch die genehmigten Maßnahmen 
nicht verschlechtert und eine zukünftige Verbesserung 
nicht behindert. Die genehmigten Maßnahmen sind im 
Bebauungsplan festgesetzt. 
Mögliche Alternativen wurden überprüft. Es bestehen 
keine Ausführungsalternativen des geplanten Bauge-
bietes, bei der ein Abfang der Zauneidechsen vermie-
den werden kann. Gegen die grundsätzliche Erforder-
lichkeit des geplanten Baugebietes in seiner angedach-
ten Größe bestehen keine Bedenken und der Schaf-
fung von Wohnraum kommt aufgrund des anhaltend 
großen Bedarfs ein erhebliches Gewicht zu. Der Ab-
fang ist daher als alternativlos anzusehen. Die nachge-
wiesenen Habitate insgesamt stellen dabei den als 
„vom Eingriff betroffenen Lebensraum“ dar. Sie sind 
auch ohne direkte Überbauung vom Eingriff betroffen. 
Hierbei geht es insbesondere nach Realisierung des 
geplanten Baugebiets auch um dessen betriebsbe-
dingte Wirkungen. Es ist zu erwarten, dass die Bio-
topflächen vor allem durch Hauskatzen einen starken 
Prädationsdruck erfahren und es durch die umgren-
zende Bebauung in Verbindung mit dem Freizeitdruck 
(Spaziergänge, spielende Kinder, Hunde) selbst bei 
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aufgrund ihrer natürlichen Beschaffenheit und Bodenverhältnisse, immer ungeeignet 
für Reptilien bleiben wird), c) die Kosten für "A8", einer Fläche, die Teil des "Deals", 
aber, den Festsetzungen nach, noch nicht einmal für Zauneidechsen und Schlingnat-
tern gedacht ist! Wofür ist A8 dann gedacht? Für wen soll es eine Vernetzung wer-
den? Wofür soll A8 eingezäunt werden? Für wen? Ist „A8" in Wirklichkeit nur Augen-
wischerei? Greenwashing ist es allemal, da kein „reptilienfreundlicher Umgang“ mit 
den, real auf den Biotopen vorkommenden, dort seit Jahrzehnten ansässigen, Zau-
neidechsen und Schlingnattern vorgesehen ist (stattdessen Deportation auf ungeeig-
nete, isolierte Reservate!) und weil weder für die Kernlebensräume in den Biotopen, 
noch für A8, reptilienfreundliche Flächenfestsetzungen (nämlich möglichst in-Ruhe-
lassen) festgesetzt sind! (vgl. unsere Einwände speziell zu den Textlichen Festsetzun-
gen zu den Naturflächen). 
3. Wieso werden wir, die Einleger - die ja nach wie vor ca. die Hälfte der heutigen und 
zukünftigen Eigentümer stellen und der Gemeinde namentlich bekannt sind - in keins-
ter Weise in die Planungen einbezogen, obwohl wir - folgt man der Denke, welche im 
Mitteilungsblatt kundgetan wird - doch die Vorhabenträger sein sollen - und die Geld-
geber für die unsinnigen, artenschutzrechtswidrigen, Maßnahmen? Hier wird nicht 
nur an der Natur vorbeigeplant, sondern auch an den Eigentümern/Einlegern und 
künftigen Bauherren. Dass A8 lediglich Augenwischerei, eine reine Farce, ist, wird 
schon dadurch deutlich, dass in der Begründung unter Punkt 4 "Belange des Umwelt-
schutzes", im Unterpunkt 4.1.2, im dritten Absatz, die Frankenstraße weiterhin als 
durchgehende "Haupterschließungsachse" dargestellt wird, obwohl sie ja „eigentlich"- 
zumindest nach dem, was in der Zeichnung suggeriert wird - auf Höhe von A8 und Bio-
top 224.03 unterbrochen sein soll. Dass der - in der Realität seit 2025, aufgrund seiner 
wiedererlangten Biotopqualität, (wieder) zur Biotopfläche 224.03 rechnende - vorma-
lige (nun vorgeblich nicht mehr als Straßenfläche für die - zumindest in der Zeichnung- 
unterbrochen dargestellte Frankenstraße herzuhaltenden "Trassen-Bereich"- entge-
gen seiner ursprünglichen (vgl. Grünordnungsplan), jetzt wieder real vorliegenden 
und vorgeblich ja auch „vorgesehenen"- Beschaffenheit und Funktion, nicht korrekt 
als „Biotopfläche" in der Zeichnung ausgewiesen ist (sondern tatsachenwidrig als Teil 
einer - neu zu schaffenden - A8-Fläche], ist für die Natur verheerend, da der vorhan-
dene autochthone Altgras-, Totholz- und Gehölzbestand negiert wird und da, nach 
den Festsetzungen des BPIans hier (vormalige Frankenstraßen-Trasse durch Biotop 
224.03 ist tatsachenwidrig als Teil von A8 in der Zeichnung ausgewiesen] eine Salbei-
Glatthafer-Wiese (die nicht standortgerecht ist] eingesät werden muss; und da davon 
auszugehen ist, dass die, auf Sandboden dominierenden, Hirse-, Melden- und Kamille-
pflanzen eine Salbei-/Glatthafereinsaat überwuchern werden, es nie zu einer solchen 
Salbei-Glatthafer Wiese kommt, und weil für eine solche die Sinnhaftigkeit für die Na-
tur gar nicht erläutert ist, ist zu befürchten, dass „A8" nur eine gefällige Farce ist und 

vorhandenen Vernetzungsstrukturen zusätzlich zu ei-
ner Verinselung mit anhaltender Störung und in Folge 
dessen zu einer genetischen Verarmung der Popula-
tion käme, würde diese auf Flächen innerhalb des ge-
planten Baugebietes verbleiben. Durch die Kombina-
tion des um ein Vielfaches erhöhten Prädationsdrucks 
durch Hauskatzen mit der Isolation der Tiere innerhalb 
der geschlossenen Bebauung ist eine Überlebensfähig-
keit bei Verbleib auf den Teilhabitaten nicht wahr-
scheinlich, so dass der Abfang aller Tiere zu deren 
Schutz erfolgt. Die Bewertung von Alternativen wurde 
ausführlich mit der Höheren Naturschutzbehörde bei 
der Regierung von Unterfranken abgestimmt. 
3.1. Abfangen der Reptilien ist schlechter für die Po-

pulation als Belassen auf den Bestandsflächen 
Diese Meinung wird nicht geteilt. 
Die angeführte Studie zu Zauneidechsen („The sand-
lizard moves downtown" (Becker/Buchholz, The sand-
lizard moves downtown – habitat analogues for an 
endangered species in a metropolitan area, 2015)“) 
zeigt zwar, dass Zauneidechsen auch in von Menschen 
geprägten Bereichen leben können und urbane Struk-
turen nicht zwangsläufig einen negativen Effekt auf die 
Tiere haben müssen, im Diskussionsteil der Studie 
wird jedoch die Thematik der Isolation und der Ein-
fluss von Haustieren aufgeworfen mit dem Ergebnis, 
dass Haustiere als Prädatoren sowie Isolation dagegen 
einen signifikant negativen Effekt auf die Population 
haben. Daneben kommen auch weitere Studien zu 
dem Ergebnis, dass vor allem Hauskatzen für Reptilien 
ein großes Problem darstellen. Im Rahmen der saP 
wurden noch weitere Studien bzgl. Hauskatzen und 
Zauneidechsenbeständen in Siedlungen eingebracht, 
ebenfalls mit dem Ergebnis, dass durch Freigängerkat-
zen ein hoher Prädationsdruck entsteht, der sich durch 
Managementmaßnahmen (wie insbesondere Einzäu-
nen) nicht kontrollieren lässt, da Katzen durch ihre 
Physiologie und Agilität Hindernisse wie Barrieren 
oder Zäune leicht überwinden können. 
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in Wirklichkeit- wie es bereits in der Begründungsteht- im Hinterzimmer längst be-
schlossen ist, dass die Frankenstraße doch durchs Biotop gebaut werden soll/wird. All 
das spricht dafür, dass A8 lediglich ein Phantom ist: eine gefällige, nie ernst gemeinte, 
Augenwischerei. Eben eine Farce. 
Dasselbe gilt für das; Regenfangbeckenhabitat, das - entgegen der, in der Natur be-
reits jahrzehntelang vorliegenden wertvollen Habitatqualität mit dichten Altgraspols-
terbeständen – tatsachenwidrig als „erst noch zu schaffende (einzusäende) A8-Flä-
chein der Bplan Zeichnung ausgewiesen ist, anstatt realitätsgetreu als „zu erhaltendes 
Reptilienhabitat" (mit den entsprechenden reptiliengerechten Pflegfestsetzungen in 
den Textlichen Festsetzungen]. Kein Wort im BPlan davon, dass das Regenfangbe-
ckenhabitat erst zerstört werden muss, damit eine „Salbei-Glatthafer-Wiese"- die 
nicht standortgerecht ist - eingesät werden kann! Auch diese Negierung der realen 
Existenz des bestehenden, wertvollen, dicht mit Zauneidechsen besiedelten, Regen-
fangbeckenhabitats im Entwurf, ist ein Beweis dafür, dass die ganze „A8-Sache"reine 
manipulative Augenwischerei ist. 
Fehler in der Begründung: Die festgesetzte Biotop-Zerstörung wird hier ebenfalls 
(fast] vollständig geleugnet (außer im 1. Satz, dass der Artenreichtum in den Biotopen 
durch die Reptilienumsiedlungen verringert wird]. 
Die "Prognose des Umweltzustands bei Nichtdurchführung der Planung" ist massiv de-
fizitär, ja ignorant. Das Wichtigste wird negiert: Dass, bei Nichtdurchführung der Pla-
nung, die Biotope mit ihrem, jetzt vorliegenden, überragend hohen Artenreichtum - 
leicht erkennbar an dem, jetzt in den Biotopen vorliegenden, kleinteiligen Struktur-
Mosaik (bei dem gerade die teils hohen, dichten Altgraspolsterbestände als Deckungs- 
und Nahrungs (Insekten]-Strukturen unverzichtbar sind und darüber hinaus automa-
tisch eine unerwünschte weitergehende Verbuschung verhindern], sowie die dadurch 
in außergewöhnlicher Dichte, vorliegenden Bestände der Schirmart Zauneidechse - 
würden "bei Nichtdurchführung der Planung" - wie in den vergangenen Jahrzehnten - 
unbehelligt von dem, jetzt vorgesehenen, unsinnigen, biotop- und artenschutzwidri-
gen Zerstörungen - in Ruhe weiterbestehen. 
Begründung 4.4.1,4, S. 33, letzter Absatz: Als Begründung für den geplanten Abfang 
und die Umsiedlung der, in den gesetzlich geschützten Biotopen ansässigen Reptilien, 
wird eine vorgeblich vorhandene "Isolierung" der Biotope angeführt. Dies ist eine be-
wusste Falschdarstellung. Diese tatsachenwidrige Behauptung steht im eklatanten Wi-
derspruch zu der Einrichtung von A8 als "Erweiterungs- und Vernetzungsfläche für die 
Biotope" und zu der Tatsache, dass festgesetzt ist, dass der Fußweg, der entlang des 
Ostrandes des BPlan-Gebiets verläuft, erhalten bleibt und mit Begleitgrün - als "grüne 
Infrastruktur" = als Verbindungsstruktur fungieren soll und zudem über die künftig 
entstehenden Gärten eine bessere Vernetzungsstruktur - als bislang über landwirt-
schaftlich genutzte Flächen - vorhanden sein wird. Damit ist das einzige "Argument" - 

Die Bescheide der Regierung von Unterfranken bein-
halten Auflagen zum fachgerechten Vorgehen bei der 
Umsiedlung. Diese Vorgaben dienen dazu, möglichst 
alle Reptilien unbeschadet umsetzen zu können. Fang 
und Umsiedlung der Tiere haben durch qualifiziertes 
Fachpersonal so schonend wie möglich zu erfolgen. 
Das Büro, welches mit der Umsiedlung beauftragt wer-
den soll, ist der Regierung von Unterfranken, höhere 
Naturschutzbehörde, vorab zu benennen und muss 
von dieser bestätigt werden. Das festgesetzte Vorge-
hen entspricht der guten fachlichen Praxis, um die 
Tiere in möglichst wenigen Begehungen möglichst 
zahlreich umzusiedeln. Ziel ist es dabei, so viele Tiere 
wie möglich in kurzer Zeit zu fangen und umzusiedeln, 
um so den mit der Umsiedlung einhergehenden Stress 
für die Tiere so gering wie möglich zu halten. Durch 
die Mahd sowie die ausgesparten bzw. künstlich ange-
legten Versteckmöglichkeiten wird die Anwesenheit 
der Tiere dabei auf die ausgesparten Bereiche kon-
zentriert. Da Zauneidechsen zudem üblicherweise in 
frostfreien Hohlräumen unter der Erde überwintern, 
ist auch eine Mahd im zeitigen Frühjahr innerhalb der 
letzten Frostperioden des Jahres unproblematisch 
möglich. 
3.2. Verzögerung der Erschließung und damit der 

Baulandbereitstellung durch Abfangen der Repti-
lien 

Tatsächlich findet durch das Abfangen der Reptilien 
eine Verzögerung der Baulandbereitstellung statt. 
Aus naturschutzfachlicher Sicht wurde von der Höhe-
ren Naturschutzbehörde bei der Regierung von Unter-
franken die Entscheidung getroffen, dass der Abfang 
aller Reptilien zu deren Schutz notwendig ist. Diese 
fachliche Einschätzung der Höheren Naturschutzbe-
hörde kann nicht durch einen zeitlichen Vorteil bei der 
Erschließung „weggewogen“ werden. Die zeitliche 
Verzögerung wird daher billigend in Kauf genommen, 
um das Baugebiet überhaupt realisieren zu können. 
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welches hinsichtlich einer angeblichen "Notwendigkeit von Reptilienabfängen aus ih-
ren Top- Lebensräumen in den Biotopen" in der Begründung vorgebracht wird, ent-
tarnt als das, was es ist: eine schiere Lüge. 
Wir verweisen dazu auch nochmals auf die, Ihnen mit unserer Stellungnahme i. R. d. 
letzten BPlan-Auslegung im Mai 2025 bereits vorgelegte, hier für die neuen Ratsmit-
glieder nochmals beigefügte, grundsätzliche Gutachterliche Stellungnahme zur arten-
schutzrechtlichen Situation im BPlan-Gebiet, insbesondere im Hinblick auf die Schirm-
art Zauneidechse, verfasst von der Reptilienkoryphäe und bekannten Fach-Autorin, 
Frau Dipl.-Biol. Ina Blanke, vom Februar 2025 und auf die großangelegte Feldstudie 
"the sand lizard moves downtown", die wir uns erlauben, Ihnen, samt Übersetzung, 
auch noch einmal beilegen (interessant vielleicht besonders für die „Neuen"!). 
Dass es im neuen Planentwurf weiterhin mitnichten um die Umsetzung des Grund-
satzbeschlusses den „Erhalt und die Sicherung der bestehenden Biotope - die, It. saP 
S. 8, erster Absatz „gleichzeitig Eidechsenhabitate" sind- und um eine tatsächliche 
„Fehlerbehebung" gemäß dem wegweisenden Urteil des BayVGH vom 5.Juli 2022 (s. 
Anlage) um die ordnungsgemäße Berücksichtigung von Biotop- und Artenschutz, geht, 
sieht man auch an den folgenden Festsetzungen im neuen Bebauungsplan-Entwurf: 
•Gras-Erd-Weg entlang östlichem Rand Plangebiet soll eingestampft und befestigt an-
gelegt werden, was unnötig und naturfern ist (der Weg ist in der Zeichnung als "Ver-
kehrsfläche" festgesetzt: gelb weiß gestreift, statt grüne Farbe wie bei anderen Fuß-
wegen im Plangebiet, was der "Alternative 1" entsprochen hätte, wo es heißt: "Fuß-
weg kann bleiben"! Erläuterung hierzu: Erfahrungsgemäß trocknet der sandige Boden 
am Sand nach Regen schnell ab und es kann bei einem Erd-/Grasweg (wie bisher 
auch) mehr Regenwasser versickern, als bei einem befestigten Weg.  
•Von Biotop 224.04 sollen die Zauneidechsen und Schlingnattern artenschutzrechts-
widrig abgefangen werden, statt das Biotop rechtskonform als Reptilienhabitat zu er-
halten - und - gemeinsam mit dem unkartierten Heckenbiotop (das östlich am Biotop 
224.04 anschließt), das ebenfalls einen nachgewiesenen Reptilienlebensraum darstellt 
(vgl. ZE-Kartierung 2022) - als Reptilienlebensraum festzusetzen. Die Biotopfläche 
224.04soll zudem massiv verkleinert werden, anstatt dass sie endlich in ihrer realen 
Größe in der Bplan-Zeichnung gesichert worden wäre. (Verstöße gegen Endurteil des 
BayVGH vom 05.07.2022).  
•gleiches gilt für Biotop 224.01und 224.02  
•Die Zauneidechsen-Habitatfläche zwischen Biotop 224.03 und Kindergarten "Am Bre-
mig" soll 1t. BPlan Kindergartenfläche werden - statt, wie in "Alternative 1" vorgese-
hen - Habitat zu bleiben!  
•Das südlichere Regenfangbecken soll im Süden dezimiert werden, statt wie in „Alter-
native 1" der saP vorgesehen, vollumfänglich als „Zauneidechsen-Habitat" festgesetzt 
zu werden! •Die Textlichen Festsetzungen für "A 8" (Erweiterungsgebiet) sind eben 

4. Rechtswidrige Eingriffe in die bestehenden gesetz-
lich geschützten Biotope durch fehlerhafte Fest-
setzungen 

Durch die Festsetzungen werden keine rechtswidrigen 
Eingriffe in die bestehenden gesetzlich geschützten Bi-
otope erzeugt. 
Die zeichnerische Festsetzung für die Fläche der kar-
tierten Biotope ist gesetzlich geschütztes Biotop. In ei-
nem gesetzlich geschützten Biotop sind Handlungen, 
die zu einer Zerstörung oder einer sonstigen erhebli-
chen Beeinträchtigung führen können, verboten 
(BNatSchG). Streuobstwiesen sind auch dann gesetz-
lich geschützte Biotope, wenn keine Reptilien dort le-
ben. Der einzige geplante Eingriff, der Abfang von Rep-
tilien, stellt daher keine Zerstörung oder erhebliche 
Beeinträchtigung einer Streuobstwiese dar.  
Ergänzend wurde zeichnerisch die Erhaltung der be-
stehenden Bepflanzung festgesetzt. Dies ist möglich, 
wenn für die Maßnahme nach dem Naturschutzrecht 
ein zusätzlicher Schutz beabsichtigt und erreicht wird. 
Hierdurch werden über das Streuobst hinaus auch die 
weiteren bestehenden Gehölze gesichert. 
Textlich wurden darüber hinaus Pflegemaßnahmen 
festgesetzt, die für den Erhalt des Biotops erforderlich 
sind. (Eine zweimalige Mahd, wie vorgeworfen, ist 
nicht festgesetzt.) Die bestehenden geschützten Streu-
obstwiesen mit ihren sonstigen Gehölzstrukturen sind 
Elemente der durch Bewirtschaftung entstandenen 
Kulturlandschaft. Um sie dauerhaft zu erhalten sind 
fachgerechte Pflegemaßnahmen für die Grünflächen 
und die darauf stehenden Gehölze (Bäume und Sträu-
cher) erforderlich. Ansonsten würden sie sich zur po-
tentiellen natürlichen Vegetation weiterentwickeln. 
Dies wäre in Rottendorf Bergseggen-Waldgersten-Bu-
chenwald mit einer völlig anderen Tier- und Pflanzen-
gesellschaft. 
Streuobstwiesen sind auch dann potentielle Habitate 
für Zauneidechsen, wenn keine Zauneidechsen dort le-
ben. Das Habitat an sich bleibt erhalten. Es könnten 
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nicht zur Vergrößerung und Vernetzung der Reptilienlebensräume vorgesehen, im Ge-
genteil: Es sollen „offene Lebensräume" für diffuse "unterschiedlichste Tiergruppen" 
hergestellt werden! Das macht die „A8-Fläche" sinn-entleert! Es ist überhaupt unklar, 
für wen oder was A8 „gut" sein soll. Die Festsetzungen für A8 müssen reptiliengerecht 
ausgearbeitet werden. Näheres zu A8: Die Textlichen Festsetzungen zu "A 8" enthal-
ten keine Regelungen zur Schaffung Reptilien-geeigneter Strukturen! Ein "Sandarium" 
wird "Am Sand West" nicht benötigt. Hier liegt bereits natürlicherweise vollflächig gut 
grabbarer Sandboden vor! Für die "Benjeshecke-mit-evtl.-Initialbepflanzung" und die 
drei „3m-Durchmesser-bestehend-aus-je- 2-Sträuchern-Gehölzinseln"sind zu wenig 
Gehölze und es hätte der genaue Standort vorgegeben werden müssen, um zu viel 
Beschattung zu vermeiden. Es fehlt ein Pflanzplan, was für Reptilienhabitate Standard 
ist. Die festgesetzte „Salbei-Glatthafer-Wiese-Ansaat" ist nicht standortgeeignet, da 
auf A8 sandiger Lehm (Silikat) und kein Kalkboden- vorliegt. Auch tatsächlich autoch-
thone Sträucher - die auf dem Standort gewachsen sind - sind nicht verfügbar, außer 
man versetzte einige Sträucher aus den Biotopen auf A8. Sinnvoll wäre es, die Natur 
selbst machen zu lassen. Dann entwickelt sich eine tatsächlich autochthone Vegeta-
tion und man kann auf ca. 30 % der Fläche (hauptsächlich im nördlichen Teil) die na-
türlich aufkommenden Gehölze einfach stehen lassen. Die Mahdvorschriften entspre-
chen nicht dem Standard für die Pflege von Reptilienhabitaten und sind zudem auch 
Vogel-feindlich für Bodenbrüter. Eine- jährlich wechselnde - Streifenmahd maxi-
mal1x/Jahr ab 1. Oktober wäre festzusetzen gewesen, wenn A8 irgendeinen Sinn für 
die Natur haben sollte, Doch das scheint eben gar nicht gewollt zu sein. Es fehlt schon 
an der wichtigsten Festsetzung: Minimal-Mahdhöhe 15 cm und es fehlt, dass die Mäh-
gutabfuhr händisch zu erfolgen hat (kein Einsatz von Schwader, Ladewagen, etc.).  
•Selbst für die bestehenden Biotope fehlt im BPlan-Entwurf die Festsetzung 
reptilienfreundlicher Pflegevorschriften, obwohl natürlich nach wie vor in Biotop 
224.03 ZE und SN leben, und auch in den übrigen Biotopen erfahrungsgemäß nur die 
wenigsten der dort lebenden Reptilien abgefangen werden können und die meisten 
(von denjenigen Reptilien, die die „Abfang-Vorbereitungsmaßnahme": kurzrasig-
Schreddern der über Jahrzehnte gewachsenen, wertvollen Altgrasbestände und Ent-
fernen der Deckungsstrukturen (Totholzbestände) überlebt haben) auf den Biotopen 
verbleiben werden! 
Nähere Ausführungen: 
I. Die Ausmaße der gesetzlich geschützten Biotope, insbesondere des größten Bio-
tops: 224.03, sind nach wie vor nicht naturgetreu in der Bplan-Zeichnung dargestellt. 
Es fehlen im Durchschnitt 2 m Flächenbreite entlang der kompletten Südgrenze, die 
Süd-West-Ecke ist zeichnerisch komplett abgeschnitten! 
Die - im Endurteil vom 05.07.2022 vom BayVGH gerügten, durch die Bauleitplanung 
nicht bewältigten - Konflikte durch Kronen-die-auf-benachbarten-MFH-Bauplätzen-

sich wieder Zauneidechsen ansiedeln. Spezielle Repti-
lienfreundliche Festsetzungen sind hierfür nicht erfor-
derlich. Vor Beginn der Umsiedlung werden die Ein-
griffsflächen gemäht (mit (moto-)manueller Sense 
oder Balkenmäher mit 10 cm Schnitthöhe), um die De-
ckung zu entfernen. Weitere Eingriffe, wie z.B. die an-
gesprochene Entfernung von Hecken oder Einzelsträu-
chern erfolgen nicht. Die Gehölzbestände der Teilhabi-
tate dürfen nicht gerodet werden. Der Fauna-Bestand 
kann sich regenerieren und bleibt folglich erhalten und 
es besteht kein Widerspruch zum Erhalt der Biotope 
Streuobstwiese. 
Im Übrigen werden in der Stellungnahme permanent 
die Festsetzungen des Bebauungsplans und die Ne-
benbestimmungen der beiden Bescheide zur natur-
schutzrechtlicher Ausnahmegenehmigung für das Ab-
fangen von Reptilien vermischt. Die Nebenbestimmun-
gen der Bescheide gelten mit einer Ausnahme unab-
hängig von den Festsetzungen des Bebauungsplans 
und müssen daher nicht in diesen integriert werden. 
Das heißt, z.B. die Ziff. 3.5 des Änderungsbescheids 
(Abfang im Biotop 224.03 nicht notwendig) gilt, auch 
ohne, dass dies im Bebauungsplan festgesetzt ist. Die 
Ausnahme: Der Festsetzungsvorschlag für die Aus-
gleichsfläche A8 aus dem Änderungsbescheid muss ex-
plizit in den Bebauungsplan integriert werden, weil 
dies im Änderungsbescheid so festgelegt ist. 
5. Falsche Festsetzung der Biotopbegrenzungen 
Die Unterstellungen, die Biotope 224.01, 224.02 und 
224.04 sollen „massiv“ verkleinert werden sowie die 
Baumkronen des Biotops 224.03 liegen auf Baugebie-
ten entsprechen nicht der Wahrheit. 
Als Grundlage für die Abgrenzung der als gesetzlich ge-
schützten Biotope festgesetzten Flächen wurden die 
Bäume im Jahr 2022 mit Ihren Kronendurchmessern 
vermessen. Die tatsächliche Baumkronenausdehnung 
wurde dann in der Planzeichnung, wie vom beauftrag-
ten Fachbüro arc.grün für eine ausreichende zukünf-
tige Größenentwicklung empfohlen, jeweils mit 
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liegen, Zaunbau-Konflikte, Nachbarrechts-Konflikte, etc. bestehen somit unbewältigt 
weiter. Die zweite Chance, die Konflikte durch neue Planung- in welcher die Biotopflä-
chen naturgetreu aufgenommen sind - ist somit vertan! 
Da das gesamte Zwischenstückzwischen Biotop 224.03 und Kindergartenfläche "Am 
Bremig" ein Reptilien-Habitat mit außergewöhnlich dichter Besiedlung ist (vgl. Kartie-
rungen 2022 und 2024, Fabion) - und damit real bereits zur angrenzenden Biotopflä-
che rechnet, ist das Zwischenstück auch auf dem Papier, d.h.in der B-Planzeichnung 
dem "gesetzlich geschützten" Biotop zuzuweisen. Und nicht, wie im Entwurf fälschli-
cherweise dargestellt, als "Kindergartenfläche" auszuweisen (vgl. dazu auch: „Alterna-
tivplanung 1", saP Fabion, S. 56). Das Reptilienhabitat im Bereich der Regenrückhalte-
fläche ist so darzustellen, wie es real vorliegt, d. h. bis zur jetzigen Kindergarten-Flä-
che. Im Entwurf des BPlans ist es nach Süden zu, fälschlicherweise dezimiert darge-
stellt (vgl. dazu auch: „Alternativplanung 1", saP Fabion, S. 56). 
II. Fehlende bzw. defizitäre Artenschutz-Festsetzungen für die Naturflächen in den 
Textl. Festsetzungen: 1.5.1.4 Die bisherigen Textliche Festsetzung: "[ ...] Die Biotopflä-
chen sind [ ...] mit einer extensiven [... ] Pflege [ ... ] zu erhalten" widerspricht dem Bi-
otopcharakter. Biotope werden nicht, auch nicht extensiv, gepflegt. Für die gesetzlich 
geschützten Biotope fehlen Textliche Festsetzungen, welche den besonderen Schutz-
status von Flora und Fauna, u.a. der Zeigerarten Zauneidechse und Schlingnatter, (von 
denen erfahrungsgemäß die meisten selbst beim geplanten rechtswidrigen Abfang 
auf den Biotopen 224.01, 224.02, 224.04und auf der Regenrückhaltefläche, nicht ab-
gefangen werden können und sowieso auf den Biotopflächen verbleiben werden bzw. 
im Fall von Biotop 224.03 - wo 1t. Bescheid der RUF vom 29.06.2026 kein Abfang er-
laubt ist- natürlich nach wie vor vorkommen),in Praxis¬ taugliche Habitat-Erhalt- und 
Pflegevorschriften umsetzen. Die wichtigste Vorschrift fehlt schon: „In-Ruhe-lassen-
der-Biotop-Bestände", obwohl es dazu in der Begründungheißt: „Eingriffe in die ge-
setzlich geschützten Biotope sind verboten". Das „In-Ruhe-lassen-der Biotope" sollte- 
obwohl tatsächlich natürlich schon gesetzlich vorgeschrieben - dennoch explizit in den 
BPlan verankert werden. Das ist rechtlich zulässig, da es in den Vorjahren ein Hin-und-
Her gegeben hat- was sich schon im Normenkontrollverfahren spiegelt- und es des-
halb als Klarstellung auch im BPlan zur Bekräftigung des gesetzlichen Schutzes gut - 
und notwendig- ist das „In-Ruhe-lassen-der-Biotope" in den BPlan mit aufzunehmen. 
So ähnlich steht es auch in der Begründung, nur dass es nicht umgesetzt, sondern 
konterkariert wird, durch die Festsetzung von 2x/Jahr Mahd in den Biotopen!! Im Ent-
wurf ist zum einen festgesetzt, dass keine Eingriffe in die ges. geschützten Biotope 
stattfinden dürfen, dass also Eingriffe verboten sind (s. Begründung), zum anderen ist 
eine 2 x jährliche Mahd festgesetzt, was sich unauflösbar diametral gegenübersteht. 
So heißt es in der Begründung unter 2.3.5 im zweiten Absatz, (S. 15) wörtlich: „Die 
Festsetzung für die Biotope ist dagegen gesetzlich geschütztes Biotop. Hier sind 

zusätzlichen1,5 m gepuffert und anschließend die äu-
ßersten Punkte mit Linien verbunden. Der Zuwachs 
der Kronen wird jährlich durch einen als Vermesser 
ausgebildeten Mitarbeiter der Gemeinde Rottendorf 
überprüft, dass er noch im Pufferbereich liegt. 
Beispiel Biotope 224.02 und 224.03: 

 
weiße Linie: Festsetzung „Gesetzlich geschütztes Bio-
top“ 
grüne Linie: Empfehlung Fachbüro arc.grün: vermes-
sene Krone + 1,5 m Puffer 
grüne Bäume: Baumstandorte (Vermessung inkl. Kro-
nenbegrenzung, Planeinschrieb des ø hier nicht dar-
stellbar) 
Im Ergebnis bedeutet dies, dass z.B. die Bäume des Bi-
otops 224.03 tatsächlich auf den FlNrn. 2611 bis 
2612/4 stehen, aber die angrenzenden FlNrn. 2610/1 
und 2613 zum großen Teil ebenfalls als gesetzlich ge-
schütztes Biotop festgesetzt sind. 
5.1. Zauneidechsen-Habitate sind „gesetzlich ge-

schützte Biotope“ und gehören daher in die Ab-
grenzung 

Diese Rechtsauffassung wird nicht geteilt. 
Als gesetzlich geschützte Biotope sind im § 30 
BNatschG und Art. 23 BayNatSchG bestimmte Teile 
von Natur und Landschaft, die eine besondere Bedeu-
tung haben, abschließend aufgezählt. In beiden Listen 
sind Streuobstwiesen aufgeführt, aber kein aus der 
Nutzung gefallenes Grünland, auch wenn sich dort Ei-
dechsen angesiedelt haben. Zu einer Streuobstwiese 
gehört natürlich das Grünland unter den Baumkronen, 
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Handlungen, die zu einer Zerstörung oder einer sonstigen erheblichen Beeinträchti-
gung führen können, verboten (BNatSchG). Entsprechende Wege sind daher auch 
ohne weitere Festsetzung unzulässig und auch nicht geplant. Ergänzend wurde die Er-
haltung der bestehenden Bepflanzung festgesetzt. Dies ist möglich, wenn für die Maß-
nahme nach dem Naturschutzrecht ein zusätzlicher Schutz beabsichtigt und erreicht 
wird." Die- im Widerspruch dazu - in den Textlichen Festsetzungen festgesetzte 2 x 
jährlich vorzunehmende Mahd, würde nicht nur eine erhebliche Beeinträchtigung, 
sondern eine Zerstörung der - sich über Jahrzehnte natürlich, ohne Eingriffe, wie 
Mahd, entwickelten, jetzt in „reifem", ausbalancierten Top-Zustand vorliegenden - 
teils hohen, dichten Altgrasbestände - und damit des Hauptmerkmals der außerge-
wöhnlich wertvollen Biotopstrukturen bedeuten. Eine solche Mahd(festsetzung) ist 
biotop- und artenschutzrechtswidrig. Die Festsetzung ist zu streichen. Festsetzungen 
für die gesetzlich geschützten Biotope 224.01, 224.02, 224.03, 224.04, stattdessen: 
- Die Biotope sind in Ruhe zu lassen/ihrer eigenen Entwicklung zu überlassen 
- Generell keine („pflegerischen") Eingriffe erlaubt 
- Keine Mahd 
- Gehölzentnahmen nur bei Aufkommen einer weitergehenden Verbuschung (was 
aufgrund der „unterdrückenden" Wirkung der dichten Altgrasbestände- nicht zu er-
warten ist, was die Biotope „pflegeleicht" macht!) und dann nur von Hand 
1.5.2.11AFCS (A6 Speierleinsgraben: Feldhamster und Feldvögel) 
Es fehlen natur- und artenschutzgerechte Festsetzungen für die „Blühstreifen"! 
- Der festgesetzte Schröpfschnitt" im Frühjahr, in dem angesät wird, ist artenschutz-
feindlich und muss gestrichen werden (Im März beginnt bereits Brutgeschehen u.a. 
des Rebhuhns) 
- Nur 1x jährliche Mahd ab 1. Oktober zum Schutz der brütenden Feldvögel 
- Keine Mahd mit rotierenden Geräten (Mulchgeräte) 
- Mindestmahdhöhe 15 cm zum Schutz von kleinen Tieren 
- Mind.1/3 der Fläche muss jährlich im Wechsel über den Winter ungemäht stehen 
bleiben, zum Schutz der überwinternden Feldvögel, u.a. des gefährdeten Rebhuhns 
und damit Insekten-Stadien in den Stängeln überwintern können 
1.5.2.2 2AFCS (Al, A2, A3, Zauneidechsen-Ersatzhabitate) 
- Es fehlt die Festsetzung der „Anlage" der Einzäunung der Ersatzhabitate Al - A3 = 
Aufbau der Zäune mit Reptilienschutzzäunen, welche bereits ab Anlage der Aus-
gleichsflächen vorzunehmen ist (bei A2 fehlt Reptilienzaun noch), bislang ist nur die 
„Entfernung" der Zäune (nach „abgeschlossener Bebauung der angrenzenden Parzel-
len") festgesetzt!! 
- Es fehlt die Festsetzung, dass die Reptilienzäune - die um die tatsächlichen Eingriffs-
flächen, v.a. Biotop Nr. 80.028 entlang der Würzburger Straße (auf welchen Reptilien 
abgefangen werden müssen), aufgestellt werden, auch tatsächlich bis-zum-Ende-der-

aber nicht mehr die benachbarten Grünflächen (z.B. 
Wiesen oder Ackerbrachen) ohne Baumbestand. 
6. Festsetzung zur Einrichtung von Bauzäunen auf 

den Baugebieten entlang der Biotope fehlt 
Diese Rechtsauffassung wird nicht geteilt. 
Die DIN 18920 und die „Richtlinien zum Schutz von 
Bäumen und Vegetationsbeständen bei Baumaßnah-
men“ (R SBB) sind verbindliche Vorgaben für Baumaß-
nahmen. Die zusätzliche Festsetzung eines Bauzauns 
ist daher nicht erforderlich. 
7. Vorschlag, die Baugebiete für den Geschosswoh-

nungsbau an anderer Stelle im Geltungsbereich 
unterzubringen 

Der Vorschlag hat zum Ziel, eine Verschattung des Bio-
tops 224.03 zu verhindern. 
Dem städtebaulichen Entwurf des Bebauungsplans 
liegt der Rahmenplan „Am Sand West“ zugrunde. Die-
ser sollte eine zusammenhängende attraktive städte-
bauliche und landschaftsplanerische Entwicklung die-
ses Gesamtbereichs sicherstellen und wurde im Jahr 
2013 vom Gemeinderat Rottendorf als Grundlage der 
weiteren verbindlichen Bauleitplanung gebilligt. Die-
sem Rahmenplan liegt eine intensive Auseinanderset-
zung mit der städtebaulichen Entwicklung des Gebiets 
in mehreren Rahmenplänen seit 1978 zugrunde. Ziel 
der aktuellen Rahmenplanung war die Weiterentwick-
lung des städtebaulichen Entwurfs aus dem Entwick-
lungsplan von 1978, der nur teilweise umgesetzt 
wurde und mit der zentral gedachten städtebaulichen 
Dominante des 15-geschossigen Hochhauses in der 
Frankenstraße direkt am Ortsrand seither unvollendet 
geblieben ist. Durch die direkt anschließenden bis zu 
4-geschossigen Gebäude soll diese städtebauliche Do-
minante nun räumlich in die Ortslage eingebunden 
werden. Die geplante Lage der höheren Gebäude hat 
daher eine große städtebauliche Bedeutung. Dieser 
Entwurfsgedanke funktioniert nur mit dem geplanten 
Standort der höheren Gebäude. Weiter nördlich 
würde die räumliche Verbindung zum bestehenden 
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Baumaßnahmen auf-benachbarten-Flächen aufrechterhalten bleiben müssen, um 
eine Wieder-Einwanderung von Reptilien auf die Eingriffsflächen zu verhindern (bei 
den „Eingriffsflächen" ist nur das „Aufstellen" der Reptilienzäune festgesetzt) 
- Es fehlt die Festsetzung, dass (auch) die Reptilienersatzhabitate A1 und A3 nur im 
Bedarfsfall gemäht werden dürfen: dass immer mind. 50% der Fläche mind. 50 cm ho-
hen Bewuchs aufweisen muss (vgl. Blanke, NWKLN 1/2019) ist das (noch) nicht gege-
ben, hat eine Mahd zu unterbleiben! Die Deckung geht vor! Ein „zu viel" an Gehölzen 
kann - und muss - händisch entnommen werden. 
- Es fehlt, dass ein etwaiges „zu viel" an Gehölzen händisch zu entnehmen ist 
- Es fehlt, dass für die Mahd, keine rotierenden Geräte verwendet werden dürfen 
- Es fehlt die Festsetzung: Mahd erst ab 1. Oktober und vor dem 1. März 
1.5.2.3 (A7, Reptilienersatzhabitat auf Flstnr. 580, Umsiedlung ZE) 
- Die Festsetzung, dass das Mahdgut mit Hilfe eines „Ladewagens" entfernt werden 
soll/darf, ist zu streichen (vgl. Arbeitshilfe saP Zauneidechse, LfU 2020, Blanke, 
NWKLN 1/2019): es ist stattdessen festzusetzen: „Händische Entfernung des Mahdgu-
tes mit Gabel und Rechen; 
- Für den Abtransport des Mahdgutes ist - aufgrund der Flächengröße - außerhalb der 
festgesetzten Ersatzhabitatfläche ein „Wirtschaftsweg" (Graswegreicht) anzulegen 
und regelmäßig auszumähen, auf welchen der Traktor mit Anhänger fahren kann, der 
das Mahdgut aufnimmt" 
- Es ist festzusetzen, dass nur aus tatsächlichen Eingriffsflächen: Biotop 80.028, 
„Zwickelhabitat-entlang-der-Straße-Am-Bremig", Erd- und Graswege und sämtliche 
„Pufferstreifen" welche nicht erhalten werden können, sondern überbaut werden 
Reptilienabfänge vorgenommen werden dürfen. Hierzu ist eine Karte anzufertigen, 
auf der die Eingriffsflächen, auf denen tatsächlich Eingriffe stattfinden und somit tat-
sächlich Reptilienabfänge durchgeführt werden müssen, zu kennzeichnen sind. Die 
Karte ist in die saP aufzunehmen. In den Textlichen Festsetzungen ist auf die „Abfang-
Karte-in-der-saP" zu verweisen. Aus den zu erhaltenden Biotopen und dem - in „A8" 
integrierten -Regenfangbecken-Habitat dürfen keine Reptilien entnommen werden!! 
1.5.3.1(A5, Speierleinsgraben, Feldvögel) 
Es fehlen artenschutzgerechte Festsetzungen bzw. die derzeitigen Festsetzungen sind 
nicht artenschutzgerecht. Festsetzungen muss artenschutzgerecht lauten: 
- jährlich wechselnde Streifenmahd 1x im Jahr ab 1. Oktober 
- Keine rotierenden Geräte zur Mahd verwenden 
- Mindestmahdhöhe 15 cm 
- händische Entfernung des Mahdgutes (kein Ladewagen)  
1.5.3.2 (A8 planinterne Vernetzungsfläche, neue Bezeichnung: „Vernetzungsfläche 
insbes. der, in den Biotopen vor 3 Wurzelstöcke und 1 Benjeshecke 
- keine Initialbepflanzung der Benjeshecke 

Hochhaus fehlen und weiter südlich wäre keine räum-
liche Abstufung zum Ortsrand hin mehr möglich.  
Ebenso hat der Erhalt des geschützten Landschaftsbe-
standteils Streuobstwiese innerhalb des städtebauli-
chen Entwurfs eine große Bedeutung. Eine räumliche 
Situation, die einen nicht für Streuobst geeigneten 
Standort erzeugen würde, sollte daher nach Möglich-
keit tatsächlich geändert werden. Verschattete Lagen 
sind allerdings nur ungeeignet, wenn sie nordexpo-
niert sind. Die Streuobstbestände im Geltungsbereich 
des Bebauungsplans sind alle südexponiert. Die Ver-
schattung des Biotops durch die anschließend geplan-
ten relativ hohen Gebäude wurde zudem mit der Hö-
heren Naturschutzbehörde bei der Regierung von Un-
terfranken abgeklärt und für schadlos befunden. 
Ebenso wurde ein beschatteter Bereich der Fläche für 
den Arten- und Biotopschutz (A8) auch für die Ansied-
lung wärmeliebender Tierarten als unbedenklich ein-
gestuft, da ausreichend besonnte Flächen zur Verfü-
gung stehen. 
Planungsrechtlich relevante Anregungen, Bedenken 
und Hinweise zu einzelnen Festsetzungen 
8. Fläche für den Gemeinbedarf – Kindergarten 

überplant Zauneidechsenhabitate mit Baufläche 
Die Stellungnahme bezieht sich auf die -Fläche zwi-
schen dem Biotop 224.03 und dem bestehenden Kin-
dergarten Am Bremig und den südlichen Bereich des 
bestehenden Regenrückhaltebeckens am Kindergar-
ten. 
Mit Bescheid der Regierung von Unterfranken vom 
27.02.2025 und Änderungsbescheid vom 29.06.2026 
liegt eine rechtskräftige naturschutzrechtlicher Aus-
nahmegenehmigung für das Abfangen von Reptilien 
vor. In den beiden angesprochenen, bestehenden 
„Zauneidechsenhabitaten“ werden daher vor Umset-
zung des Bebauungsplans die Reptilien abgefangen.  
Die mögliche Weiterentwicklung des bestehenden Kin-
dergartens gemäß den gesetzlichen Vorgaben soll 
durch den Bebauungsplan gesichert werden. Für die 
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- vorsichtiges Nachlegen von Totholz nach Bedarf im Herbst/ Winter (wegen evtl. Vo-
gelbruten nicht in der Zeit zw. 1.3.bis 30.09.) 
Neuer Punkt der Textlichen Festsetzungen notwendig: 
„Zu erhaltende und zu sichernde Kernlebensräume der Zauneidechsen und 
Schlingnattern: Biotope 224.02, 224.02, 224.03, 224.04, sowie die Teile von Biotop Nr. 
80.028, die erhalten bzw. restauriert werden können und das unkartierte Heckenbio-
top nord-westlich vom Hochhaus (nord-östlich an Biotop 224.04 anstoßend) 
- Es sind Bauzäune um die Außengrenzen zu errichten vor Erschließungsbeginn und 
bis Ende Erschließung vorzuhalten 
- keine generelle Mahd, nur nach Bedarf, sondern Entfernung eines evtl. „zu viel" an 
Gehölzaufwuchs per Hand 
- falls Mahd, dann nur streifenweise, rotierend im Jahreswechsel auf max. 30 % der 
Fläche, wobei immer auf mind. 50 % der Fläche Vegetation mind. 50 cm hoch sein 
muss 
- Mahdgut ist per Hand zu entfernen 
- Mindestmahdhöhe! 15 cm 
- keine rotierenden Geräte, kein Mulchen 
- beim Mähen ist jeweils der äußerste Randstreifen, wo die hohe und die niedrige Ve-
getation bzw. vegetationsfreie Bereiche aneinanderstoßen, auszusparen, da sich dort 
erfahrungsgemäß die meisten Reptilien aufhalten 
Zusätzlich in Zeichnung ändern: Reale Habitatflächen festsetzen 
- ehemalige „Frankenstraßen-Trasse" durch Biotop 224.03 korrekterweise wieder Bio-
top 224.03 zuordnen (nicht zu A8) 
- Habitatfläche nördlich, nord-östlich des Kiga „Am Bremig" als reale Kernlebensräume 
der Reptilien Biotop 224.03 zuordnen (nicht A8) 
- Biotop 224.03 in realer Ausdehnung festsetzen (es fehlen Fläche entlang des Südran-
des und die gesamte Süd-Ost-Ecke) - Teil von Biotop 224.03, der östl. des Lengfelder 
Weges liegt 
- Habitat-Fläche zwischen Biotop 224.03 und Kindergartenfläche - analog zur Zeich-
nung „Alternativplanung 1" in der saP - zu Biotop 224.03 zuschlagen 
- südlicher Bereich des Regenfangbeckens - analog zur Zeichnung „Alternativplanung 
1" in der saP, zu Biotop 224.03 zuschlagen 
Zu Begründung S. 20, Punkt 3.2.1. 2. Absatz: 
- Nachpflanzungen sind in den ges. geschützten Biotopen unzulässig 
- zweimalige Mahd im Jahr ist in den ges. geschützten Biotopen unzulässig 
- da auf Biotop 224.03 Zauneidechsen und Schlingnattern leben und auch in den übri-
gen ges. geschützten Biotopen ZE und SN bei einen „Abfang" nicht erfasst werden/ei-
nen Abfang überleben werden, sind für die Biotope stattdessen reptilienfreundliche 
Pflegfestsetzungen zu treffen: 

Weiterentwicklung ist ausreichend mögliche Erweite-
rungsfläche für evtl. erforderliche An- und Umbauten 
sowie Bauraum um die bestehenden Gebäude erfor-
derlich. Diese Flächen müssen für eine Bebauung pla-
nungsrechtlich vorgesehen sein und liegen daher in-
nerhalb des festgesetzten „Baufensters“ der Fläche für 
den Gemeinbedarf – Kindergarten. Hierbei wurde be-
rücksichtigt, dass in Richtung der Fläche für den Arten- 
und Biotopschutz (A8) und des gesetzlich geschützten 
Biotops nicht mehr als der Bauraum festgesetzt wird. 
Auf den Flächen außerhalb der überbaubaren Grund-
stücksfläche sind lediglich kleine Nebengebäude und 
Flächenbefestigungen zur Nutzung der Kindergarten-
freiflächen möglich. Insgesamt wurden die Entwick-
lungsflächen für den Kindergarten dahingehend opti-
miert, möglichst viel Fläche mit Habitateignung in die 
geplante Fläche für den Arten- und Biotopschutz (A8) 
einbeziehen zu können. 
9. Falsche Festsetzung des „Trampelpfads“ als Ver-

kehrsfläche besonderer Zweckbestimmung – Fuß-
weg 

Die Unterstellung, die komplette, als Verkehrsfläche 
besonderer Zweckbestimmung – Fußweg festgesetzte 
Fläche soll versiegelt werden, entspricht nicht der 
Wahrheit. Es ist ein Fuß- und Radweg mit nutzungsan-
gepasster Minimalversiegelung geplant, der auf den 
übrigen Flächen des Grundstücks begrünt wird.  
Die Möglichkeiten der zeichnerischen Festsetzungen 
sind abschließend im §9 BauGB aufgezählt. Darüber 
hinaus gibt es kein „Festsetzungsfindungsrecht“. Die 
bundesrechtliche Sperre für den Inhalt des Bebau-
ungsplans, d. h. im Hinblick auf das, was zulässiger-
weise in ihn aufgenommen werden darf, gründet sich 
auf die bundesrechtliche Kompetenz für das Boden-
recht (Art. 74 Nr. 18 GG) und soll verhindern, dass der 
Bebauungsplan in seiner Funktion durch Einbringen 
weiterer Inhalte beeinträchtigt wird. Insofern ist ein 
geplanter öffentlicher Fußweg auch als Verkehrsfläche 
festzusetzen. Im Bebauungsplan wird bereits die 
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- keine Mahd 
- ein evtl. „zu viel" an Gehölzaufwuchs ist händisch zu entnehmen 
3.2.1, 4. Absatz 
Für A1, A2 und A3 = Reptilien-Ersatzflächen (vgl. saP) ist vollflächig eine reptilien-
freundliche Pflege festzusetzen und nicht, wie es in der Begründung steht, Pflegfest-
setzungen für allgemeine Ausgleichsflächen  
3.2.1, 6. Absatz 
Die Angabe, dass die "abschließende" saP im Jahr 2024 erstellt worden sei, ist falsch. 
Es wurde am 01.10.2025 eine saP erstellt.  
Selbst die Verfasserin der Begründung tut sich schwer (ist emotional belastet) von die-
sem Reptilien-Abfang-Umsiedlungs-Wahnsinn. Dafür sprechen die seltsamen gram-
matikalischen Fehler in der Begründung an gerade dieser Stelle (sonst treten keine 
grammatikalischen Fehler in der Begründung auf). 
Unter 3.3.1.2 der Begründung steht vielsagend wörtlich: „Die Vielfalt an vorhanden 
Tieren wird geht (sic) jedoch durch das Abfangen und Umsiedeln der Reptilien redu-
ziert." 
Wir fordern Offenlegung des- mit Sicherheit vorliegenden Kostenvoranschlags/ der 
Kostenschätzung des Planungsbüros für den geplanten Abfang der Reptilien aus den 
zu erhaltenden Biotopen samt Umsiedlung! 
Neue Festsetzung erforderlich für den bestehenden (momentan als „Straßenverkehrs-
fläche") festgesetzten, zu erhaltenden Sand-/Gras-/Fußweg am östlichen BPlan-Rand : 
Der fußläufige, bestehende Verbindungsweg (Sand-/Grasweg) zwischen den Kinder-
gärten - der auch weiterhin als „grüne Infrastruktur" = als Verbindungsstruktur zwi-
schen den (Reptilien-)Habitaten fungieren soll, wird im derzeitigen funktionalen Zu-
stand belassen, der Grünsaum wird nicht befestigt, nicht verschmälert, eher verbrei-
tert nach Möglichkeit Neue Festsetzung erforderlich für den neu festgesetzten „grü-
nen Weg zwischen Straße Am Bremig und Süd-Ost-Ecke von Biotop 224.03“ 
Fußweg ist- da seine Funktion überwiegend in der Habitatvernetzung besteht- in sei-
ner jetzigen funktionalen Beschaffenheit als Grasweg zu erhalten und als Gras-Tram-
pelpfad festzusetzen. Derzeit ist der Verbindungsweg lageabweichend vom bestehen-
den Verbindungsweg in der BPlan-Zeichnung eingezeichnet. Das läuft seiner Funktion 
als jahrhundertealter Verbindungsweg zuwider. Hier ist auf die Natur und die reale 
Lage in der Natur einzugehen. Jahrhundertealte Gewohnheiten in der Natur sind so-
wohl für Menschen als auch für Tiere wertvoll und es lohnt sich, sie zu schützen und 
zu erhalten. Der Trampelpfad ist in seiner jetzigen - ursprünglichen, seit Jahrhunder-
ten (Wendeweg) bestehenden - Lage, nämlich auf Höhe von Biotop 224.03: westlich 
entlang der Westgrenze von Biotop 224.03 und ab Biotop224.03- Süd-West-Ecke: 
leicht nach Osten ziehend bis zur Nord-Ost-Ecke von Biotop 224.04 gehend, festzuset-
zen. Nur so kann er tatsächlich- wie bisher - seiner wichtigen Verbindungsfunktion 

zweckgebundene Festsetzung genutzt, um andere Ver-
kehrsteilnehmer auszuschließen und eine minimierte 
Versiegelung zu ermöglichen. Die Festsetzung Ver-
kehrsfläche besonderer Zweckbestimmung – Fußweg 
beinhaltet rechtlich den geplanten Fußweg sowie das 
sogenannte Verkehrsgrün (wegebegleitende Grünflä-
chen). Die Festsetzung sagt nichts über die zukünftige 
Versiegelungsart oder den Versiegelungsanteil aus. 
Darüber hinaus ist es jedoch möglich, dass der Ge-
meinderat im Rahmen des Abwägungsbeschlusses ei-
nen Beschluss fasst, der zu einer Selbstbindung bzgl. 
der sowieso angestrebten Oberflächengestaltung 
führt.  
Festsetzung des Fußwegs lageabweichend vom Be-
stand 
In der Stellungnahme wird postuliert, dass der unge-
steuert entstandene Fußweg nur in seiner bestehen-
den Lage funktionieren kann. Daher wird darauf hinge-
wiesen, dass die festgesetzte Fläche nicht der aktuell 
genutzten Fläche entspricht. 
Die festgesetzte Fläche weicht an einzelnen kleinen 
Stellen in der Breite unerheblich vom Bestand ab. Es 
kann nicht nachvollzogen werden, warum der Fußweg 
deshalb nicht mehr funktionieren sollte. 
10. Mangelhafte Festsetzungen für Ausgleichflächen 

A1-A3 und A5 
Der Vorwurf, das Aufstellen des Reptilienzaunes und 
Abbauzeitpunkt sowie weitere Festsetzungen zur 
Mahd und ggfs. erforderlicher Gehölzentnahme hät-
ten festgesetzt werden müssen, kann nicht nachvollzo-
gen werden. 
Das Aufstellen und der Abbau des Reptilienzaunes sind 
abschließend in den Bescheiden der Regierung von 
Unterfranken zur naturschutzrechtlichen Ausnahme-
genehmigung für das Abfangen von Reptilien geregelt 
und daher als zusätzliche Festsetzung nicht erforder-
lich. Die Festsetzung enthält ausführliche, reptilien-
freundliche Vorgaben zu Art und Weise sowie Zeit-
punkt der Mahd. Gehölzentnahmen sind nicht 
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gerecht werden. Die genaue Lage des Wendeweges/ heutigen bestehenden Trampel-
pfades kann dem Grünordnungsplan - Karte Bestand - entnommen werden. 
Neue Festsetzung erforderlich: Vorhalten von Bauzäunen zum Schutz der Biotope 
224.03 und 224.04 während der Bauarbeiten auf den MFH- und RH-Grundstücken: Es 
fehlt die Festsetzung, dass von Seiten der MFH-/RH-Baugrundstücke vor Baubeginn 
Bauzäune vor der Grenze zum jeweils angrenzenden Biotop aufgestellt sein müssen 
vor Beginn der Bauarbeiten bis nach dem Abschluss der Bauarbeiten. Die Bauzäune 
müssen auf den MFH-/RH-Baugrundstück in mind.1 m Abstand von der Grenze zum 
jeweiligen Biotop errichtet werden, damit die Biotopbestände geschont werden. 
Diese Regelung ist in etwaige Verkaufsverträge über MFH-Baugrundstücke, sowie in 
Bauverträge, welche die Gemeinde - bei Bebauung eigener MFH- oder RH-Grundstü-
cke - abschließt, aufzunehmen und mittels angemessen empfindlicher Vertragsstrafen 
abzusichern. 
Die Biotopfläche von Biotop 224.03 ist in der Zeichnung - entgegen den expliziten Aus-
führungen im Urteil des BayVGH vom 5.Juli 2022 - nach wie vor nicht realitätsgetreu 
gezeichnet. Es fehlen durchschnittlich 2 m Flächenbreite entlang des Südrandes, ins-
besondere im Bereich der Hochstammgiganten Walnuss und Eiche liegt der Kronen-
umfang nicht vollständig realitätsgetreu innerhalb der Biotopfläche. Der BayVGH 
hatte in seinem Urteil auf die Konflikte (Nachbarstreit, Zaunbau, etc.) hingewiesen, 
welche durch eine nicht¬ realitätsgetreue Festsetzung der Biotopfläche - bei welcher 
die Kronen umfänglich innerhalb der Biotopfläche liegen müssen- nicht, wie vorge-
schrieben, im Zuge der Bauleitplanung bewältigt sind. Die Folge ist die Rechtswidrig-
keit des BPlans. 
Es fehlt im BPlan der Hinweis, dass auf der Biotopfläche 224.03 - laut Ausnahmege-
nehmigungs-Bescheid der Regierung von Unterfranken vom 29.06.2026- keine Ab-
fänge von Zauneidechsen und Schlingnattern gestattet sind. 
Näheres zur artenschutzrechtlichen Situation im Hinblick auf die gesetzlich geschütz-
ten Biotope 224.01, 224.02, 224.03, 224.04 und den dort vorkommenden Schirmarten 
Zauneidechse und Schlingnatter: Es geht hier bei uns darum, dass vorhandene Le-
bensräume - die eine besonders hohe Qualität aufweisen- in eine Wohnbau-Planung 
integriert werden können und nicht zerstört zu werden "brauchen"! Die Reptilienex-
pertin, die uns seit 2022 berät: Frau Dipl.-Biol. Ina Blanke sagt, dass für die, hier be-
troffenen, Schirmarten Zauneidechse und Schlingnatter, der Siedlungsraum mittler-
weile einen der wichtigsten Schwerpunktlebensräume darstellt. Ihr und uns passiert 
es mehr und mehr - und das sehen wir auch vermehrt im Internet - dass Menschen 
begeistert davon berichten, Zauneidechsen in ihrem Garten gesichtet zu haben! 
Dass die Ko-Existenz mit Reptilien in Wohngebieten tatsächlich nicht nur möglich, son-
dern gerade auch im Sinne des Artenschutzes wichtig ist, bestätigt nicht nur die, uns 
beratende Reptilienexpertin, Frau Dipl.-Biol. Ina Blanke, sondern auch eine Studie aus 

vorgesehen, daher sind die bestehenden Gehölze als 
Fläche zur Erhaltung von Gehölzen festgesetzt. 
11. Artenschutzfeindliche Festsetzungen für Aus-

gleichsfläche A6 
Der Vorwurf, die Festsetzung enthalte falsche Festset-
zungen zur Mahd (z.B. „Schröpfschnitt“ des Blühstrei-
fens“ im Ansaat-Frühjahr) kann nicht nachvollzogen 
werden. 
Die Festsetzung enthält ausführliche feldhamster-
freundliche Vorgaben zu Art und Weise sowie Zeit-
punkt der Mahd, die der guten fachlichen Praxis für 
feldhamsterfördernde Bewirtschaftung entsprechen. 
12. Für Reptilien ungeeignete Ausgleichsfläche A7 
Die Unterstellung, die Ausgleichsfläche A7 sei für Rep-
tilien ungeeignet, entspricht nicht der Wahrheit. 
Der externen Ausgleichsfläche FlNr. 580, Gemarkung 
Rottendorf, konnte seitens der Höheren Naturschutz-
behörde bei der Regierung von Unterfranken zuge-
stimmt werden. Die Ausgleichsfläche auf FlNr. 580, 
Gemarkung Rottendorf, ist nach entsprechender vor-
heriger Aufwertung zu 100% für Reptilien nutzbar. Bei 
der genannten Ausgleichsfläche handelt sich im jetzi-
gen Ausgangszustand um artenreiches Extensivgrün-
land mit bereits vorhanden Habitatelementen (He-
ckenzüge, Altgrasbereiche, Totholz) für Reptilien.  
Die Fläche liegt in circa 2,25 km Entfernung zur Ein-
griffsfläche. Die Fläche wurde im Jahr 2024 an fünf ge-
eigneten Tagen begangen, wobei eine Besiedlung mit 
Reptilien ausgeschlossen werden konnte. Eine Besie-
delung der Fläche liegt damit nicht vor, die Vernetzung 
der Fläche zu benachbarten Populationen ist jedoch 
plausibel, da als Wanderkorridore geeignete Vernet-
zungsstrukturen zur B8 bestehen und die Böschungen 
der B8 beinahe flächendeckend von Zauneidechsen 
besiedelt sind.  
Nach Einschätzung der Höheren Naturschutzbehörde 
ist die fehlende Besiedelung der Fläche durch Reptilien 
auf den weniger sandigen, grabbaren Boden für eine 
mögliche Eiablage zurückzuführen. Im Zuge der 
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Berlin (die wir Ihnen beilegen),in der wir auf den schönen Begriff: "Versöhnungsökolo-
gie" gestoßen sind, und wo durch eine große Feldstudie nachgewiesen worden ist, 
dass eine zunehmende Urbanisierung In der Umgebung sich gut mit dem Erhalt von 
Reptilienhabitaten verträgt! Die Studie weist nach, dass die Populationsdichte im Rep-
tilienhabitat unabhängig vom Urbanisierungsgrad der Umgebung ist und vielmehr 
durch die Habitatqualität bestimmt wird! Das Ergebnis der Studie belegt, dass es sich 
lohnt, auch für den Erhalt kleinerer hochwertiger Reptilienhabitate bei fortschreiten-
der Bebauung in der Umgebung zu kämpfen! 
Das - als Vorwand für die angebliche Notwendigkeit der Reptilienabfänge und -Um-
siedlungen - vom, dem Bürgermeister dienenden, Naturschutzplanungsbüro in der 
saP vorgebrachte und von der Bescheid-erteilenden Behörde in der Ausnahmegeneh-
migung nachgeplapperte, "Hauskatzenproblem", ist an den Haaren herbeigezogen. 
Das sieht man schon daran, dass die Lebensräume auch bisher schon - und zwar seit 
Jahrzehnten - unmittelbar an Siedlungsgebiete anstoßen und dennoch in den Habita-
ten nachweislich eine außergewöhnlich dichte Zauneidechsenpopulation vorliegt. 
Es wurden ca. 70 Individuen kartiert (vgl. Kartierungskarten von 2022 und 2024, in der 
Anlage), was allein bei einem Hochrechnungsfaktor von 20 (das zuvor bis 2022,hier 
agierende Naturschutzplanungsbüro Kaminsky ging in der mündlichen Verhandlung 
am BayVGH in München am 4. Juli 2022 sogar von einem "Hochrechnungsfaktor" von 
100 aus) eine Population von 70 x 20 = 1400 Zauneidechsen bedeuten würde (die 
"FaktorHochrechnungen" sind jedoch, laut Frau Blanke, nicht wirklich aussagekräftig; 
die einzige, hinsichtlich der Bestandsdichte aussagekräftige, Zahi: gesichtete Indivi-
duen pro Stunde, wurde nicht ermittelt). Unstrittig ist, dass es hier um Hunderte von 
Zauneidechsen - und damit um eine für Bayern bedeutende Population und eine ent-
sprechen hohe Verantwortung geht und, unstrittig ist, dass hier auf einer relativ klei-
nen Fläche eine außergewöhnlich hohe Bestandsdichte vorliegt. Was wiederum zwei-
fellos für eine überragend gute Habitatqualität spricht. 
Was nicht-fachkundige Menschen „als verwildert" abwerten, ist genau das, was einen 
- für Reptilien (und anderen Tieren/Vögeln) - attraktiven Lebensraum ausmacht. 
Wie Frau Blanke sagt und wie es auch durch die Studie "the sand lizard moves down-
town" bestätigt wurde, kommt es hinsichtlich der Bestandsdichte der Reptilien näm-
lich entscheidend auf die Qualität des Habitats an - und nicht auf den "Urbanisie-
rungsgrad" der Umgebung (samt Hauskatzenpopulation).In den vorliegenden Lebens-
räumen in den betroffenen Biotopen 224.01, 224.02, 224.03 und 224.04 liegt ein, 
über Jahrzehnte natürlich gewachsenes, kleinstrukturiertes Mosaik aus Freiflächen, 
dornigen Hecken miteingestreuten Hochstammbäumen, zeltförmigen Brombeersträu-
chern, zahlreichen Totholzbeständen und dichten, teils hohen, Altgraspolsterfilzen 
vor. In diesen - kleinteilig ineinander verzahnten – für Tiere wie Reptilien optimalen, 
Deckungs- und Nahrungsstrukturen (Insekten, Spinnen) - wo Sonn- und 

Herstellung der FCS-Maßnahmenfläche werden aller-
dings neben zusätzlichen Habitatelementen auch 
Sandflächen als Eiablageplätze für die Zauneidechsen 
hergestellt werden, was die Eignung als Fortpflan-
zungs- und Ruhestätte signifikant erhöht. Aufgrund 
der Größe der Ausgleichsfläche wurde festgelegt, dass 
die räumliche Aufteilung in einer fachlichen Planung 
erfolgen muss. 
Da es sich bei den Flächen zudem aufgrund der bereits 
zum Teil vorhandenen und für Reptilien geeigneten 
Strukturen nicht um eine vollständige Neuanlage einer 
Ausgleichsfläche mit Ersatzhabitaten auf beispiels-
weise Intensivacker handelt, sondern um eine im 
Grundsatz bereits geeignete Fläche mit einem beste-
henden Nahrungsangebot, die durch die Anlage von 
Ersatzhabitaten lediglich noch weiter optimiert wird, 
ist die volle Funktionalität der Fläche nach fachlicher 
Einschätzung nicht erst nach 5 Jahren gegeben, son-
dern bereits kurz nach Anlage der Steinriegel mit Tot-
holz und Sandlinsen erfüllt. Bei der Anlage der noch 
erforderlichen Strukturen handelt es sich um solche, 
die i. d. R. kurzfristig angelegt werden können. 
13. fehlende Zielstellung und artenschutzfeindliche 

Festsetzungen für Ausgleichsfläche A8 
Der Vorwurf, eine zwecklose Fläche mit artenschutz-
feindlichen Festsetzungen entwickeln zu wollen, kann 
nicht nachvollzogen werden. 
Das erklärte Ziel der Anlage und dauerhaften extensi-
ven Pflege dieses Bereichs ist die Schaffung offener Le-
bensräume gepaart mit diversen Strukturen und Ver-
steckmöglichkeiten, die unterschiedlichsten Tiergrup-
pen als Habitat dienen. Im Bereich der Fläche A8 wer-
den zudem Infotafeln aufgestellt, die auf die natur-
schutzfachliche Wertigkeit der Fläche hinweisen, um 
das angestrebte Ziel auch zu kommunizieren. In der 
Stellungnahme selbst (S. 12, letzter Absatz) wird im 
Übrigen darauf hingewiesen, dass die Ausgleichfläche 
A8 eine „effektive Verbesserung der Vernetzungssitua-
tion“ darstellt, was per se schon eine gute Zielstellung 
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Schattenplätze auf engstem Raum vorliegen und die Reptilien beim leisesten Ge-
räusch, bei der kleinsten Erschütterung, einfach im Altgraspolsterfilz oder im Brom-
beerrankenzelt verschwinden können - haben Prädatoren, wie Hauskatzen, so gut wie 
keine Chance, ein Reptil zu erbeuten. Deshalb ist der Erhalt der, jetzt in Topqualität 
vorliegenden, Lebensraum-Ausstattung- die jedoch nach dem BPlan-Entwurf 2 x jähr-
lich abzurasieren, sprich zu zerstören, ist- so wichtig. 
Erfahrungsgemäß vermeiden Hauskatzen zudem nach Möglichkeit den Aufenthalt in 
hohen dichten Altgrasbeständen, weil sie dort ansonsten Zecken "aufsammeln". Da 
Katzen überwiegend dämmerungs- und nachtaktiv - Reptilien vorwiegend am Tag ak-
tiv sind – sind tagaktive Prädatoren, wie der Falke, generell die Hauptbeutegreifer von 
Reptilien (vgl. "Die Zauneidechse - Leben zwischen Licht und Schatten", Ina Blanke, 
Laurenti-Verlag, 2010). Die Falken werden jedoch nach zunehmender Bebauung in der 
Umgebung der Biotope, dort sogar weniger jagen als jetzt. Damit ist das - vorgescho-
bene - Prädatoren-/Hauskatzenproblem - auf welches sich die saP und die Ausnahme-
genehmigung hinsichtlich der angeblich notwendigen Reptilien Umsiedlungen stützt - 
mehrfach widerlegt. 
Auch eine "mangelnde-Vernetzung-der-Reptilienlebensräume-innerhalb-des-Wohn-
gebiets" - das zweite, in der saP und im Bescheid (neben dem Hauskatzenproblem) an 
den Haaren herbeigezogene "Problem", welches angeblich den Abfang der Reptilien 
und die Zerstörung der Lebensräume notwendig macht - ist in der Realität gar nicht 
gegeben. Durch den, bereits vom Gemeinderat festgesetzten, Erhalt des Fußweges, 
der am Ostrand des BPlan-Gebiets verläuft (und der weiterhin einen wegbegleitenden 
Grünstreifen haben wird) und durch neue, bereits festgesetzte "Naturentwicklungsflä-
che „A8" zwischen den Biotopen, ist für die Habitat-Vernetzung bestens gesorgt. „A8" 
entspricht flächenmäßig in etwa der „Planungsvariante 1" aus der saP, welche von 
Fabion explizit im Hinblick darauf entworfen worden war, dass auf genau diese Art 
und Weise effektiv eine Verbesserung der „Vernetzungssituation" erreicht werden 
kann. „A8" macht deshalb nur im Zusammenhangmit dem Erhalt der Biotope in ihrer 
jetzigen Form als 1A-Reptilienhabitate einen Sinn. 
Damit ist auch das Argument der vorgeblich mangelhaften, ja fehlenden, Vernetzung 
der Reptilienlebensräume widerlegt. Frau Blanke sagt, dass die künftige, zusätzliche, 
Vernetzung über Hausgärten, sogar besser sein wird, als es die Situation bislang an 
dieser Stelle durch die Ackerland-Umgebung für die Reptilien war.  
Lt. Frau Blanke scheitern die meisten Zauneidechsenumsiedlungen. Eine erfolgreiche 
Umsiedlung der Art Schlingnatter ist - so Frau Blanke, unter den gegebenen Umstän-
den und Bescheid-Vorgaben - von vorneherein unmöglich! 
Die unsinnigen, artenschutzrechtswidrigen, Umsiedlungsmaßnahmen würden zudem 
das Baugebiet unnötig verzögern. Der Reptilien-Umsiedlungs-Biotop-Zerstörungs-Plan 
des Bürgermeisters läuft nämlich nicht nur den Interessen des Biotop- und 

ist. 
Für die Anlage und Pflege der Fläche wurde in Abstim-
mung mit der Höheren Naturschutzbehörde bei der 
Regierung von Unterfranken eine Festsetzung entwi-
ckelt, die als Nebenbestimmung im Änderungsbe-
scheid zur naturschutzrechtlicher Ausnahmegenehmi-
gung für das Abfangen von Reptilien zur Aufnahme in 
den Bebauungsplan vorgegeben ist. Eine zu starke 
Spezifizierung der Pflegemaßnahmen im Hinblick auf 
die in den Teilhabitaten verbleibenden Reptilien 
würde die gewünschte Entwicklung mit einer Vielfalt 
an Tiergruppen nicht verbessern. Die in der Stellung-
nahme abgelehnten Strukturelemente Benjeshecke, 
Wurzelstöcke und Sandarium dagegen dienen der Ver-
größerung des Angebots an Strukturen und Versteck-
möglichkeiten und damit der Ansprache von Tiergrup-
pen. 
13.1. Rodungsfläche im Biotop 224.03 hat wieder Bio-

topqualität erreicht und ist als solches festzuset-
zen 

Der Vorwurf, dass der Biotopschutz für die Rodungs-
fläche fehlt, wenn die Festsetzung der Ausgleichsflä-
che A8 umgesetzt wird, kann nicht nachvollzogen wer-
den. 
Die Rodungsfläche ist im Bestand eine maximal zwei-
jährige Ackerbrache. Dieser Zustand ist zwar per se ein 
Biotop, aber kein gesetzlich geschütztes Biotop gemäß 
BNatSchG / BayNatSchG. 
Ein Biotop bezeichnet in der Biologie einen bestimm-
ten, räumlich begrenzten Lebensraum, in dem Pflan-
zen, Tiere, Pilze und Mikroorganismen leben. Genau 
ein solcher möglichst vielfältiger Lebensraum soll 
durch die Umsetzung der Ausgleichsfläche A8 gemäß 
ihrer Festsetzung entstehen. 
13.2. Planung der Ausgleichsfläche A8 ist eine „be-

wusste Täuschung“ 
Die Unterstellung, die Frankenstraße soll doch durch 
das Biotop gebaut werden, entspricht nicht der Wahr-
heit.  
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Artenschutzes diametral zuwider, sondern sabotiert auch das Interesse der Woh-
nungssuchenden an einer schnellen Zur-Verfügung-Stellung von Wohnraum (mit wel-
chem die Dringlichkeit für den - riesig dimensionierten – Bebauungsplan jedoch ge-
rade begründet wird!). 
Zudem würden durch die unsinnige, ökologisch verantwortungslose, Reptilien-Ab-
fang- und Umsiedlungsaktion und für die - untaugliche - Ersatzhabitatfläche, auf wel-
che die Reptilien verbracht werden sollen, unnötige hohe Kosten verursacht: Kosten 
geschätzt im mittleren sechsstelligen Bereich für einen unsinnigen Naturfrevel - an 
welcher nur das, dem Bürgermeister dienende, "Naturschutz"-Planungsbüro verdie-
nen würde! Das einzige "Opfer", welches der Bürgermeister bringen müsste, um dem 
destruktiven Spuk - den er inszeniert- ein Ende zu bereiten, wäre, dass er zwei der vier 
MFH-Bauplätze an einer anderen Stelle im 22 ha-großen(!) Plangebiet unterbringt! 
Denn diese zwei MFH-Bauplätze sind bislang an der denkbar störendsten Stelle vorge-
sehen: Im Süden des größten Biotops, 224.03, auf welchem zudem der dichteste Zau-
neidechsenbestand vorliegt! Die, auf den zwei MFH-Bauplätzen geplanten, mehrge-
schossigen Wohnanlagen würden nach ihrer Fertigstellung- an ihrer, derzeit vorgese-
henen Lage: südlich an das größte Biotope anschließend - einen großen Teil der Kern-
lebensräume ganzjährig verschatten! Doch zur MFH-Bauplatz-Verlegung ist der Bgm. 
nicht bereit! Dabei ist das Plangebiet, wie gesagt, 22 ha groß. Die besagten (natürlich 
für die Gemeinde viel Geld bedeutenden) zwei MFH-Bauplätze ließen sich jedoch - mit 
ein wenig gutem Willen - leicht auch an einer anderen Stelle im Plangebiet, z. B. an 
dessen westlichem Rand, unterbringen! Es kann nicht sein, dass die kostbaren Biotope 
- deren Bestand lt. Grundsatzbeschluss des Gemeinderats erhalten und gesichert wer-
den soll - zerstört werden, um nicht zwei Bauplätze verlegen zu müssen! 
Der erlangte Ausnahmebescheid ermöglicht es dem Bürgermeister, die deckungsge-
benden Totholzbestände aus den Biotopen zu entfernen, die in den Biotopen vorlie-
genden – über Jahrzehnte natürlich gewachsenen - dichten Altgraspolsterbestände (in 
deren Filzen die Reptilien sichere Deckung finden und die für ihre Thermoregulation 
existenziell wichtig sind: die äußeren, dürren, Areale in den Filzen trocknen schnell ab 
und wärmen sich am Morgen schnell auf, wohingegen sich in den inneren, frischen, 
grünen Arealen Feuchtigkeit und Kühle speichern, die zur Abkühlung in der Mittags-
hitze dienen), abschreddern zu lassen und die Zauneidechsen und Schlingnattern aus 
ihren angestammten (dann zerstörten) Lebensräumen zu entfernen, und die Biotope 
tatsächlich seinem Wunsch gemäß, in einen "Rasen" zu verwandeln. Dieses Ziel des 
Bürgermeisters läuft sowohl dem gesetzlichen Schutz der Biotope, als auch dem 
Grundsatzbeschluss der Bauleitplanung: „die Biotope bleiben erhalten“, zuwider. 
Schon im Rahmen der "Umsiedlungs-Vorbereitungs-Maßnahme": dem "Kurzrasig-Mä-
hen" der Altgras-Bestände und "Entfernen der Deckungsstrukturen", kämen, erfah-
rungsgemäß, die meisten Reptilien und viele andere kleine Tiere zu Tode! Von den 

Durch die fehlende Festsetzung Straßenverkehrsfläche 
fehlt auch die rechtliche Grundlage für einen Straßen-
bau. 
 
Planungsrechtlich relevante Anregungen, Bedenken 
und Hinweise zur Begründung 
14. Hinweis auf falsche Datumsangabe für die saP in 

Kap. 3.2.1 
Das Datum wurde nicht aktualisiert. 
Planungsrechtlich relevante Anregungen, Bedenken 
und Hinweise zum Umweltbericht 
15. Hinweis auf fehlerhafte Beschreibung der überge-

ordneten verkehrlichen Anbindung in Kap. 4.1.2 
Der Hinweis ist berechtigt. Die Frankenstraße wird 
noch als durchgehende Haupterschließungsachse be-
schrieben. 
16. Prognose der Umweltzustands bei Nicht-Durch-

führung der Planung in Kap. 4.3 ist defizitär 
Die Beschreibung im Umweltbericht trifft keine Aus-
sage zum Weiterbestehen der geschützten Biotope 
mit / ohne ihren Artenreichtum.  
17. Beschreibung der Isolierung der Biotope im Kap. 

4.4.1.4 ist eine Falschdarstellung 
Begründet wird der Vorwurf in der Stellungnahme mit 
dem bereits vorhandenen Fußweg, der die geschütz-
ten Biotope untereinander vernetzt. Gemeint ist hier 
allerdings die Vernetzung mit externen Habitatflächen. 
Seit 2019 /2020 wird auf allen als Baugebiet vorgese-
henen Flächen Schwarzbrache gehalten, um ein Wie-
dereinsiedeln von Reptilien und Feldhamstern zu ver-
meiden. Diese Flächen haben durch die fehlende Ve-
getationsdecke jede verbindende Funktion seit vielen 
Jahren verloren.  
Planungsrechtlich relevante Anregungen, Bedenken 
und Hinweise zum saP 
18. Ergänzungen der saP um eine Karte mit Abfangflä-

chen für Reptilien und Verweis in den textlichen 
Festsetzungen auf die Karte 
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wenigen Reptilien, die das Abschreddern der Vegetation und das Entfernen der De-
ckungsstrukturen überleben würden, würden zwar nur die wenigsten abgefangen 
werden können - die meisten verbleiben, so Frau. Blanke, bei Umsiedlungsaktionen in 
Erdlöchern, Nagerbauten, etc. zurück - doch fehlen für die Überlebenden auf den - 
dann zerstörten - Biotopflächen die deckungsgebenden Altgraspolster und die Tot-
holzbestände, so dass sie sich entweder nicht aus ihrem unterirdischen Versteck in 
Erdspalten Nagerbauten, etc. wagen und dort elendiglich verhungern oder an der Erd-
oberfläche deckungslos schnell Fressfeinden zum Opfer fallen. Da zudem im derzeit 
ausliegenden Bebauungsplan festgesetzt ist, dass die Biotope, die seit Jahrzehnten 
sich selbst überlassen wurden - wodurch sich erst die jetzt vorliegenden optimal aus-
balancierten hochwertigen Habitatstrukturen entwickeln konnten zukünftig jährlich 2 
x gemäht werden müssen, wären die Lebensräume auf Dauer vernichtet. Die jetzt vor-
liegenden Altgraspolsterfilze aus sogenannten "Forst-Problemgräsern" verhindern 
nämlich - auf natürliche Weise - das Aufkommen von Gehölzen - weshalb sie im Wald 
unbeliebt sind - so dass einer (hier ausnahmsweise unerwünschten) weitergehenden 
Verbuschung/Verwaldung - durch die, jetzt vorhandenen, dichten Altgraspolsterbe-
stände - automatisch entgegengewirkt ist. Deshalb sind die Biotope am Sand - im Ge-
gensatz zu der immer extrem pflegeaufwändig bleibenden „Ersatzfläche“ (Zielfläche 
für die geplanten Reptilienumsiedlungen aus den Biotopen) Flstnr. 580 - pflegeleicht 
und können auch in der Zukunft- wenn man sie jetzt In Ruhe lässt, in ihrem derzeiti-
gen ausbalancierten Zustand belassen- weitestgehend sich selbst überlassen bleiben. 
Nur in den, jetzt vorhandenen, bestens ausgestatteten Top-Lebensräumen haben die 
Reptilien - wie Frau Blanke und die Studie "the sand lizard moves downtown" überein-
stimmend aussagen - auch bei zunehmender Umgebungsbebauung eine gute Chance. 
Die Biotope können dann als "Lebensadern" fungieren, von denen aus sich die Repti-
lien dann später auch in die, neu entstehenden, Gärten ausbreiten können. 
Es ist von daher nicht nachvollziehbar, dass im Entwurf des BPlans tatsächlich vorge-
sehen ist, die Flora- und Fauna-Bestände = die kostbaren Lebensräume in den Bioto-
pen, auszulöschen. Der mit dem BN und der Naturschutzbehörde ausgehandelte - ge-
gen die Natur gerichtete, die Erschließung weiter verzögernde, über die Maßen kost-
spielige (u.a. 30-jährige aufwändige Flächen-Pflege für die ungeeignete Ersatzfläche 
Flstnr. 580, auf welche die Biotop-Reptilien verbracht werden sollen - „Deal“ sieht vor, 
dass die lebendigen, ohne Pflege auskommenden, Biotope geopfert werden, im 
"Tausch” gegen planinterne „Biotop-Vergrößerungs- bzw. -Vernetzungsflächen A8“ 
(für die nicht einmal reptilienfreundliche Festsetzungen getroffen wurden), wobei die 
planinterne Biotop-Zusatz-/Vernetzungsfläche größtenteils aus ehemaligen Ackerflä-
chen besteht, welche für die Natur wertlos sind!! Die jetzt vorhandenen, 
vor Leben sprühenden, wertvollen Flora- und Faunabestände auf den Biotopen (die 
zwar - zusammen mit den Ackerflächen - in eine größere "Naturentwicklungsfläche" 

Auch hier werden die Festsetzungen des Bebauungs-
plans und die Nebenbestimmungen der beiden Be-
scheide zur naturschutzrechtlicher Ausnahmegeneh-
migung für das Abfangen von Reptilien vermischt. Die 
Nebenbestimmungen der Bescheide gelten mit einer 
Ausnahme unabhängig von den Festsetzungen des Be-
bauungsplans und müssen daher nicht in diesen inte-
griert werden. Das heißt, z.B. die Ziff. 3.5 des Ände-
rungsbescheids (Abfang im Biotop 224.03 nicht not-
wendig) gilt, auch ohne, dass dies im Bebauungsplan 
festgesetzt ist.  
Eine zusätzliche Karte und textliche Festsetzung sind 
daher nicht erforderlich. 
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einbezogen, aber eben zuvor komplett zerstört werden sollen), wären dann ausge-
löscht! Das "Tauschobjekt" für das geopferte Leben: für die lebendigen Top-Lebens-
räume, sind überdüngte, verdichtete Ackerflächen, welche zudem seit knapp 10 Jah-
ren ständig mit schweren Maschinen gegrubbert wurden, um sie absichtlich 
"schwarz" = unbelebt zu halten! Der schmutzige Deal ist, laut Frau Blanke, "gegen die 
Biologie und von daher zum Scheitern verurteilt"! 
Was der seltsame „Deal“ nämlich negiert: Umweltleistungen sind nicht übertragbar! 
Eine rein flächenbezogene Bilanzlogik - wie sie hier jetzt vorgenommen wird - igno-
riert, dass die ökologische Leistung der natürlich über Jahrzehnte gewachsenen, in 
Optimalzustand vorliegenden - Biotope nicht übertragbar - und damit nicht (auch 
nicht mit "mehr Flächen") "verrechenbar" - ist! 
Wir legen Ihnen auch das Urteil des höchsten bayerischen Verwaltungsgerichts bei, 
mit dem der BayVGH 2022 einen ersten - ebenfalls schon rechtswidrigen - Versuch, 
die Lebensräume in den Biotopen zu zerstören, gestoppt hatte! Damals schon wurden 
biotops- und artenschutz¬ rechtswidrige Abwägungen getroffen - u.a. waren infolge 
falscher Biotopflächen Einmessungen die real vorliegenden Biotopflächen nicht reali-
tätsgetreu in die Bplan-Zeichnung aufgenommen worden (was auch im neuesten Be-
bauungsplan-Entwurf nicht umfänglich korrigiert ist!), so dass der Rat damals schon 
fehlerhafte Abwägungen getroffen und einen rechtwidrigen Bebauungsplan zur Sat-
zung erklärt hatte. 
Der BayVGH hatte die Nichtbeachtung der Biotop- und Artenschutz-Normen deutlich 
gerügt und Ihnen dadurch eine zweite Chance für die Festsetzung einer biotop- und 
artenschutzrechtskonformen BPlan-Zeichnung, sowie entsprechender, die vorhande-
nen gesetzlich geschützten Biotope und deren Flora- und Faunabestände vollumfäng-
lich sichernde, Festsetzungen gegeben! Im ausgelegten Entwurf ist diese zweite 
Chance vertan. Im Plangebiet wurde - wie die meisten von Ihnen wissen- in den ver-
gangenen Jahren bereits viel Schaden angerichtet: Hunderte von Zauneidechsen wur-
den bereits in den vergangenen Jahren - durch das Abschreddern von Reptilienhabi-
tatflächen im Plangebiet - getötet, u. a. allein im Jahr 2022 über 170 Individuen durch 
das vollflächige tiefe Abmulchen der Vegetation auf dem Reptilien-Ersatzhabitat im 
Plangebiet „A1", nachdem sie zuvor auf diese, völlig ungeeignete, Ackerfläche ge-
bracht worden waren. Von den 176, auf "A1" umgesiedelten, Zauneidechsen, wurde 
von mehreren Fachleuten, trotz intensiver - in bis zu einem Dutzend Begehungen vor-
genommener - Nachsuche im Sommer nach dem Abschreddern der Fläche, nur noch 
ein einziges Individuum (und zwei später geborene Jungtiere, vgl. auch Kartierung 
2023) aufgefunden! 
Seit 2017 wurden jedes Jahr Ursprungs-Lebensräume der Reptilien im Plangebiet zer-
stört. Allein im Jahr 2023 wurden mehrere nachgewiesene Reptilienhabitate im Plan-
gebiet artenschutzrechtswidrig großflächig bodentief abgemulcht. Die drastischen 
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Bestandsrückgänge allein bei der Art Zauneidechse durch die Zerstörungsaktionen im 
Jahr 2023, kann man auch anhand der Kartierungskarten 2022 und 2024 nachvollzie-
hen. Dort sieht man deutlich, dass in den - 2023 plattgemachten - Habitaten bzw. Tei-
len von Biotopen: dem sogenannten "Regenfangbecken-Habitat" im Nordosten des 
alten Kindergartens "Am Bremig"; entlang des Südrandes, jeweils von Biotop 224.03 
und 224.04; im Areal von Biotop 80.028 (das zweireihig entlang der Würzburger 
Straße liegt) und in zwei weiteren Habitaten (alles Flächen, welche bereits damals in 
Gemeindeeigentum waren) zwischen 2022 und 2024 die Anzahl der kartierten Zau-
neidechsen dramatisch abgenommen hat, zum Teil 2024 gar keine Sichtungen mehr 
erfolgten, was ein Hinweis darauf ist, dass sich die Bestände, bis 2024, nach der groß-
angelegten, bewussten Zerstörungsaktion von 2023, nicht wieder in der, vorher vor-
liegenden, Dichte aufbauen hatten können, auch, weil die - zuvor vorhandene - hoch-
wertige Habitatqualität sich infolge des durchgeführten Vegetationsabschredderns 
massiv verschlechtert hatte. Im vergangenen Sommer wurde sogar der Südrand von 
Biotop 224-03 im westlichen Teil durch den, von der Verwaltung beauftragten Land-
wirt, Albrecht Brux umgebrochen, wobei mehrere Hundert Quadratmeter, dich besie-
delter Reptilienlebensraum vernichtet wurde. 
Mit freundlichen Grüßen  
Gabriele und Thomas Gernert 
Anlagen 
- Studie "the sand lizard moves downtown" samt Übersetzung ins Deutsche mithilfe 
eines Übersetzungsprogramms 
- Kartierungskarten über Zauneindechsen-Nachweise im geplanten Wohngebiet in 
den Jahren 2022 und 2024, Planungsbüro Fabion. (Die meisten der, 2022 und 2024 
kartierten, Zauneidechsen sind, laut Karten, in den Biotopen 224.01bis 224.04. - die, 
nach dem Willen des Gemeinderats erhalten und ins neue Wohngebiet integriert wer-
den sollen und um deren vollumfänglichen Erhalt wir kämpfen - ansässig. 
- Grundlegende Stellungnahme zum Bebauungsplan hinsichtlich Artenschutz insbe-
sondere in Bezug auf die Schirmart Zauneidechse, verfasst von der Reptilienexpertin 
Frau Dipl.-Biol. Ina Blanke 
- Urteil des Bayerischen Verwaltungsgerichtshofs vom 5. Juli 2022 
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